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Karl C. Thalheim

Um die Zukunft unserer Gesellschafts- 
und Wirtschaftsordnung

Prognosen für das Schicksal des Kapitalismus

Es ist nun schon weit mehr als ein Jahrhun-
dert verstrichen seit jener Wirtschaftsord-
nung, für die sich seit Marx-Engels, Sombart 
und Max Weber die Bezeichnung „Kapitalis-
mus" eingebürgert hat, zum ersten Male der 
sichere Untergang vorausgesagt wurde. Im 
Revolutionsjahr 1848 schrieben Marx und En-
gels im „Kommunistischen Manifest":

Mit der Entwicklung der großen Industrie 
wird ... unter den Füßen der Bourgeoisie 
die Grundlage selbst hinweggezogen, wor-
auf sie produziert und die Produkte sich 
aneignet. Sie produziert vor allem ihre ei-
genen Totengräber. Ihr Untergang und der 
Sieg des Proletariats sind gleich unver-
meidlich."

1913 lesen wir bei Rosa Luxemburg in „Die 
Akkumulation des Kapitals":

„Der Akkumulationsprozess hat die Bestre-
bung, überall an Stelle der Naturalwirt-
schaft die einfache Warenwirtschaft, an 
Stelle der einfachen Warenwirtschaft die 
kapitalistische Wirtschaft zu setzen, die 
Kapitalproduktion als die einzige und aus-
schließliche Produktionsweise in sämtli-
chen Ländern und Zweigen zur absoluten 
Herrschaft zu bringen. Hier beginnt aber 
die Sackgasse. Das Endresultat einmal er-
reicht — was jedoch nur theoretische Kon-
struktion bleibt — wird die Akkumulation 
zur Unmöglichkeit: Die Realisierung und 
Kapitalisierung des Mehrwertes verwandelt 
sich in eine unlösbare Aufgabe ... die Un-
möglichkeit der Akkumulation bedeutet ka-
pitalistisch die Unmöglichkeit der weiteren 
Entfaltung de

1

r Produktivkräfte und damit 
die objektive geschichtliche Notwendigkeit 
des Untergangs des Kapitalismus." )

In seiner im Frühjahr 1916 entstandenen Im-
perialismus-Schrift bezeichnete Lenin den Im-

perialismus als höchstes — und damit auch 
letztes — Stadium des Kapitalismus, als „ver-
faulenden Kapitalismus" 2). Auch er sagte 
dem Kapitalismus den nahen Untergang vor-
aus: „Aus allem, was über das ökonomische 
Wesen des Imperialismus gesagt wurde, geht 
hervor, daß er charakterisiert werden muß als 
Übergangskapitalismus oder, richtiger, als 
sterbender Kapitalismus."

1) Rosa Luxemburg, Die Akkumulation des Kapi-
tals, Berlin 1913 (Ausgabe 1923), S. 335, zitiert
nach Paul Jostock, Der Ausgang des Kapitalismus, 
München und Leipzig 1928, S. 109.

Vorsichtiger, aber trotzdem hinsichtlich der 
Zukunft des Kapitalismus ziemlich skeptisch, 
urteilten zwei der großen Gelehrten, die sich 
in unserem Jahrhundert besonders intensiv 
mit der theoretischen Analyse des kapitalisti-
schen Wirtschaftssystems beschäftigten:

Sombart und Schumpeter. In dem 1927 er-
schienenen Schlußband seines monumenta
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len 
Kapitalismuswerkes „Das Wirtschaftsleben 
im Zeitalter des Hochkapitalismus" ) be-
zeichnete Werner Sombart alle Auffassun-
gen als irrig, die für die Zukunft die Allein-
herrschaft eines Wirtschaftssystems voraus-
sagen; im Wirtschaftsleben der Zukunft wür-
den alle Wirtschaftsarten nebeneinander 
bestehen, also neben dem Kapitalismus 
(in der spezifisch Sombartschen Auffassung 
dieses Begriffes) u. a. Genossenschaftswirt-
schaft, Gemeinwirtschaft und Eigenwirtschaft. 
„Sie werden sich innerlich umbilden. Sie 
werden ihre Anteile verschieben. Aber sie 
werden da sein." Und weiter erklärte Som-
bart: „Alle diejenigen irren, die einen ge-
waltsamen Umsturz der bestehenden Wirt-

2) Wl. I. Lenin, Der Imperialismus als höchstes 
Stadium des Kapitalismus. In: Lenin, Werke, dt. 
Ausgabe, Bd. 22, Berlin(-Ost) 1960, S. 191—309.
3) 2. Halbband, S. 1009/1010, München und Leipzig 
1927.



Schaftsverfassung und eine plötzliche Ände-
rung der Grundlagen des Wirtschaftslebens 
erwarten. Auch diese Ansicht verkennt das 
Wesen der wirtschaftlichen Entwicklung, die 
immer in der Gestalt einer allmählichen, .or-
ganischen' Umbildung bestehender Zustände 
sich vollzieht."
Skeptischer noch zeigt sich Joseph A. 
Schumpeter in seinem 1942 erschienenen, 
aber in wesentlichen Teilen schon früher ge-
schriebenen Werk „Capitalism, Socialism and 
Democracy" 4), das, wie immer man zu seinen 
Schlußfolgerungen stehen mag, zu den noch 
immer (und wohl noch auf lange hinaus) be-
deutendsten Analysen unse
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rer Epoche gehört. 

Bei ihm heißt es u. a. ):

„Dem kapitalistischen System wohnt eine 
Tendenz zur Selbstzerstörung inne, die in 
ihren ersten Stadien sich sehr wohl in der 
Form einer Tendenz zur Verlangsamung des 
Fortschritts äußern kann ... Der kapita-
listische Prozess zerstört nicht nur seinen 
eigenen institutioneilen Rahmen, sondern 
schafft auch die Voraussetzungen für einen 
andern. Zerstörung ist vielleicht letzten 
Endes nicht das richtige Wort. Vielleicht 
hätte ich von einer Wandlung sprechen sol-
len. Das Ergebnis des Prozesses ist nicht ein-
fach eine Leere, die mit irgend etwas, was 
gerade auftaucht, ausgefüllt werden könnte; 
Dinge und Seelen werden in solch einer 
Weise umgewandelt, daß sie der sozia-
listischen Form des Lebens zugänglicher 
werden."

Freilich sieht ein so bedeutender Denker wie 
Schumpeter — ähnlich wie Sombart — viel 
zu sehr die Vielschichtigkeit der Bedingun-
gen, unter denen sich menschliche Existenz 
entwickelt, als daß er für die Zukunft des Ka-
pitalismus eine einzige Möglichkeit akzeptie-
ren würde. Drei Einwände macht er selbst:

„Erstens, daß wir einstweilen nichts über 
die Art des Sozialismus erfahren haben, 
der in der Zukunft dämmern mag . ,. Zwei-
tens, daß wir gleicherweise noch nichts 
über den genauen Weg wissen, auf dem 
das Kommen des Sozialismus zu erwarten 
sein mag, außer daß es eine Unzahl von 
Möglichkeiten geben muß, die sich von ei-
ner allmählichen Bürokratisierung bis zur 
farbigsten Revolution erstrecken . .. Drit-
tens, daß die verschiedenen Komponenten 
der Tendenz, die wir zu beschreiben ver-
sucht haben, zwar überall sichtbar sind, 

aber sich noch nirgends voll enthüllt ha-
ben."

So gibt es denn auch nach seiner Auffassung 
„keine rein wirtschaftlichen Gründe, weshalb 
der Kapitalismus nicht noch eine weitere er-
folgreiche Runde bestehen sollte" 6).

4) Deutsche Übersetzung: Kapitalismus, Sozialis-
mus und Demokratie. 2., erweiterte Auflage Bern 
1950.
5) Ebda. S. 261/262.

6) A. a. O„ S. 262—264.
7) Zitiert nach Boris Meissner, Das Parteipro-
gramm der KPdSU 1903—1961, Köln 1962, S. 144.

Im Vergleich zu einer so differenzierten Be-
trachtung erscheint die Kapitalismusanalyse 
des Sowjetkommunismus grobschlächtig, un-
differenziert, eingleisig. In der Nachfolge Le-
nins ist sie ganz auf die These von dem nahe 
bevorstehenden, geschichtsnotwendig eintre-
tenden Ende des Kapitalismus eingeschworen. 
So prophezeit das 1961 angenommene Pro-
gramm der Kommunistischen Partei der So-
wjetunion in der Überschrift seines ersten 
Abschnittes „die historische Unvermeidlich-
keit des Übergangs vom Kapital
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ismus zum 

Sozialismus", und es heißt darin ) :

„Ein Drittel der Menschheit baut unter 
dem Banner des wissenschaftlichen Kommu-
nismus ein neues Leben auf. Die ersten Ko-
lonnen der Arbeiterklasse, die das Joch des 
Kapitalismus abgeschüttelt haben, erleich-
tern neuen Kolonnen ihrer Klassenbrüder 
den Sieg. Die Welt des Sozialismus dehnt 
sich aus, die Welt des Kapitalismus 
schrumpft. Der Sozialismus wird unaus-
bleiblich überall den Kapitalismus ablösen. 
Das ist ein objektives gesellschaftliches 
Entwicklungsgesetz."

Wenn heute die „Neue Linke" — meist recht 
unreflektiert und in undifferenzierter Ge-
neralisierung von Tatbeständen, die im ein-
zelnen richtig sind, nicht aber in solcher Ver-
allgemeinerung — unsere gesellschaftliche Si-
tuation als „Spätkapitalismus" bezeichnet, so 
zeigt sich in der Verwendung dieses Termi-
nus ebenfalls die Auffassung, daß der Kapi-
talismus in ein Stadium nahe vor seinem 
Ende eingetreten sei. Gegenstand der Diskus-
sion kann dann höchstens noch die Frage 
sein, ob die „Systemüberwindung" durch ge-
waltsame Revolution oder durch kontinuier-
lich fortschreitende „Reformen" erreicht wer-
den kann oder soll.

Eine solche Analyse der gesellschaftlichen 
Entwicklung ist, wenn wir in sie die 
heutige Realität des Ost-West-Verhältnisses 
einführen, eine sehr einseitige Konvergenz-
theorie: nicht Entwicklung beider Systeme 
aufeinander zu, sondern völlige Verdrängung 



des „kapitalistischen." durch das „sozialisti-
sche" System. Sie ist damit das genaue Ge-
genbild jener westlichen Auffassungen, die 
lange Zeit hindurch an den unausbleiblichen 
Zusammenbruch der „östlichen" sozialisti-
schen Systeme glaubten. Solche Erwartungen 
waren sicherlich viele Jahre hindurch sowohl 
ideologisch als auch politisch relevant; sie 
sind aber im Westen inzwischen zur Bedeu-
tungslosigkeit herabgesunken. In den kom-
munistisch regierten Ländern dagegen spielt 
die Lehre von dem geschichtsnotwendig 
kommenden Zusammenbruch des Kapitalis-
mus und dem ebenso geschichtsnotwend
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igen 
Übergang zum Sozialismus noch immer eine 
sehr bedeutende Rolle ).

Vergleicht man die heutige Wirklichkeit mit 
den zahlreichen Prognosen, die den nahe be-
vorstehenden Untergang des Kapitalismus 
mit Gewißheit voraussagen zu können glaub-
ten (hier konnten dafür nur einige Beispiele 
gebracht werden), so muß es erstaunen, daß 
in den meisten entwickelten Industrieländern 

ein Wirtschaftssystem sich zu halten ver-
mochte, das durch überwiegendes Individual-
eigentum an Produktionsmitteln, Unternehmer-
initiative sowie Markt- und Preismechanis-
mus charakterisiert ist, das also „kapitali-
stisch" ist (wieweit der Begriff „Kapitalismus" 
noch auf unsere heutigen Ordnungen zutrifft, 
wird an späterer Stelle zu erörtern sein). 
Freilich wird niemand so töricht sein zu be-
streiten, daß auch diese Ordnung der „unter-
nehmerischen Marktwirtschaft" im Laufe der 
letzten Jahrzehnte erhebliche Veränderun-
gen durchgemacht hat; und ebenso ist es of-
fenkundig, daß auch die Wirtschaftssysteme 
in den kommunistisch regierten Ländern 
Wandlungen erlebt haben, die nicht nur for-
malen Charakter tragen9). Daß durch diese 
Wandlungen eine Annäherung der Systeme 
erfolge, ist die zentrale These der Konver-
genztheorie. Ihre Vertreter denken dabei in 
der Regel nicht nur an die Wirtschaft, wenn 
sie auch meist auf die Veränderung des 
Wirtschaftssystems das entscheidende Ge-
wicht legen.

ll) Heimann, a. a. O., S. 15. Heimann zitiert hier
westliche „linke Theoretiker"; doch entspricht die 
von ihm wiedergegebene Auffassung sicherlich
auch seiner eigenen.
12) Ebda., S. 19.
13) Ebda., S. 25.

Ein neuer Aspekt der Konvergenztheorie

Horst Heimanns Schrift „Demokratischer So-
zialismus in Ost und West" 10 ), mit der er 
„Anregungen zu einer konkreten Utopie" ge-
ben und zugleich einen wichtigen Beitrag zur 
Auseinandersetzung über die Deutschland- 
und Ostpolitik liefern will, ist in die oben be-
sprochenen groben Schemata, die entweder 
nur eine „Liberalisierung" der sowjetsoziali-
stischen Systeme oder einen ausschließlichen 
Sieg des „Sozialismus" über den „Kapitalis-
mus" erwarten, nicht einzuordnen. Sein Ziel ist

8) Wie Brzezinski-Huntington ausführen, „ist die 
Konvergenztheorie nicht nur eine abstrakte intel-
lektuelle Position, sondern auch eine Quelle des 
Optimismus für viele und eine Quelle der Recht-
fertigung für alle./ Die einzigen, die sich der 
Theorie augenscheinlich nicht anschließen, sind 
die Sowjets selbst, die entschieden an ihrem eige-
nen ,Schwarz-Weiß-Bild‘ von der Welt festhal-
ten ... Und doch haben selbst die Sowjets ihre 
eigene These einer .Konvergenz auf weite Sicht': 
nämlich die, daß die ganze Welt schließlich kom-
munistisch sein werde." (Zbigniew K. Brzezinski 
und Samuel P. Huntington, Politische Macht. 
USA/UdSSR. Ein Vergleich. Köln 1966, S. 26/27). 
9) Vgl. als neueste zusammenfassende Darstel-
lung: H.-H. Höhmann, M. C. Kaser, K. C. Thal-
heim (Herausgeber), Die Wirtschaftsordnungen 
Osteuropas im Wandel. Ergebnisse und Probleme 
der Wirtschaftsreformen. 2 Bde., Freiburg i. B. 
1972.
10) In: Aus Politik und Zeitgeschichte B 36—37/72 
vom 2. 9. 1972.

echte Konvergenz: beide Systeme, das kapita-
listische des Westens und das sich soziali-
stisch nennende des Ostens sollen eine „An-
näherung durch inneren Wandel" erleben: 
„eine Art Synthese zwischen Sozialismus und 
Kapita
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lismus . . ., bei der die Vorzüge beider 
Syteme zusammengefaßt, ihre Nachteile 
aber eliminiert werden" ), eine „Synthese 
von Freiheit und Sozialismus" 12 ). Und nicht 
nur dieses Ziel, sondern „auch der Weg, die 
Mittel und Methoden zu seiner Verwirkli-
chung" sollen demokratische sein, also fried-
liche Reformen. Die Revolutionskonzeption 
der jungen Generation erscheint Heimann ir-
real, weil „in den hochentwickelten Industrie-
gesellschaften keine revolutionäre Situation 
besteht und revolutionäre Erhebungen daher 
keine Erfolgschancen haben" 13 ). Viele und 
große Hoffnungen verbinden sich für den 
Autor mit einer solchen, auf beiden Seiten 
sich vollziehenden Entwicklung zum „demo-
kratischen Sozialismus": vor allem die fried-
liche Überwindung des Ost-West-Gegensat- 
zes, darüber hinaus aber auch die Schaffung 



der Voraussetzungen für eine friedliche Wie-
dervereinigung beider Teile Deutschlands. 
Dieses wiedervereinigte Deutschland des de-
mokratischen Sozialismus würde damit Mo-
dellcharakter für die Entw
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icklung im Osten 

wie im Westen gewinnen ).

Diese Vision Heimanns ist so bedeutsam, 
daß sie einer gründlichen Überprüfung be-
darf; denn hier wird den Menschen, die heute 
in einer sehr unheilen, von tiefen und lebens-
gefährdenden Gegensätzen zerrissenen Welt 
leben müssen, das Bild einer heilen Zukunfts-
welt gezeichnet — noch dazu ein Bild, in 
dem auch die Lösung unseres schwierigsten 
und bedrückendsten nationalen Problems, die 
Wiedervereinigung, seinen Platz findet. Und 
für den Verkünder dieser nahezu chiliasti- 
sehen Hoffnung ist sie eine „konkrete Uto-
pie", eine realisierbare Utopie also. Bisher 
waren wir Menschen dieses schlimmen Jahr-
hunderts daran gewöhnt, daß moderne Uto-
pien — im Gegensatz zu den meisten des 18. 
und 19. Jahrhunderts — eine düstere Zu-
kunftswelt der Unfreiheit und Inhumanität 
zeichneten, mochte es sich nun um die „bra-
ve new world" des Aldous Huxley oder um 
die Welt von 1984 George Orwells handeln. 
Im Gegensatz zu solchen pessimistischen 
Utopien wagt es nun Horst Heimann, sein 
Zukunftsbild nach dem „Prinzip Hoffnung" zu 
gestalten.

Wer würde bestreiten, daß dies ein Zu-
kunftsbild ist, das begeistern könnte? Bei sei-
ner Verwirklichung wären in der Tat die Ge-
gensätze und Widersprüche zwischen Kapita-
lismus und Sozialismus auf einer höheren 
Ebene „aufgehoben", das Reich der Freiheit 
wäre nahe herangekommen. Aber ist das 
wirklich eine „konkrete Utopie", wie es der 
Titel der Heimannschen Schrift verspricht? 
Oder ist es nicht doch eine bestimmte Aus-
prägung des „realitätsfernen Utopismus", den 
Heimann — mit Recht — der Protestbewe-
gung der „kritischen jungen Generation" vor-
wirf 15t )?
Für eine kritische Analyse der Heimannschen 
Ideen ist es zunächst nötig, die Kräfte zu un-
tersuchen, die nach seiner Meinung zur Kon-
vergenz der Systeme führen werden. Ein 
großer Teil der westlichen Konvergenztheo-

retiker glaubt, daß es die Gesetzmäßigkei-
ten der modernen Industriegesellschaft sind, 
die — ob gewollt oder nicht — zu konver-
genter Entwicklung zwingen16). Dieser Auf-
fassung ist Heimann nicht. Für ihn handelt es 
sich dabei nicht um einen determinierten, 
vom Wollen und Handeln der Menschen 
mehr oder weniger unabhängigen Prozeß. 
Die west-östliche Konvergenz und damit „eine 
friedliche, gerechte und humane Gesell-
schaft" könne, so meint er (S. 17), „nur das 
Ergebnis bewußten und zielstrebigen politi-
schen Handelns" sein. Ein auf dieses Ziel ge-
richtetes politisches Handeln bejaht er aber 
nicht nur als Voraussetzung einer deutschen 
Wiedervereinigung, sondern auch um seiner 
selbst willen; denn nur durch die von ihm für 
notwendig gehaltene „Überwindung des Kapi-
talismus" könne „die notwendige Synthese 
von Freiheit, Demokratie und Sozialismus" ge-
schaffen werden (S. 28).

14) Nur am Rande sei angemerkt, daß Heimann 
gegenüber dem Ost-West-Gegensatz, den er durch 
Konvergenz in Richtung auf demokratischen So-
zialismus beseitigen will, den „Nord-Süd-Gegen-
satz", d. h. das Problem des Verhältnisses der 
entwickelten Industrieländer zu den wirtschaft-
lich unterentwickelten Ländern, ganz unberück-
sichtigt läßt.
15) Heimann, a. a. O., S. 24/25.

16) Vgl. dazu die umfassende und gründliche Un-
tersuchung von Kurt Dopfer, Ost-West-Konver-
genz. Werden sich die östlichen und westlichen 
Wirtschaftsordnungen annähern?, Zürich und St. 
Gallen 1970.

Gibt man aber die These auf, daß Konver-
genz das Ergebnis der Sachzwänge moderner 
Industriegesellschaften ist und als solche ge-
schichtsnotwendig, unabhängig von den heu-
te herrschenden Gesellschafts- und Wirt-
schaftssystemen, die Entwicklungen im Osten 
ebenso wie im Westen bestimmt, dann macht 
man ihre Verwirklichung zu einer Sache vo-
luntaristischer Entscheidungen. Die Beant-
wortung der Frage, ob es zur Konvergenz 
kommt oder nicht, bekommt damit einen er-
heblichen Unsicherheitsgrad. Da Heimann 
aber — nach meiner Meinung zu recht — 
selbst nicht an die Zwangsläufigkeit der Kon-
vergenz glaubt, bewegt er sich mit seinen 
Thesen auf schwankendem Boden. Die Er-
füllung seiner Forderungen müßte für unse-
re eigenen Ordnungen sehr schwerwiegende 
Konsequenzen haben. Nur dann könne, so 
sagt Heimann selbst, die westliche Politik 
wirksam zur Überwindung des Ost-West-Ge- 
gensatzes und damit zur Neuvereinigung 
Deutschlands beitragen, wenn sie „durch sy-
stemüberwindende innere Reformen das kapi-
talistische Wirtschafts- und Gesellschaft-
system schrittweise verändert". Nur wenn 
sich die westlich-kapitalistische Gesellschaft 
zum demokratischen Sozialismus entwickele, 
könnten sich in Osteuropa die Anhänger ei-
nes demokratischen Sozialismus mit mensch-
lichem Gesicht durchsetzen (S. 20).

Ich will hier die Frage nicht erörtern, ob die-
ses so apodiktisch behauptete „Nur wenn ..." 



gerechtfertigt ist. Die Auseinandersetzung 
darüber wird durch die mangelnde begriff-
liche Präzision der Aussagen Heimanns über 
den Sozialismus erschwert; davon wird noch 
die Rede sein. „Systemüberwindende Refor-
men" bedeuten für Heimann aber doch offen-
sichtlich Reformen, die zum Sozialismus hin-
führen, also doch mindestens für große Teile 
der Ordnungen menschlichen Zusammenle-
bens Kollektivierung bedeuten. Ist aber die 
Annahme so völlig unrealistisch, daß eine 
nichtkollektivistische Ordnung, im Wirt-
schaftsleben also eine unternehmerische 
Marktwirtschaft, wenn sie mit einem entspre-
chenden Maß sozialer Sicherungen und Inter-
ventionsmöglichkeiten ausgestattet ist, die 
Massenwohlstand, ein hohes Maß individuel-
ler Freiheit und ein ausreichendes Maß sozia-
ler Sicherung bietet, nicht auch für die Mas-
se der Arbeitnehmer attraktiv sein kann? 
Mindestens die USA bieten doch ein Beispiel 
dafür; trotz der Existenz zahlenmäßig nicht 
unbedeutender Gruppen von Unterprivilegier- 
ten haben hier sozialistische, geschweige 
denn kommunistische Ideen nie nennenswert 
Boden gewinnen können, sie haben sich als 
Basis der Bildung politischer Parteien ganz 
unbrauchbar erwiesen, und die amerikani-
schen Gewerkschaften treten zwar sehr mas-
siv für die Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen ihrer Mitglieder ein, der 
Gedanke an „systemüberwindende Reformen" 
liegt ihnen und offenbar dem größten Teil 
ihrer Mitglieder jedoch sehr fern.
Aber auch wenn man die Meinung akzeptiert, 
daß die Menschen in den osteuropäischen 
Ländern in ihrer Mehrheit für eine nichtso-
zialistische Wirtschafts- und Gesellschafts-
ordnung nicht zu gewinnen seien: wer gibt 
auch nur eine bescheidene Sicherheit dafür, 
daß von solchen systemverändernden Refor-
men in Westeuropa wirklich eine „anstecken-
de" Wirkung auf die übrigen Länder des öst-
lichen Paktsystems ausgehen würde? Hei-
mann glaubt, das vom Beispiel der Tschecho-
slowakei 1968 behaupten zu können, ohne 
aber einen Beweis dafür zu bringen. Es 
liegt mir fern, die Möglichkeit einer sol-
chen „Ansteckung" bestreiten zu wollen; 
noch weniger aber darf man, so meine ich, 

, die Hemmungskräfte für ihre Ausbreitung 
übersehen und die Machtmittel unterschät-
zen, die den Herrschenden mit den heutigen 
politischen Systemen im Osten in die Hand 
gegeben sind17 ). Schon die unbedingte Herr- 

17) An anderer Stelle (S. 25) prägt Heimann selbst 
die ausgezeichnete Formulierung, daß der „herr-
schende Kommunismus ... noch immer der Kom-
munismus der Herrschenden ist." 18) „Neues Deutschland" vom 21. 9. 1968.

schäft über die große Mehrzahl der Informa-
tionsmedien würde es diesen Herrschenden 
ermöglichen, die Information der Beherrsch-
ten in engen Grenzen zu halten. Man sehe 
sich dazu einmal die Informationen an, die 
die Bevölkerung der DDR in der Zeit des 
„Prager Frühlings" von ihren eigenen Mas-
senmedien über die Verhältnisse in der 
Tschechoslowakei und die Ideen der tschecho-
slowakischen Reformer erhielt!

Mir scheint, daß Heimann — und bei ihm als 
Politologen wirkt das seltsam — den Faktor 
der Macht hier beträchtlich unterschätzt. Die 
neuen Führungsschichten in Osteuropa, die 
durch das, was sie Sozialismus nennen, in 
den Besitz der Macht gekommen sind, wer-
den gewiß nicht freiwillig auf diese Macht 
und all die Annehmlichkeiten, die deren 
Besitz und Gebrauch mit sich bringt, ver-
zichten. Die „führende Rolle der Partei" 
(das bedeutet: der Führungsgremien der Par-
tei) gehört zu den eisern behaupteten Grund-
dogmen, und die Gefährdung dieser Füh-
rungsrolle durch den Emanzipationsprozeß, 
der sich in der Tschechoslowakei abspielte, 
ist sicherlich der entscheidende Grund für 
die militärische Intervention des 21. August 
1968 gewesen; ich bin überzeugt davon, daß 
die Wirtschaftsreformen allein — so wenig 
sympathisch sie sicherlich der Führung im 
Kreml waren — eine so extreme Reaktion 
nicht hervorgerufen hätten.

Die Bedeutung dieses Tatbestandes wurde 
in den Diskussionen, die damals SED-Ideolo-
gen mit den tschechoslowakischen Reformern 
führten, sehr deutlich’. Ein Beispiel dafür; 
Nach dem Einmarsch der Truppen des War-
schauer Paktes in die Tschechoslowakei ver-
öffentlichte Prof. Dr. Gerhard Schulz vom In-
stitut für Gesellschaftswissen

18
schaften der 

SED im „Neuen Deutschland" )  einen lan-
gen Artikel unter dem Titel „Die untaugliche 
Konzeption Ota Siks", in dem er ik und sei-
ne Gesinnungsgenossen als Kräfte bezeichne-
te, „die nicht von marxistisch-leninistischen 
Grundpositionen ausgingen und deren Vor-
schläge daher auf eine Unterhöhlung der ent-
scheidenden Grundlagen des Sozialismus hin-
ausliefen". Kennzeichnender Weise stellte 
Schulz an der Spitze der Vorwürfe, die er Sik 
machte, nicht ökonomische, sondern politi-
sche Argumente, nämlich Untergrabung der 
führenden Rolle der Partei „auf dem entschei-
denden Gebiet der Gesellschaft, in der Wirt-
schaft", sowie Abbau der ökonomischen Rolle 
des sozialistischen Staates, vor allem der zen-
tralen staatlichen Planung und Leitung.



An dieser Auffassung der kommunistischen 
Führungsschichten hat sich in den seither 
vergangenen 41/2 Jahren kaum etwas geän-
dert — ganz bestimmt nicht in der DDR. Das 
zeigt die kompromißlose Schärfe, mit der ge-
rade jetzt im Zeichen der neuen Ostpolitik 
der Bundesrepublik, der Verhandlungen zwi-
schen Bundesrepublik und DDR und des 
Grundvertrages die Notwendigkeit entschie-
dener ideologischer Abgrenzung betont wird. 
So sagte Erich Honecker, der Erste Sekretär 
de
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s Zentralkomitees der SED, in einer Rede 
in der Parteihochschule der SED „Karl 
Marx" )  zwar, daß friedliche Koexistenz 
mehr sei als nur ein Zustand des Nichtkrie-
ges, daß sie auch Zusammenarbeit bedeute 
und daß deshalb die Rede sei von einem 
friedlichen Nebeneinander, ja Miteinander. 
Gewiß im Vergleich zur Vergangenheit be-
merkenswerte Worte20)! Aber Honecker be-
eilte sich hinzuzufügen: „dazu stehe die objek-
tiv vorhandene Abgrenzung zwischen Sozia-
lismus und Kapitalismus nicht im Wider-
spruch, sie sei vielmehr eine Grundbedingung 
für unsere konstruktive Politik der friedli-
chen Koexistenz. Friedliche Koexistenz be-
deute aber kein Verwischen ideologischer 
Gegensätze. Sie schließe die ideologische 
Auseinandersetzung nicht aus, sondern setze 
zielstrebige Arbeit bei der Verbreitung unse-
rer sozialistischen Ideologie in der DDR und 
im Kampf gegen die imperialistischen Versu-
che ideologischer Diversion voraus."

19) „Neues Deutschland" vom 6. 2. 1973.
20) Im Programm der Kommunistischen Partei der 
Sowjetunion von 1961 heißt es im Kapitel VIII 
des ersten Teils (nachdem kurz vorher „die heu-
tige rechte Sozialdemokratie" als „die wichtigste 
ideologische und politische Stütze der Bourgeoisie 
in der Arbeiterbewegung" bezeichnet wird): „Die 
friedliche Koexistenz bildet die Grundlage des 
friedlichen Wettbewerbs zwischen Sozialismus 
und Kapitalismus im internationalen Maßstab und 
stellt eine spezifische Form des Klassenkampfes 
zwischen ihnen dar. Indem die sozialistischen 
Länder sich konsequent für die friedliche Ko-
existenz einsetzen, streben sie nach unablässiger 
Festigung der Positionen des sozialistischen Welt-
systems in seinem Wettstreit mit dem Kapitalis-
mus. Bei friedlicher Koexistenz hat die Arbeiter-
klasse der kapitalistischen Länder günstigere 
Kampfmöglichkeiten, fällt es den Völkern der 
kolonialen und abhängigen Länder leichter, für 
ihre Befreiung zu kämpfen." (Zitiert nach Boris 
Meissner, Das Parteiprogramm der KPdSU 1903 
bis 1961, Köln 1962, S. 184).

21) a. a. O„ S. 979.
22) Heimann, a. a. O., S. 16 ff.

Ganz ähnliche Gedanken waren im Herbst 
1972 in der „Zeitschrift für Theorie und Pra-
xis des wissenschaftlichen Sozialismus" und 
der vom Zentralkomitee der SED herausgege-
benen Zeitschrift „Einheit" vertreten worden, 
in deren Heft 8 des Jahrgangs 1972 sich meh-

rere Aufsätze mit dem Thema der „friedlichen 
Koexistenz" beschäftigten. U. a. hieß es dar-
in in einem von einem Autorenkollektiv (Jo-
achim Böhm, Bruno Mahlow, Manfred 
Uschner) verfaßten Aufsatz „Leninsche Poli-
tik der friedlichen Koexistenz im Klassen-
kampf der Gegenwart" 21 ):

„Der Klassenfeind ist... nicht untätig. Er 
versucht, die abnehmende Ausstrahlungs-
kraft seines eigenen Systems durch stei-
genden Aufwand und zunehmende Raffi-
nesse seiner Propaganda wettzumachen 
und sich in den Argumenten und Methoden 
des ideologischen Kampfes auf die heuti-
gen Bedingungen einzustellen, um die ideo-
logische Offensive des Sozialismus, wenn 
nicht zu verhindern, so doch abzubremsen. 
Dazu dient das in seinem Wesen heuchleri-
sche und gefährliche Schlagwort von der 
ideologischen Koexistenz'. Diese Forde-

rung widerspricht dem Sinn der friedlichen 
Koexistenz, denn dieser bedeutet ja, daß 
der Kampf der beiden Systeme auf allen 
Gebieten außer dem militärischen, also ge-
rade auch auf ideologischem Gebiet, ge-
führt wird. Sie steht auch der Politik der 
friedlichen Koexistenz darum entgegen, 
weil der ideologische Kampf, wie wir gese-
hen haben, notwendige Voraussetzung für 
deren Realisierung ist. Die Forderung nach 
.ideologischer Koexistenz' hat also ledig-
lich den Zweck, den Sozialismus am offen-
siven ideologischen Kampf zu hindern, 
Raum für das Eindringen imperialistischen 
Gedankengutes zu schaffen."

Diesen wenigen Beispielen könnten aus der 
DDR, der Sowjetunion und den anderen Ost-
blockländern unzählige andere an die Seit
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gestellt werden. Heimann )  verschließt 
sich nicht der Einsicht, daß die Konver-
genztheorie von den kommunistischen Partei-
en Osteuropas scharf abgelehnt wird, und er 
stellt selbst die Frage, ob daraus nicht die 
Schlußfolgerung gezogen werden muß, „daß 
es illusionär wäre, eine friedliche Überwin-
dung des Ost-West-Gegensatzes und die Neu-
vereinigung Deutschlands durch eine Synthe-
se beider Systeme für möglich zu halten." Er 
ist auch realistisch genug, in diesem Zusam-
menhang an die Intervention in der Tschecho-
slowakei am 21. August 1968 zu erinnern.

Aber er glaubt trotz dieser Ablehnung der 
Konvergenztheorie durch die östlichen 
Machthaber die Möglichkeit der Realisierung 
seiner Vision bejahen zu können, da sie 



„eine Konzeption und eine praktische Politik 
für die Überwindung des Ost-West-Gegensat-
zes nicht unmöglich" mache. Der Grund für 
die östliche Ablehnung der Konvergenztheo-
rie sei nicht in einem unabänderlichen theo-
retischen Prinzip zu sehen, sondern in dem 
verstärkten politischen und ideologischen 

Erosionsprozeß innerhalb des sozialistischen 
Lagers, „also in realen politischen Faktoren, 
die sich ändern können“. Eine solche Ände-
rung, so meint Heimann, wäre vor allem 
dann zu erwarten, wenn das westliche kapi-
talistische System sich zum Sozialismus ent-
wickele.

Zum Begriff des demokratischen Sozialismus

Die Auseinandersetzung mit dieser für Hei-
manns Gedankengang zentralen These wird 
freilich dadurch erschwert, daß er einige da-
für sehr wichtige Begriffe nicht oder nur un-
deutlich definiert, nicht zuletzt den Begriff 
des „demokratischen Sozialismus" in Abgren-
zung gegenüber dem Kommunismus sowjeti-
scher Prägung, Unter „Sozialismus" subsu-
miert er (S. 26) so verschiedene „Strömun-
gen" wie „die sozialdemokratische, die 
christliche, die kommunistische und die Neue 
Linke", und er postuliert, daß sie zusammen-
gefaßt „trotz unterschiedlicher Tendenzen" 
zu einer politischen Kraft werden könnten, 
die stark genug wäre, „in Ost und West sy-
stemüberwindende Tendenzen in Richtung ei-
nes demokratischen Sozialismus durchzuset-
zen". Das kann aber doch nur bedeuten, daß 
nach Heimanns Meinung die Verwandtschaft 
zwischen all diesen von ihm dem Sozialismus 
zugerechneten Richtungen größer ist als zwi-
schen ihnen und irgendeiner nichtsozialisti-
schen Form des Wirtschafts- und Gesell-
schaftssystems.

Diese These Heimanns erschreckt mich. Ich 
glaubte bisher — was mir nach wie vor 
durch viele Aussprüche führender west-
deutscher Sozialdemokraten bekräftigt zu 
sein scheint —, daß die westdeutsche Sozialde-
mokratie mit dem Kommunismus in allen sei-
nen uns bisher bekannten realen Erschei-
nungsformen wesentlich weniger verwandt 
ist als mit einer „bürgerlichen" Demokratie. 
Für sie beide ist doch die Bejahung der west-
lichen Formen der Demokratie und die Erhal-
tung einer optimalen Freiheitssphäre des In-
dividuums ein zentrales Anliegen; für den 
realen Kommunismus ist sie es nicht. Selbst 
in der „liberalsten" Form, in der uns Kommu-
nismus heute begegnet, der jugoslawischen, 
werden der intellektuellen Auseinanderset-
zung und der Wirksamkeit autonomer gesell-
schaftlicher Kräfte relativ enge Grenzen ge-
zogen.

Hier macht sich nun eben die Unschärfe be-
merkbar, mit der Heimann den Begriff „Sozia-

lismus" behandelt. Der Autor weiß doch ge-
nau, wie vieldeutig und schillernd dieser Be-
griff in der Geschichte der Sozialwissenschaf-
ten und der Gesellschaftspolitik gewesen ist. 
Ein so guter Kenner dieser Geschichte wie 
Carl Grünberg schrieb vor 40 Jahren 23):

23) Im Artikel „Sozialistische Ideen und Lehren. 
I. Sozialismus und Kommunismus", Wörterbuch 
der Volkswirtschaft, 4. Auflage. Bd. 3. Jena 1933, 
S. 273.
24) Sie waren es auch für Marx nicht. In seinen 
aus dem Nachlaß herausgegebenen Bemerkungen 
„Zur Kritik des sozialdemokratischen Parteipro-
gramms" (des „Gothaer Programms") unterschied 
er die erste und die höhere Phase der kommu-
nistischen Gesellschaft. In der Sprache des So- 
wjetkommunismus werden diese beiden Phasen 
heute als Sozialismus und Kommunismus bezeich-
net.

„Was den Begriff des Sozialismus anbe-
langt, so identifiziert ihn der herrschende 
Sprachgebrauch regelmäßig mit dem des 
Kommunismus. Er umfaßt jene Theorien 
und jene Massenbewegungen, die — in be-
wußtem Gegensatz zum Privateigentum 
als der überlieferten Grundlage unserer 
herrschenden Gesellschafts-, Wirtschafts- 
und Rechtsordnung — den Neuaufbau der 
letzteren auf Basis des Gemein(Kollektiv-)- 
eigentums fordern und anstreben. Die-
se Forderung eignet sämtlichen sozialisti-
schen Doktrinen und sie bildet das Krite-
rium für die Zugehörigkeit eines Systems 
gesellschaftlicher Reform zum Sozialis-
mus".

Dies ist offensichtlich nicht der Sozialismus-
begriff Heimanns. Für ihn sind Sozialismus 
und Kommunismus nicht identisch24 ), wie es 
Grünberg vom (damals) herrschenden Sprach-
gebrauch feststellte, sondern der Kommunis-
mus ist für ihn eine der verschiedenen Sub-
kategorien des Sozialismus. Auch das von 
Grünberg so stark betonte Kollektiveigentum 
an Produktionsmitteln spielt für Heimann 
keine zentrale Rolle. Er sagt dazu (S. 22):

„Wenn auch im Rahmen systemüberwin-
dender Reformen die private Verfügungs-



gewalt der wenigen Eigentümer über die 
Produktionsmittel abzubauen ist, so wird 
doch die Verstaatlichung nur von den Apo-
logeten des Kapitalismus und von den Vul-
gärmarxisten als Hauptproblem angese-
hen."

Was aber ist Sozialismus dann? Man wird 
schwerlich behaupten können, daß die von 
Heimann auf diese Frage gegebene Antwort 
sehr klar und exakt sei. „Eine gesellschaft-
lich geleitete und kontrollierte Wirtschafts-
ordnung", die neue Kriterien für ökonomi-
sche Entscheidungen und Prioritäten erfor-
derlich macht, Sozialismus als „nicht nur ein 
institutionelles und technokratisches, sondern 
auch ein normatives Problem" (S. 22) — 
das sind Formulierungen, mit denen recht 
verschiedene Vorstellungen von der Realisie-
rung des Sozialismus in den Ordnungsformen 
menschlichen Zusammenlebens verbunden 
werden können.

Deutlicher wird die Einstellung des Autors 
allerdings, wenn man den mehrfach wieder-
kehrenden Terminus der „systemüberwinden-
den Reformen" einbezieht. Heimann sagt 
ganz deutlich, daß er darunter die Überwin-
dung des kapitalistischen Wirtschafts- und 
Gesellschaftssystems", d. h. auch des heuti-
gen Wirtschafts- und Gesellschaftssystems 
der Bundesrepublik Deutschland versteht. 
Nun gibt er freilich für den „Kapitalismus" 
genau so wenig eine klare Definition wie für 
den „Sozialismus". Aber die Notwendigkeit 
der „Überwindung" dieses Systems wird von 
ihm eindeutig bejaht; sie erscheint ihm so 
selbstverständlich, daß er auf die Beibrin-
gung von Argumenten zum Beweis dieser 
Notwendigkeit fast ganz verzichtet.

In der Tat ist ja die Gleichsetzung der Wirt-
schafts- und Gesellschaftssysteme der entwik- 
kelten westlichen Industrieländer mit „Kapi-
talismus", meist unter Anwendung der oben 
schon erwähnten Bezeichnung „Spätkapitalis-
mus", für die „Neue Linke" generell geradezu 
ein Axiom, das keiner Diskussion bedürftig 
ist. Aber ist denn unser heutiges „System" 
wirklich noch identisch mit dem, was Marx 
als die „kapitalistische Produktionsweise", 
was Sombart, Max Weber und unzählige an-
dere als „Kapitalismus" bezeichneten? Sind 
seine Angriffsflächen die gleichen und gleich 
groß wie vor 125 Jahren, als Marx und En-
gels im „Kommunistischen Manifest" den 
schärfsten Angriff gegen die bürgerliche 
Klassengesellschaft richteten und mit ihrer 
Verheißung der an ihre Stelle tretenden „As-
soziation, worin die freie Entwicklung eines 
Jeden die Bedingung für die freie Entwick-

lung Aller ist", eine ähnlich heile Welt der 
Zukunft verkündeten, wie Horst Heimann 
das, wenn auch mit anderen Worten, tut?

„Kapitalismus" bedeutet, wie auch immer 
man sonst dies vieldeutige Wort auslegt, ein 
Wirtschaftssystem, in dem Menschen, die 
keine Produktionsmittel besitzen, als Arbeiter 
oder Angestellte ihre Arbeitskraft an die Ei-
gentümer der Produktionsmittel verkaufen 
und dadurch die Grundlage ihrer materiellen 
Existenz (oder doch wenigstens für deren 
entscheidenden Teil) erarbeiten. Solche Men-
schen — und nur solche Menschen, nicht 
aber kleine Selbständige, deren materielles 
Niveau vielleicht ebenso schlecht oder noch 
schlechter war — nannte Marx Proletarier.

Die Kritik am Kapitalismus richtete sich zu-
nächst gegen die materielle und soziale Lage 
der Proletarier, die auf Grund ihrer Eigen-
tumslosigkeit den privaten Eigentümern der 
Produktionsmittel unterlegen waren und des-
halb von ihnen „exploitiert", ausgebeutet 
wurden. Dabei übersahen Marx und Engels 
keineswegs die von der „Bourgeoisie" er-
brachte ökonomische Leistung25 ). Aber infol-
ge der „Ausbeutung" konnte nach der Auf-
fassung der geistigen Väter des klassischen 
Marxismus im „Kapitalismus" die Lage des 
Proletariats niemals grundsätzlich verändert 
werden, da in diesem System der „Grundwi-
derspruch des Kapitalismus — der Wider-
spruch zwischen dem gesellschaftlichen Cha-
rakter der Produktion und der privatkapita-
listischen Form der Aneignung" 26)  — nicht 
überwunden werden könne. Das kann nach 
der Meinung aller Marxisten (und nicht nur 
der Marxisten) nur durch „Systemüberwin-
dung" erreicht werden.

25) Im „Kommunistischen Manifest" heißt es: „Die 
Bourgeoisie hat in ihrer kaum hundertjährigen 
Klassenherrschaft massenhaftere und kolossalere 
Produktionskräfte geschaffen, als alle vergan-
genen Generationen zusammen."
26) So im Programm der KPdSU von 1961; Meiss-
ner, a. a. O., S. 147.

Kapitalismus ist nach dieser Aufassung also 
eine Weise des Wirtschaftens, die den Kapi-
talbesitzern nicht nur ein überdurchschnitt-
lich hohes Einkommen, sondern auch eine 
Machtposition verschafft, die zunächst öko-
nomische Macht ist, allerdings im Marktge-
schehen sehr eingeschränkt durch die Kon-
kurrenz, sicherlich aber ökonomische Macht 
gegenüber den kapitallosen Arbeitnehmern, 
die aber darüber hinaus auch in politische 
Machtpositionen transformiert werden kann. 
Den grundsätzlich gleichen Charakter glaubt 
die „Neue Linke" auch der heutigen Epoche 
zusprechen zu dürfen; wenn sie diese als 



„Spätkapitalismus" 27) bezeichnet, so liegt in 
dieser Formulierung bereits die These, daß 
diese Wirtschaftsweise ihrem Ende zugeht — 
einem Ende, das durch einen revolutionären 
Umbruch herbeigeführt werden soll. Die An-
nahme der Notwendigkeit eines revolutionä-
ren Umbruchs bezieht sich, wie ausdrücklich 
bemerkt sein mag, nicht auf Heimann, der in 
der Kategorie der „systemüberwindenden" 
Reformen denkt — aber eben doch mit dem 
Ziel der Systemüberwindung.

Solche „Systemüberwindung" ist aber nicht 
vorstellbar ohne Veränderung der Eigentums-
verhältnisse an den Produktionsmitteln, we-

nigstens an deren überwiegendem Teil28). 
Insofern scheint mir die ältere Grünbergsche 
Definition des Sozialismus für die Erkenntnis 
des Wesens einer sozialistischen Ordnung 
wesentlich fruchtbarer als die recht unbe-
stimmten Heimannschen Formulierungen. Re-
formen der Art, an die Heimann offenbar 
denkt, können sehr wohl innerhalb des Sy-
stems einer unternehmerischen Marktwirt-
schaft realisiert werden, sie setzen keine „Sy-
stemüberwindung" voraus — es sei denn, 
man setze das heutige Wirtschaftssystem im-
mer noch mit dem liberalen Kapitalismus des 
beginnenden 19. Jahrhunderts gleich.

27) Vgl. dazu als kritische Analyse u. a. Christian 
Watrin, Spätkapitalismus? In: Die Wiedertäufer 
der Wohlstandsgesellschaft, Köln 1968, S. 40—61.
28) Hier ist nur ein Hinweis auf die wichtige Frage 
möglich, ob sich aus den Lehren des klassischen 
Marxismus die Forderung totaler „Vergesellschaf-
tung" der Produktionsmittel ergibt oder ob diese 
nicht auch nach den genannten Lehren mindestens 
in den Fällen in Privateigentum belassen werden 
könnten, in denen ihre Nutzung ausschließlich 
durch den Eigentümer erfolgt (Kleinbauern, Ein-
zelhandwerker) .

Ist „Systemüberwindung" notwendig?

Gerade die Gleichsetzung der heutigen Wirt-
schafts- und Gesellschaftsordnung der mei-
sten entwickelten westlichen Industrieländer, 
darunter auch der Bundesrepublik Deutsch-
land, mit dem liberalen Kapitalismus ist der 
Irrtum, durch den ein großer Teil der Kritik 
der „Neuen Linken", aber auch mancher An-
hänger eines demokratischen Sozialismus, die 
sich keineswegs zur „Neuen Linken" rech-
nen, unrealistisch wird. Die wirtschaftliche 
und soziale Welt von 1973 ist recht verschie-
den von der Welt des Jahres 1848, in dem 
Marx und Engels das Kommunistische Mani-
fest schrieben. Eine umfassende Auseinander-
setzung mit der heutigen „Kapitalismus"-Kri- 
tik wäre in der hier vorgelegten kleinen Stu-
die schon aus räumlichen Gründen unmög-
lich. Sechs nach meiner Auffassung erstran-
gig wichtige Punkte möchte ich jedoch her-
vorheben:
1. Die staatliche Sozialpolitik und Sozial-

versicherung haben in die Marktwirt-
schaft und damit auch in den Arbeits-
markt weit mehr soziale Sicherungen ein-
gebaut, als Marx und Engels das vermut-
lich je für möglich gehalten hätten. Die 
Marktstellung der „Arbeitnehmer" ist da-
durch im Vergleich zu früher beträchtlich 
verbessert worden.

2. Eine kaum geringer zu wertende Verbes-
serung ist durch das Wirken der Gewerk-
schaften erreicht worden, deren Bedeu-
tung für die Verbesserung der sozialen 
Lage der Arbeitnehmer von Marx be-
trächtlich unterschätzt wurde.

3. Eine der Grundannahmen der Marxschen 
Theorie, die Existenz und wachsende Be-
deutung einer „industriellen Reservear-
mee" in den industriell entwickelten Län-
dern, ist durch die Tatsachen weitgehend 
widerlegt worden. Dauernde Massenar-
beitslosigkeit bzw. Unterbeschäftigung ist 
heute gerade für viele industriell unter-
entwickelte Länder charakteristisch.

4. Fast in allen entwickelten westlichen 
Industrieländern befinden sich nicht gerin-
ge Teile des Produktivkapitals in öffentli-
chem Eigentum.

5. Die durch Technik und Wirtschaftssystem 
ermöglichte gewaltige Produktionssteige-
rung verbunden mit dem Wandel der So-
zialstruktur (starke Zunahme des Anteils 
der Unselbständigen) ließ die Nachfrage 
der Arbeitnehmer und damit deren Kauf-
kraft zu einem wichtigen Element konti-
nuierlicher Wirtschaftsentwicklung wer-
den. Der Lohn ist also auch für die Unter-
nehmer nicht mehr nur Kostenfaktor, son-
dern auch Kaufkraftträger.

6. In einer parlamentarischen Demokratie 
mit allgemeinem gleichem Stimmrecht hat 
die Arbeitnehmerschaft auf Grund ihrer 
beträchtlichen Zahl — auch wenn sie ver-
schiedenen Parteien angehört — einen be-
deutenden Einfluß auf die Gesetzgebung.

Durch all diese und noch andere Entwicklun-
gen — es handelt sich bei den genannten 



sechs Punkten keineswegs um eine vollstän-
dige Aufzählung — ist (namentlich seit dem 
Ende des Ersten Weltkrieges) sowohl die 
ökonomische als auch die politische Macht-
stellung der Kapitaleigner so erheblich einge-
schränkt worden, daß mindestens für einen 
Teil der entwickelten Industrieländer die mit 
soviel Emotionen befrachtete Bezeichnung 
„Kapitalismus" nicht oder nur noch sehr be-
dingt zutrifft. Daß eine solche Feststellung 
nicht „bürgerliche Apologetik" ist,
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 dafür 
möge ein bedeutender sozialistischer Denker, 
Eduard Heimann, Zeugnis ablegen. In seinem 
1961 abgeschlossenen Buch „Soziale Theorie 
der Wirtschaftssysteme" )  heißt es:

„Die Wirklichkeit ist in ihrer Kombination 
von Tatsachen viel weniger streng als die 
Theorie, und jedenfalls hat das System, in 
welchem die kapitalistischen Institutionen 
von Privat- und Aktieneigentum, Markt, 
Konkurrenz und Monopol heute angetrof-
fen werden, sie mit so vielen Institutionen 
anderen Ursprungs und Zweckes kombi-
niert oder durch diese reguliert, daß selbst 
der alte Name Kapitalismus in seiner Gül-
tigkeit für das neue System zweifelhaft 
wird."

Der subtile Gedankengang Eduard Heimanns, 
den er zuerst in seinem 1929 erschienenen 
Buch „Soziale Theorie des Kapitalismus" 
entwickelte, besagt, daß der Kapitalismus 
ohne die Hereinnahme der sozialen Sicherun-
gen nicht hätte weiterleben können, obwohl 
er gerade dadurch entscheidend umgewan-
delt, d. h. immer weniger „Kapitalismus" 
wurde. Diese im System vor sich gegangene 
Veränderung will freilich ein großer Teil 
seiner heutigen antikapitalistischen Kritiker 
nicht sehen. Wenn diese so gern und oft bei 
Andersdenkenden „undifferenzierten Anti-
kommunismus" feststellen wollen, so kann 
ihrer Kritik an unserem Wirtschafts- und Ge-
sellschaftssystem mit nicht geringerem Recht 
„undifferenzierter Antikapitalismus“ vorge-
worfen werden.

Die heutige Kritik am „Kapitalismus" richtet 
sich im allgemeinen kaum gegen seine öko-
nomische Leistungsfähigkeit. Diese Leistungs-
fähigkeit war ja, wie sich aus dem Zitat in 
Anm. 25 ergibt, auch von Marx anerkannt 
worden. Man muß schon recht blind gegen-
über der Wirklichkeit sein, wenn man nicht 
sieht, welch gewaltige dynamische Kräfte 
durch die unternehmerische Marktwirtschaft 
entfesselt worden sind und noch immer ent-
fesselt werden.

Deshalb richtet sich auch die Kapitalismus-
kritik vor allem gegen die behaupteten Aus-
wirkungen dieses Systems auf die soziale 
Lage der Arbeitnehmer und auf die Grundbe-
findlichkeiten menschlicher Existenz, für die 
heute immer häufiger der vieldeutige Aus-
druck „Qualität des Lebens" gebraucht wird; 
oder aber es wird, noch fundamentaler, der 
Wert dieser ökonomischen Leistung in Zwei-
fel gezogen oder negiert. Man kann unter 
„Qualität des Lebens" sehr viel verstehen; 
„Umweltfreundlichkeit" der wirtschaftlichen 
Prozesse und der Anwendung ihrer Ergebnis-
se (vor allem des PKWs), genügend Freizeit 
ebenso wie deren sinnvolle Nutzung, Befrei-
ung von der „Entfremdung", Berücksichtigung 
ästhetischer Werte und noch manches andere 
mehr. Negativ ist darunter vor allem zu ver-
stehen, daß der Sinn menschlicher Existenz 
nicht nur in maximaler Produktion und maxi-
malem Konsum materieller Güter bestehen 
darf. Verfolgt man diesen Gedanken aber 
weiter, so kommt man bald an die Grenzen 
der Möglichkeiten, die sich durch die Gestal-
tung der Wirtschaft ergeben. Ein noch so gu-
tes Wirtschaftssystem kann immer nur die 
Grundlagen für sinnerfüllte menschliche Exi-
stenz schaffen, niemals aber selbst der Exi-
stenz der Mehrzahl der Menschen Sinn geben. 
Sicherlich steckt in der genannten Kritik an 
ungünstigen Wirkungen der modernen Wirt-
schaft und Technik Richtiges und Wesentli-
ches, und ebenso sicher ist dieses Richtige 
und Wesentliche in der Vergangenheit viel-
fach übersehen oder zü gering eingeschätzt 
worden30). Ebensowenig soll bestritten wer-
den, daß ein Wirtschaftssystem, in dem Ge-
winnerzielung eine der wichtigsten motori-
schen Kräfte ist, solcher Überbewertung der 
materiellen Werte Vorschub leistet, ja sogar 
im Interesse der Gewinnerzielung Wertloses 

29) Tübingen 1963, S. 139.

30) Horst Heimann (S. 20—22) beschränkt seine 
Kritik am Kapitalismus im wesentlichen auf die 
ungerechte Vermögensverteilung, die Heraus-
nahme der wirtschaftlichen Entscheidungspro-
zesse aus demokratischer Meinungs- und Willens-
bildung und Kontrolle, die Orientierung ökono-
mischer Entscheidungen am Gesichtspunkt des 
höchsten Profits und, daraus resultierend, eine 
Produktion „an den wirklichen Bedürfnissen vor-
bei". So sicher in allen 4 Punkten Richtiges 
steckt, so sicher lassen sich auch in allen Punk-
ten schwerwiegende Einwände gegen die Hei- 
mannsche Argumentation machen. So geht Hei-
mann z. B. bei seiner Kritik an der Vermögensver-
teilung von den bekannten Krelleschen Zahlen 
über die Verteilung des industriellen Produktiv- 
vermögens aus, argumentiert aber im weiteren so, 
als ob es sich um die Vermögensverteilung 
schlechthin handele. Auch die Behauptung vom 
Vorbeiproduzieren an den wirklichen Bedürfnis-
sen ist in dieser Form undifferenziert und weit 
übertrieben.



mit allen Künsten der Reklame in den Rang 
von Wertvollem oder sogar Notwendigem zu 
erheben versucht. So gewiß diese Tatbestän-
de eine der unerfreulichen Seiten unserer 
Wirtschaftsordnung bilden, so wird doch ihre 
größenmäßige Bedeutung von vielen Kapita-
lismus-Kritikern erheblich überschätzt. Der 
Verzicht auf das Unnötige, in einigen Fällen 
sogar Schädliche würde nur einen kleinen 
Teil der Arbeitsleistung ersparen, die heute 
den Menschen in den fortgeschrittenen Indu-
strieländern abverlangt wird — es sei denn, 
ein großer Teil dieser Menschen wäre bereit 
zu einem puritanischen Dasein, in dem wirt-
schaftliche Tätigkeit nur das Lebensnotwen-
dige bereitzustellen hätte. Und dafür, daß in 
naher Zukunft ein großer Teil der lebenden 
Menschen einen derartigen Puritanismus zu 
akzeptieren und zu realisieren bereit wäre, 
scheint mir keinerlei Wahrscheinlichkeit ge-
geben zu sein.

Hier könnte der Einwand kommen, daß bei 
einer gleichmäßigeren Einkommensvertei-
lung, vor allem durch Beschränkung der Be-
sitzeinkommen, der Luxuskonsum vor allem 
der „müßigen Reichen" beschränkt werden 
könne. Diese These ist zwar an sich richtig, 
nicht aber die .daraus gezogene Konsequenz. 
Es wird dabei etwas übersehen, was an sich 
eine Banalität ist (aber bei der weitverbreite-
ten Unkenntnis auch banaler wirtschaftlicher 
Tatbestände und Zusammenhänge ist es lei-
der notwendig, auch Banalitäten immer wie-
der zu sagen): ein beträchtlicher Teil der hö-
heren und hohen Einkommen wird nämlich 
nicht zur Konsumfinanzierung verwendet, 
sondern in Kapital umgewandelt und dient 
damit der Investitionsfinanzierung. Eine völ-
lig gleichmässige Einkommensverteilung, bei 
der die niedrigen Einkommen fühlbar stiegen, 
würde deshalb mit Sicherheit sogar zu 
einer insgesamt vergrößerten Nachfrage nach 
Konsumgütern (unter Einschluß der für die 
individuelle Bedarfsdeckung bestimmten 
Dienste, z. B. Wohnraumversorgung und Tou-
rismus) führen; damit würde es notwendig, 
neue Wege (z. B. der Besteuerung) zu finden, 
um die Mittel für die Investitionsfinanzierung 
sicherzustellen. Investitionen sind aber eine 
mit keiner Dialektik hinwegzudiskutierende 
Notwendigkeit, solange Bevölkerung, Bedürf-
nisse und Wirtschaft wachsen.

Hier höre ich schon den Einwand: aber war-
um muß denn die Wirtschaft wachsen? 
Wenn heute in den entwickelten Industrie-
ländern zwischen einem Fünftel und einem 
Viertel des Volkseinkommens für Investitio-
nen (die sozialistische Theorie sagt „Akku-

mulation") aufgewendet werden31 ), so könnte 
der Verzicht auf Wachstum doch die auf den 
Menschen liegende Arbeitslast beträchtlich 
verringern. Eine solche Kritik findet um so 
mehr Gehör, als seit einiger Zeit die Sorge 
vor den negativen Wirkungen eines weiteren 
raschen Wachstums beträchtlich zugenom-
men hat, da offenbar die Gefahren der „Um-
weltverschmutzung" und des Raubbaus an 
den natürlichen Ressourcen unseres Planeten 
um so größer werden, je rascher das Wachs-
tum ist.

31) In der Bundesrepublik Deutschland wurden in 
den letzten Jahren z. T. noch höhere Anteile er-
reicht. So verteilte sich im Jahre 1971 z. B. das 
Bruttosozialprodukt der Bundesrepublik Deutsch-
land in Höhe von 756,1 Mrd. DM folgendermaßen:

Privater Verbrauch 54,3 0/e
Staatsverbrauch 17,0 %
Investitionen 27,3 0/e
Außenbeitrag (Überschuß der Ausfuhr 
über die Einfuhr) 1,4% 
(Statistisches Jahrbuch für die BRD 1972, 
S. 523).

32) Dennis Meadows u. a.: Die Grenzen des 
Wachstums. Bericht des Club of Rome zur Lage 
der Menschheit. Stuttgart 1972. Dieser Bericht 
wird von Horst Heimann (S. 22) als Beweis für 
den „durch die Orientierung am Profit bedingten 
Sachzwang des privatkapitalistischen Wirtschafts-
systems“ angeführt. Heimann übersieht dabei völ-
lig, daß es gerade die sowjetkommunistischen 
Länder sind, die das Wirtschaftswachstum ge-
radezu zum Idol ihrer Wirtschaftspolitik gemacht 
haben. Die Probleme der Umweltverschmutzung 
beschränken sich auch keineswegs auf „kapita-
listische" Länder; sie machen z. B. der Führung in 
der DDR nicht geringe Sorgen. Vgl. dazu auch 
Hans Hermann Hohmann und Gertraud Seiden-
stecker: Umweltschutz und ökonomisches System 
in Osteuropa. Berichte des Bundesinstituts -für ost-
wissenschaftliche und internationale Studien 49/ 
1972, Köln 1972.
33) Wilfred Beckerman, Naturwissenschaftler, Wirt- 
schaftswissenchaftler und Umweltkatastrophe. (Kie-
ler Vorträge, N. F. 73) Tübingen 1972.

Besonders alarmierend haben in dieser Bezie-
hung die Ergebnisse einer am Massachusetts 
Institute of Technology (MIT) in Camb
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durchgeführten Untersuchung gewirkt, die 
auch in deutscher Übersetzung erschien ).  
Die sehr pessimistischen Schlußfolgerungen 
des an dieser Untersuchung beteiligten For-
scherteams von Naturwissenschaftlern sind 
jedoch bei anderen hochqualifizierten Fach-
leuten, besonders Nationalökonomen, auf 
scharfen Widerspruch gestoßen. Der in Lon-
don lehrende englische Nationalökonom Wil-
fred Beckerman, langjähriges Mitglied der 
Royal Commission on Environmental Pollu-
tion, hat diese Untersuchung kürzlich in ei-
nem am Institut für Weltwirtschaft in Kiel 
gehaltenen Vortrag33 ) bezeichnet als „ein so 
dreistes und schamloses Stück Unsinn..., 
daß es unmöglich von jemandem ernst ge-



nommen werden könnte", und er belegt diese 
sehr harte Kritik mit einer ganzen Anzahl 
von sehr eindrucksvollen Argumenten.

Die pessimistische Betrachtung des Wirt-
schaftswachstums und seiner Konsequenzen 
ist wieder einmal ein Beweis dafür, wie rasch 
sich die (in wirtschaftlichen Dingen oft nicht 
sehr gut orientierte)" öffentliche Meinung“ 
wandeln kann. Noch vor wenigen Jahren war 
rasches Wirtschaftswachstum ein allgemein 
anerkanntes Ziel, dem in dem sog. „magi-
schen Viereck" der Ziele der Wirtschaftspoli-
tik — Vollbeschäftigung, kontinuierliches 
Wachstum, stabiler Geldwert, ausgeglichene 
Zahlungsbilanz — erstrangige Bedeutung zu-
gemessen wurde. Längere Zeit hindurch er-
schien es nicht ungerechtfertigt, von einer 
Fetischisierung des Wirtschaftswachstums zu 
sprechen; der Erfolg der Wirtschaftspolitik 
wurde weitgehend am Wachstum des Brutto-
sozialprodukts gemessen34 ). Damals mußte 
ein besonnener, nicht „eindimensional" den-
kender Nationalökonom eher auf die negati-
ven Konsequenzen des Wachstums und die 
ihm zu ziehenden Grenzen hinweisen. Heute, 
da das Pendel nach der anderen Seite aus-
schlägt, scheint es dagegen eher geboten, die 
noch immer gegebene Notwendigkeit des 
Wachstums zu betonen — auch wenn man 
über die sinnvollerweise anzustrebende Rate 
dieses Wachstums versthiedener Meinung 
sein kann.

34) Der ökonomische Wettkampf zwischen West 
und Ost hat dabei eine nicht geringe Rolle ge-
spielt, da der Sowjetkommunismus die ökono-
mischen Vorzüge seines Wirtschaftssystems durch 
das angeblich raschere Wirtschaftswachstum zu 
begründen suchte und das „Einholen und Über-
holen der entwickelten kapitalistischen Länder" 
schon unter Stalin, dann aber besonders unter 
Chruschtschow in der Sowjetunion und Ulbricht 
in der DDR zur „ökonomischen Hauptaufgabe" er-
klärt wurde.

35) Ob es in einer ferneren Zukunft einmal eine 
Lage der Menschheit geben kann, in der wirt-
schaftliches Wachstum nicht mehr nötig ist, muß 
hier aus räumlichen Gründen unerörtert bleiben.
36) Ebenfalls aus Gründen räumlicher Beschrän-
kung muß hier auf einen Nachweis verzichtet 
werden; dieser ist aus einer ganzen Reihe von 
Gründen mit vielen teils in der Sache, teils in der 
Möglichkeit der statistischen Berechnungen lie-
genden Komplikationen verbunden. Jedoch sei 
wenigstens auf zwei grundsätzliche wichtige Er-
wägungen hingewiesen, die in der öffentlichen 
Diskussion leicht übersehen werden: 1) ein Ver-
gleich der Wachstumsgeschwindigkeit ist nur 
dann sinnvoll, wenn es sich um Volkswirtschaften 
mit annähernd gleichem Entwicklungsstand han-
delt, also z. B. zwischen der DDR und der Bundes-
republik Deutschland oder zwischen der Tschecho-
slowakei und Österreich. 2) Ein Urteil über die 

Diese Notwendigkeit ergibt sich nicht zuletzt 
daraus, daß in allen Entwicklungsländern 
das materielle Niveau der großen Mehrheit 
der Menschen noch weit unter dem liegt, was 
nach westlichen Begriffen als menschenwür-
dig angesehen werden kann und was auch in 
aller Regel von ihnen selbst als notwendig 
angestrebt wird. Daß das nicht ohne Entwick-
lungshilfe der entwickelten Länder erreicht 
werden kann und daß der bisherige Umfang 
diese Hilfe nicht ausreicht, um in einem ver-
nünftigen Zeitraum eine Angleichung zu er-
zielen, wird schwerlich bestritten werden 
können. Das bedeutet aber, daß in den ent-
wickelten Ländern das Sozialprodukt als 
Quelle für die Entwicklungshilfe wachsen 
muß, es sei denn, ihre Bürger wären, um 

ausreichende Hilfe zu ermöglichen, mit einer 
Senkung ihres materiellen Standards einver-
standen — eine wohl recht unrealistische 
Annahme. Das Gleiche gilt für alle an Zahl 
wachsenden Völker; auch sie haben nur die 
Wahl zwischen Vergrößerung des Sozialpro-
dukts und damit mindestens gleichbleiben-
dem Standard oder verringerter Konsumquote 
je Kopf.

Hinzu kommt, daß selbst in den wirtschaft-
lich am höchsten entwickelten Ländern noch 
keineswegs die Gesamtheit ihrer Bürger ein 
sie voll befriedigendes materielles Niveau er-
reicht hat; denn auch in dem reichsten Land 
der westlichen Welt, den Vereinigten Staa-
ten, gibt es noch Armutsinseln, und nicht un-
erhebliche Schichten bleiben noch hinter dem 
erstrebten Minimum (das allerdings nach 
westeuropäischen Maßstäben sehr hoch liegt) 
zurück. Die Entwicklung von Wissenschaft 
und Technik läßt immer wieder neue Güter 
und neue Bedürfnisse entstehen, letztere kei-
neswegs nur durch künstliche Manipulation. 
Und schließlich: Gerade die Reformen, die 
von den Kritikern unserer heutigen Wirt-
schafts- und Gesellschaftsordnung so drin-
gend gefordert werden (z. B. im Bildungs- und 
Gesundheitswesen und für de Umwelt-
schutz), stellen erhebliche Ansprüche der 
Finanzierung und damit an das Sozialprodukt.

Noch also leben wir in einer Welt, in der 
wirtschaftliches Wachstum als unabdingbare 
Notwendigkeit erscheint35 ), in der also Dy-
namik am Werke sein muß. Diese Dynamik 
war bisher in einer unternehmerischen Markt-
wirtschaft am stärksten entwickelt; die Ver-
suche des Sowjetkommunismus, für sein Sy-
stem eine stärkere Dynamik nachzuweisen, 
müssen — gleichen Einsatz von Ressourcen 
und gleiche „Entbehrungsquote" der Bevölke-
rung vorausgesetzt — als gescheitert angese-
hen werden36 ). Bleibt man realistisch, so 



kommt man, populär gesprochen, um die 
Feststellung nicht herum: in der unternehme-
rischen Marktwirtschaft ist der Kuchen zwar 
ungleichmäßiger verteilt als in einer sozia-
listischen Ordnung; die Dynamik dieses Sy-
stems läßt den Kuchen aber rascher wach-
sen, so daß alle ein absolut größeres Stück 
des Kuchens erhalten als im Sozialismus.

Vielen Kritikern, nicht nur aus den Reihen 
der „Neuen Linken", wird der Zugang zu die-
ser Einsicht versperrt, weil sie die Bedeutung 
der individuellen Initiative, vor allem der un-
ternehmerischen Initiative zu gering ein-
schätzen. Die Unternehmer bzw. Untemeh- 
mensle 37iter )  waren und sind in erster Linie 
die Verursacher der Innovationen, der „neu-
en Kombinationen" Schumpeters38). Alle bis-
herige Erfahrung spricht dafür, daß ein 
Übergang zum „Sozialismus" im Sinne Horst 
Heimanns — soweit der Begriff Sozialismus in 
seiner Schrift überhaupt klar definiert ist — 
zu einem Nachlassen der wirtschaftlichen 
Dynamik und damit zur Verringerung der 

ökonomische Effizienz ist nur möglich, wenn Auf-
wand und Ertrag, Kosten und Nutzen miteinander 
verglichen werden. Bei der Beurteilung und Be-
wertung des wirtschaftlichen Wachstums muß also 
gefragt werden, mit welcher Investitionsquote ein 
bestimmtes Wachstum erreicht wird und wie die 
Struktur dieser Investitionen ist (also z. B. An-
teil der Industrie sowie der Investitionen ohne 
materiellen Kapazitätseffekt, wie Wohnungsbau).
37) Hier ist der Einwand zu erwarten, daß heute 
auch in den entwickelten westlichen Industrie-
ländern Unternehmerfunktionen in der Großwirt-
schaft nicht mehr, wie im Modell des klassischen 
Liberalismus, von den Kapitaleignern, sondern 
von Angestellten wahrgenommen werden (was 
z. B. von einem nichtsozialistischen National-
ökonomen wie John Kenneth Galbraith in seinem 
weitverbreiteten Buche „Die moderne Industrie-
gesellschaft", deutsch 1967, sehr stark betont 
wird). Das ist richtig, aber nicht entscheidend. 
Einmal ist der Entscheidungsspielraum der ange-
stellten Unternehmensleiter im „Kapitalismus" er-
heblich größer als der der „sozialistischen Ma-
nager"; zum anderen wird dabei der Wirtschafts-
bereich, in dem noch persönliches Unternehmer-
tum wichtig ist, unterschätzt.
38) Joseph Schumpeter hat in seinem Frühwerk 
„Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung" (1912, 
5. Aufl. 1952) diese Rolle des Unternehmers als 
desjenigen, der „die neuen Kombinationen" durch-
setzt, mit besonderem Nachdruck herausgearbei-
tet.

Möglichkeit ständiger Erhöhung des materiel-
len Niveaus der breiten Massen führen muß. 
Es geht also bei den von Horst Heimann zur 
Erreichung des Ziels der west-östlichen Syn-
these für notwendig gehaltenen Vorleistun-
gen des Westens um mehr als um den Ver-
zicht auf die „Erhaltung des privatkapitalisti-
schen Wirtschaftssystems", wie Heimann auf 
S. 20 recht aggressiv formuliert. Es geht aber 
auch um mehr als um materielles Niveau und 
Lebensstandard.

Mit dem bisher Gesagten soll nun gewiß 
nicht unsere heutige Wirtschafts- und Gesell-
schaftsordnung als vollkommen und jeder 
Kritik standhaltend bezeichnet werden. Um 
nur ein Beispiel zu nennen: Wenn Horst 
Heimann die heutige Vermögens Verteilung in 
der Bundesrepublik Deutschland als „unge-
recht", also als reformbedürftig bezeichnet, 
so wird ihm wohl kein objektiver Beurteiler 
widersprechen wollen. Hier und in nicht we-
nigen anderen Punkten sind Veränderungen, 
sind Reformen und Korrekturen notwendig. 
Die entscheidende Frage aber ist: Sollen die-
se Reformen und Korrekturen das bestehende 
System verbessern, es vor allem unter Auf-
rechterhaltung seiner ökonomischen Lei-
stungsfähigkeit menschlicher machen — oder 
soll ihr Ziel die Systemüberwindung sein? 

Die Kritik der „Neuen Linken", aber ebenso 
auch die Kritik Horst Heimanns zielt eindeu-
tig auf Systemüberwindung. Das wäre dann 
gerechtfertigt, wenn einmal die Grundprinzi-
pien dieses bestehenden Systems sich durch 
Erfahrung und intellektuelle Kritik als un-
haltbar erwiesen hätten und wenn der Nach-
weis erbracht worden wäre, daß unabdingba-
re Reformen innerhalb dieses Systems nicht 
realisierbar wären. Die zweite Voraussetzung 
ist, daß die Ordnungsformen, zu denen die 
„Systemüberwindung" führen soll, eindeutig 
als den bisherigen überlegen, als für die 
große Masse der Menschen lebensfördernder 
nachgewiesen werden könnten. Den ersteren 
Nachweis hat Horst Heimann mit seiner 
recht pauschalen und wenig in die Tiefe ge-
henden Kritik am „Kapitalismus" nicht ge-
führt. Die zweite Frage — die nach dem 
Nachweis der Überlegenheit des Sozialismus 
— wird im folgenden zu untersuchen sein.



Die Verheißungen des Sozialismus und die Wirklichkeit

Wenn Heimann wie so viele andere Kritiker 
unserer westlichen Wirtschafts- und Gesell-
schaftsordnung das Ziel der „Überwindung" 
dieses Systems geradezu als Axiom betrach-
tet, so erscheint ihm auf der anderen Seite 
der „Sozialismus" als nahezu problemlose 
heile Welt der Zukunft. Wie steht es in die-
ser Beziehung mit dem Verhältnis zwischen 
Ideal und Wirklichkeit? An diesem Punkte 
unseres Gedankengangs muß nachdrücklich 
auf eine wissenschaftlich unhaltbare Methode 
hingewiesen werden, die der amerikanische 
Nationalökonom Gregory Grossman folgen-
dermaßen ge 39kennzeichnet hat ):

„Es ist legitim, ideale oder reine Systeme 
zu vergleichen, oder aktuelle Volkswirt-
schaften untereinander, oder ein aktuelles 
System mit seinem eigenen Idealtyp. Es ist 
nicht legitim, eine aktuelle Volkswirtschaft 
mit einem Idealmodell von anderer Art zu 
vergleichen (beispielsweise die amerikani-
sche Wirklichkeit mit einem abstrakten 
Modell des Sozialismus, oder die sowjeti-
sche Wirklichkeit mit einem Idealtyp des 
Kapitalismus), obwohl oft nicht sehr be-
denkliche oder einfach gedankenlose Politi-
ker und Propagandisten ihre Zuflucht gera-
de zu diesem Trick nehmen."

Nicht nur in den USA, sondern auch bei uns 
wird nicht selten dieser „Trick" verwendet, 
eine konkret existierende Ordnung, z. B. eine 
existierende unternehmerische Marktwirt-
schaft, einem idealtypischen Modell, z. B. ei-
ner Synthese von Sozialismus, Demokratie 
und Freiheit gegenüberzustellen. Natürlich 
fährt dann die Realität schlecht; denn jede 
real existierende Ordnung, sei sie politisch 
oder wirtschaftlich, ist, da sie Menschenwerk 
ist, immer eine unvollkommene, mit vielen 
Mängeln und Schwächen behaftete Ordnung. 
Mögen wir noch so sehr nach dem Ideal stre-
ben: in der unvollkommenen Wirklichkeit 
können wir doch immer nur nach der unter 
den gegebenen Verhältnissen am wenigsten 
schlechten Ordnungsform suchen und versu-
chen, sie durch Reformen zu verbessern.
Auch die gläubigen Vertreter des Sozialis-
mus 40)  müssen sich deshalb einen Vergleich 

ihrer Idealvorstellungen mit den realen sozia 
listischen Ordnungen, die wir auf unseren 
Planeten vorfinden, gefallen lassen. Ich wil 
dabei gar nicht beim Stalin-System ansetzen 
das man wohl als entsetzliche Perversion ei 
ner großen Idee ansehen kann: welch furcht 
barer Weg von der Marxschen Hoffnung au 
„eine höhere Form menschlicher Freiheit* 
(Milovan Djilas) zu den Zwangsarbeitslageri 
Stalins! Ich will auch nicht die große Zah 
der intellektuellen Exkommunisten als Eides 
helfer aufrufen, die aus tiefer Enttäuschung 
über den Unterschied zwischen Ideal unc 
Wirklichkeit entweder zu militanten Anti 
kommunisten oder zu geistig heimatloser 
Wanderern zwischen den Welten geworder 
sind. Es genügt mir völlig, die heute existie-
renden sozialistischen Ordnungen — alsc 
etwa auch die der Sowjetunion in der nach-
stalinistischen Periode — nüchtern zu analy-
sieren und zu ihrer Bewertung die Meinun-
gen solcher kritischen Betrachter zu hören,, 
die selbst auf dem Boden des Sozialismus ste-
hen. Dabei will ich mich nur kurz mit mate-
riellem Niveau und Lebensstandard beschäfti-
gen — einmal deshalb, weil darüber schon in 
den vorhergehenden Abschnitten einiges ge-
sagt wurde, zum anderen, weil ich in einem 
materiellen Rückstand des Sozialismus allein 
noch keinen entscheidenden Einwand gegen 
eine sozialistische Ordnung sehen würde, so-
fern diese sich in anderen Bereichen mensch-
licher Existenz und vor allem menschlichen 
Zusammenlebens als leistungsfähiger erwei-
sen würde.

Gerade hinsichtlich der materiellen Leistung 
für den Lebensstandard der breiten Massen 
der Arbeitnehmer41) ist die Überlegenheit 
der unternehmerischen Marktwirtschaft ein-
deutig nachweisbar. Eigentlich müßte man 
doch annehmen — und das war ja auch in 
Vergangenheit und Gegenwart die Überzeu-
gung zahlreicher Sozialisten —, daß die Be-
seitigung der „kapitalistischen Ausbeutung" 
zu einer Erhöhung des Lebensstandards der 
solcherart befreiten Werktätigen führen müs-
se. Bisher ist aber in allen Ländern mit sozia-
listischer Ordnung der Lebensstandard der 
Werktätigen niedriger als in vergleichbaren 
Ländern mit unternehmerischer Marktwirt-39) Gregory Grossman, Economic Systems. Engle- 

wood Cliffs 1967, S. 3. (Übersetzung des obigen 
Zitats von mir. Th.)
40) Um jedes Mißverständnis auszuschließen, 
möchte ich ausdrücklich feststellen, daß ich den 
hier verwendeten Begriff „Sozialismus" nicht mit 
den wirtschaftspolitischen und erst recht nicht 
mit den politischen und gesellschaftspolitischen 
Zielen eines großen Teiles der westlichen Sozial-
demokratie gleichsetze.

41) Wissenschaftliche Untersuchungen der letzten 
Jahre haben gezeigt, daß es schwierig (nach mei-
ner Meinung jedoch nicht unmöglich) ist, objek-
tive Kriterien für die generelle ökonomische Effi-
zienz von Wirtschaftssystemen zu finden. Sehr 
viel geringer ist diese Schwierigkeit jedenfalls beim 
Vergleich des materiellen Standards der Arbeit-
nehmer.



schäft; das gilt auch dann, wenn man die kol-
lektiven Leistungen — Gesundheitswesen, 
Bildung usw. — einbezieht. Der Vergleich 
der beiden Teile Deutschlands i

42

st in dieser 
Beziehung besonders aussagekräftig, weil es 
sich dabei um Gebiete handelt, in denen vor 
dem Zweiten Weltkrieg das durchschnittliche 
Niveau etwa gleich hoch war ). Die Real-
löhne sind bei einem Vergleich der offiziellen 
Statistik beider Teile Deutschlands in der 
„kapitalistischen" Bundesrepublik eindeutig 
höher als in der „sozialistischen" DDR. In 
dieser betrug im Jahre 1971 das durchschnitt-
liche monatliche Arbeitseinkommen aller Ar-
beiter und Angestellten 43 ) in der Industrie 
798 Mark; in der Bundesrepublik Deutschland 
betrug im gleichen Jahre der monatliche 
Durchschnittsverdienst der Arbeiter in der 
Industrie 1.278 DM, der kaufmännischen und 
technischen Angestellten in Industrie und 
Handel 1.410 DM44). Selbst wenn man unter-
stellt — für die DDR wahrscheinlich etwas zu 
günstig —, daß die Kaufkraft einer Mark für 
den durchschnittlichen Arbeitnehmerhaushalt 
in der DDR ebenso hoch ist wie in der Bun-
desrepublik, ist der Unterschied der realen 
Arbeitseinkommen beträchtlich, und er ist in 
den letzten Jahren nicht geringer, sondern 
größer geworden.

42) Ich übersehe dabei nicht, daß die Startbedin-
gungen in der DDR ungünstiger waren als in der 
Bundesrepublik; aber zwei Jahrzehnte nach dem 
Ende der Reparationsperiode — das war 1953 — 
kann dies nicht mehr als wesentliche Erklärung 
für die noch immer beträchtliche Differenz im 
materiellen Niveau (z. B. auch in der Arbeits-
produktivität) herangezogen werden, über die 
Fakten vgl. vor allem: Bericht der Bundesregie-
rung und Materialien zur Lage der Nation, hrsg. 
vom Bundesministerium für innerdeutsche Bezie-
hungen, Bonn 1971; Deutsches Institut für Wirt-
schaftsforschung: DDR-Wirtschaft. Eine Bestands-
aufnahme. Frankfurt a. M. 1971.
43) Bezogen auf „die vollbeschäftigten Arbeiter 
und Angestellten der volkseigenen Betriebe".
44) Quellen: Statistisches Jahrbuch 1972 der DDR, 
S. 73; Statistisches Jahrbuch 1972 für die Bundes-
republik Deutschland, S. 472 und 479.
45) Quelle: Bericht der Bundesregierung, a. a. O., 
S. 365.

46) Es soll nicht übersehen werden, daß die Mie-
ten in der DDR beträchtlich niedriger sind als in 
der Bundesrepublik. Dies ist beim Kaufkraftver-
gleich jedoch berücksichtigt. Außerdem gehen 
die niedrigen Mieten z. T. auf Kosten der Erhal-
tung des Wohnungsbestandes.
47) Quelle: Statistisches Jahrbuch der DDR 1972, 
S. 432; Statistisches Jahrbuch 1972 für die Bundes-
republik Deutschland, S. 389.
48) Quelle: Bericht der Bundesregierung, a. a. O., 
S. 398.

Ähnliches gilt aber auch für zwei Bereiche, 
die für die „Qualität des Lebens" eine we-
sentliche Rolle spielen: die Versorgung mit 
Wohnraum und die Altersversorgung. Die 
durchschnittliche Wohnfläche pro Kopf der 
Bevölkerung belief sich im Jahre 1968 in der 
DDR auf 18,6 qm, in der Bundesrepublik auf 
23,0 qm; im Jahre 1950 war die durchschnitt-
liche Wohnfläche je Kopf in beiden Teilen 
Deutschlands noch ungefähr gleich groß ge-
wesen (14,7 gegen 14,9 qm)45 ). Die Bundesre-
publik hat diese bessere Versorgung mit 

Wohnraum trotz beträchtlicher Bevölkerungs-
zunahme infolge des hohen Anteils des Woh-
nungsbaus an den Gesamtinvestitionen er-
reicht, während in der DDR die Bevölke-
rungszahl 1968 beträchtlich 
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niedriger war 

als 1950 (17,1 Mill, gegen 18,4 Mill.) ).

Im Jahre 1971 betrugen die durchschnittli-
chen monatlichen Altersrenten: in der DDR 
im Durchschnitt aller Altersrenten der Sozial-
versicherung 209,69 Mark, in der Bundesrepu-
blik in der Rentenversicherung der Arbeiter 
328 DM, der Angestellten 546 DM47 ). Die 
Ausgaben für die soziale Sicherung betrugen 
im Jahre 1969 in °/o des Bruttosozialproduktes 
in der DDR 12,4 °/o, in der Bundesrepublik 
18,1 °/o; bei den Barleistungen war das Ver-
hältnis 8,6 zu 13,3, bei
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 den Renten 6,3 zu 

9,7 % ).

Kann es da eigentlich noch einen Zweifel 
darüber geben, daß für die weitaus überwie-
gende Mehrheit der Arbeiter und Angestell-
ten die materielle Lage in der Bundesrepublik 
sowohl während ihres Arbeitslebens als auch 
im Rentenalter beträchtlich besser ist als in 
der „sozialistischen" DDR? Heimann selbst 
ist ja auch der Überzeugung (S. 19), daß „die 
für die innere Stabilität des Ostblocks gefähr-
liche Anziehungskraft des Westens ... sich 
vor allem aus der materiellen Überlegenheit 
der höher entwickelten und stärker konsoli-
dierten westlichen Konsumgesellschaft" er-
gibt.

Könnte nun aber nicht dieser Rückstand im 
materiellen Niveau ausgeglichen werden 
durch Vorzüge immaterieller Natur, z. B. Be-
seitigung oder doch wenigstens Abbau der 
„EntfTemdung“, die für Marx — namentlich 
den jungen Marx — eine so große Rolle 
spielte? Wir rühren damit an ein Problem, 
das ebenso bedeutsam wie schwer lösbar ist. 
Der Grad der Entfremdung ist statistisch 
nicht meßbar, da es sich dabei ja um ein in 
höchstem Maße qualitatives Problem handelt, 
und es gibt kaum empirisch-soziologische 
Untersuchungen aus irgendeinem der Länder 
mit sozialistischer Ordnung, die ein durch 
Fakten fundiertes Urteil darüber gestatten 
würden. Wenn Marx als einen der wesentli-



chen Aspekte der Entfremdung ansah, daß 
die Waren, die der Arbeiter produziert, ihm 
als „entfremdete Gewalten" gegenüberstehen, 
so muß doch gefragt werden, ob das auf das 
Wirtschaftssystem oder auf die moderne 
Technik mit der Unabdingbarkeit der Ar-
beitszerlegung im Produktionsprozeß zurück-
zuführen ist. Auf diese läßt sich, wenn man 
ein hohes Maß ökonomischer Effizienz errei-
chen will — und daß diese unter den heute 
gegebenen Voraussetzungen notwendig ist, 
wurde an früherer Stelle dieses Aufsatzes 
nachgewiesen — keinesfalls verzichten.

Marx sah eine weitere Quelle der Entfrem-
dung in der Tatsache der Warenproduktion. 
Der „Fetischismus, der den Arbeitsprodukten 
anklebt, sobald sie als Waren produziert wer-
den, und der daher von der Warenproduktion 
unzertrennlich ist49 ), kann nur beseitigt 
werden, wenn die Gestalt des gesellschaftli-
chen Lebensprozesses ... als Produkt frei 
vergesellschafteter Menschen unter deren be-
wußter planmässiger Kontrolle steht." 50)  Die 
Warenproduktion als solche könnte aber erst 
im Zustande des Vollkommunismus aufgeho-
ben werden — und bis zu diesem wäre es 
noch ein sehr langer und mühevoller Weg, 
wenn man überhaupt glaubt, dass ein solcher 
Zustand je erreicht werden kann.

49) Karl Marx, Das Kapital. Bd. 1 (Ost-)Berlin 1947, 
S. 78.
50) Ebda. S. 85.
51) Auf das (im übrigen auch von Horst Heimann 
nicht erwähnte) jugoslawische System einzugehen, 
ist in diesem Aufsatz aus räumlichen Gründen 
leider nicht möglich. Gerade in dem Zeitpunkt, in 
dem der Aufsatz niedergeschrieben wird, er-
scheint das Schicksal dieses im Vergleich zum 
Sowjetkommunismus zweifellos wesentlich frei-
heitlicheren sozialistischen Systems wieder in Frage 
gestellt. Es wird auch von den zahlreichen west-
lichen Sympathisanten dieses Systems in der Re-
gel übersehen, daß die jugoslawischen Werk-
tätigen in erheblichem Maße am Risiko des unter 
Arbeiterselbstverwaltung stehenden Unterneh-
mens beteiligt sind, da ihr Arbeitseinkommen 
wesentlich von der Höhe des Unternehmens-
gewinns abhängt.
52) Dabei soll, was die DDR anlangt, die Mitwir-
kung der Gewerkschaften (vor allem durch die 
betrieblichen Gewerkschaftsleitungen) sowie be-
stimmter Vertretungsorgane der Belegschaften 
(Produktionskomitees in Großbetrieben, Gesell-

In der Wirklichkeit der sozialistischen Län-
der von heute ist der arbeitende Mensch je-
denfalls — wenn wir einmal von Jugoslawien 
absehen 51)  — ebenso als ein kleines Glied in 
den arbeitsteiligen Produktionsprozess gestellt 
und der betrieblichen Hierarchie unterwor-
fen, die im sowjetischen Prinzip des „Jedino- 
natschalije", der Einzelleitung des Betriebes, 
besonders deutlich zum Ausdruck kommt52 ).

Damit stellt sich aber eine für die Beurtei-
lung des Heimannschen Gedankenganges erst-
rangig wichtige Frage: wieweit zeigen uns 
die bisher realisierten sozialistischen Ord-
nungen die Möglichkeit einer Synthese von 
Sozialismus, Demokratie und Freiheit, die 
Heimann als Ergebnis der auf beiden Seiten 
vor sich gehenden Wandlungen erhofft?

Lassen wir dazu vier Autoren sprechen, die, Re-
formen verschiedener Art bejahend, dennoch 
sämtlich Sozialisten geblieben sind!

Bei Ota Sik, dem hinsichtlich der Wirt-
schaftsreformen führenden Mann der tsche-
choslowakisc
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hen Reformbewegung, heißt 

es ):

„Noch nie in der Geschichte wurde die 
Wirtschaft durch die Politik derartig verge-
waltigt wie im heutigen bürokratischen So-
zialismus, und noch nie konnte eine politi-
sche Macht durch ihre gewaltige, mehr als 
religiöse Ideologie die Menschen so lange 
mit Versprechungen und zukünftigen Erfol-
gen abspeisen."

Die beiden jungen polnischen Kommunisten 
Jacek Kuron und Karol Modzelewski, 1964 
wegen ihrer Anschauungen aus der Polni-
schen Vereinigten Arbeiterpartei ausge-
schlossen, schrieben:

„In unserem System ist die Parteielite 
gleichzeitig die Machtelite; alle staatlichen 
Entscheidungen werden von ihr getrof-
fen . .. Indem sie die staatliche Macht aus-
übt, verfügt die Machtelite gleichzeitig 
über die Gesamtheit der verstaatlichten 
Produktionsmittel, entscheidet sie über den 
Anteil der Akkumulation und des Kon-
sums, über die Richtung der Investitionen, 
iber den Anteil der einzelnen gesellschaft-
lichen Gruppen am Volkseinkommen. Mit 
einem Wort: sie allein entscheidet über

schaftliche Räte bei den Vereinigungen volks-
eigener Betriebe) nicht übersehen werden. Eine 
ökonomische Mitbestimmung erfolgt durch diese 
Institutionen jedoch nicht. Auch im Fünfjahrplan 
der DDR für die Jahre 1971—1975 wird das Wort 
„Mitbestimmung" peinlich vermieden; es ist le-
diglich von der „Anwendung kollektiver Bera-
tungsformen" die Rede, übrigens hatte bereits 
Engels auch nach einer sozialen Revolution für 
die Betriebe die Notwendigkeit „einer gewissen, 
ganz gleich auf welche Art übertragenen Autori-
tät und andererseits einer gewissen Unterord-
nung ... unabhängig von aller sozialen Organi-
sation" postuliert. („Von der Autorität", 1872/73; 
Marx/Engels, Werke, (Ost-)Berlin, Bd. 18, zit. nach 
Rüdiger Thomas, Marxismus und Sowjetkommu-
nismus, Teil I, Stuttgart 1971, S. 82). .
53) In: Der Strukturwandel der Wirtschaftssysteme 
in den osteuropäischen Ländern, Zürich 1971, 
S. 38.



Aufteilung und Verwendung des ganzen 
gesellschaftlich erzeugten Produktes. Die 
Entscheidungen der Elite sind eigenmäch-
tig, frei von jeder Kontrolle von seifen der 
Arbeiterklasse und der übrigen gesell-
schaftlichen Klassen und Schichten. Die 
Arbeite
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r haben auf sie keinen Einfluss, die 
Gesamtheit der Parteimitglieder ebenfalls 
nicht.. )"

Milovan Djilas, einer der Männer, die zusam-
men mit Tito den kommunistischen Staat in 
Jugoslawien geschaffen h.aben, schreibt in 
seinem 1969 in deutscher Übersetzung in 
Wien erschienenen Buche „Die unvollkom-
mene Gesellschaft. Jenseits der .Neuen Klas-
se"' (S. 158 — 160):

„Die marxistisch-leninistischen Ideen, die 
real und ideal waren, solange sie die. Mas-
sen in Bewegung setzten und veralterte 
und aussichtslose Ordnungen zerstörten, ha-
ben sich in Dogmen und Mythen verwan-
delt, mit deren Hilfe heute die Kommuni-
sten sich und die anderen täuschen und 
ihre monströse Realität rechtfertigen. Sie 
behaupten, dass ihr System mit seinem an-
geblich gesellschaftlichen Eigentum unver-
gleichlich grössere Möglichkeiten für den 
technischen Fortschritt und für die soziale 
Gerechtigkeit bietet, als es je in anderen 
Gesellschaftsordnungen gab, gibt und ge-
ben wird... Die Wirklichkeit sah, wie ge-
wöhnlich, anders aus: der Kommunismus 
leidet heute an all den Übeln, die er mit 
Recht am Kapitalismus angeprangert hat; 
und eine gründlichere Untersuchung seiner 
Eigentumsverhältnisse offenbart auch, dass 
die politische, die Parteibürokratie ihre ei-
genen Ideale zerstört, indem sie das Mono-
pol der Handhabung und Kontrolle über 
die Wirtschaft für sich in Anspruch 
nimmt.

Die italienische Kommunistin Rossana Ros-
sanda hat in einem kürzlich erschienenen 
wichtigen Aufsatz die Wirklichkeit der heute 
bestehenden sozialistischen Länder als „ein 
Dilemma der Europäischen Linken" bezeich-
net. Es heißt da:

„Das Verhältnis zu den sozialistischen Län-
dern, und damit zu den „anderswo" durch-
geführten Revolutionen, macht nun schon 
seit über fünfzig Jahren einen Teil der Ge- *

54) In: Monopolsozialismus. Offener Brief an die
Mitglieder der Grundorganisation der Polnischen
Vereinigten Arbeiterpartei und an die Mitglieder 
der Hochschulorganisation des Verbandes sozia-
listischer Jugend an der Warschauer Universität,
Hamburg 1969, S. 13.

schichte der europäischen Linken aus, die 
es zu ihrer eigenen Revolution nicht ge-
bracht hat. Dieses Verhältnis kennt Hoff-
nungen und Enttäuschungen, Solidarisie-
rungen und Absagen, begeisternde Utopien 
Und deprimierende Einsichten in die Reali-
täten. Aber da es schier immer ein unter-
würfiges, ein subalternes Verhältnis war, 
ist es schliesslich zu einem Moment der 
Niederlage der Linken in den .spätkapita-
listischen Ländern’ geworden ... Jene .an-
deren' Revolutionen sind geschehen, sie 
sind da, und sie bestimmen die Welt, in 
der wir leben. Sie haben ihre Rückwirkun-
gen, ob uns das lieb ist oder ni
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cht. Wir 

kommen nicht um sie herum." )

Und an einer anderen Stelle heißt es:

„Wieder einmal fegen die Gründe der Ge-
schichte die Illusionen der Ideologie hin-
weg. Die Europäer sehen sich vor die Pro-
bleme von eh und je gestellt, nur daß sie 
um eine Erfahrung reicher geworden sind: 
was die Linke hier für Knoten und Sack-
gassen der .anderen' gehalten hatte, sind 
auch unsre eigenen; das hat sich im Wech-
sel von Auf- und Abstieg der Bewegung 
gezeigt. Nichts ist überwunden, kein Pro-
blem gelöst. Der Moment der Hoffnung auf 
eine e
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igene Revolution, die sich ihr Maß 

selber setzen könnte, war kurz.” )

Dies und manches andere, was in der ge-
nannten Ausgabe des „Kursbuchs" steht, ist 
ein bemerkenswerter Beweis für die Enttäu-
schung, die sich aus dem Zusammenprall von 
Idee (oder Vision) und Realität bei Kommuni-
sten ergibt, die noch nicht so dogmatisiert 
sind, daß sie die Fähigkeit — oder die Be-
reitschaft — zum kritischen Denken völlig 
verloren hätten.
In den realen sozialistischen Systemen von 
heute ist jedenfalls die Synthese von Sozia-
lismus, Freiheit und Demokratie nicht gelun-
gen. Wenn Heimann (S. 18/19) die These auf-
stellt, daß die Idee eines freiheitlichen und 
demokratischen Sozialismus 1956 auch in der 
Sowjetunion und vor allem in der DDR „zu ei-
ner realen politischen Kraft innerhalb der 
kommunistischen Parteien" wurde, so scheint 
mir das ein Beweis für ein gefährliches 
Wunschdenkens, das (sicherlich unbewußt, 
das sei Heimann ohne weiteres zugestanden)

55) In: Kursbuch No. 30, Dez. 1972, S. 1. Das 
gleiche Heft des gewiß nicht antikommunistischen 
„Kursbuchs" enthält außerdem 5 Aufsätze über 
die DDR, die CSSR, Korea und Kuba, in denen 
die Wirklichkeit dieser sozialistischen Länder 
recht kritisch beurteilt wird.
56) Ebda. S. 16/17.



den geschichtlichen Ablauf nach den eigenen 
Wünschen zurechtbiegt. In der DDR be-
schränkten sich solche Gedankengänge inner-
halb der SED auf sehr kleine Kreise, die kei-
neswegs eine reale politische Kraft bildeten, 
die denn auch sehr bald von der herrschen-
den Machtelite zum Schweigen gebracht wur-
den. Wo Heimann in der Sowjetunion 1956 
derartige Tendenzen sieht, ist mir unerfind-
lich. Vielleicht meint er den XX. Parteitag 
der KPdSU und die berühmte Geheimrede 
Chruschtschows, in der dieser die Schandta-
ten des Stalin-Terrors enthüllte. Darin aber 
bereits den Anfang eines „freiheitlichen und 
demokratischen Sozialismus" zu sehen, 
scheint mir schlechthin utopisch. Und Polen, 
Ungarn und die Tschechoslowakei, die Hei-
mann ebenfalls in diesem Zusammenhang 
nennt? Gewiss, in Polen und Ungarn gab es 
1956 Anfänge einer solchen Entwicklung. 
Aber in Polen hat auch das damals installier-
te Gomulka-Regime nach einem verheis-
sungsvollen Beginn bald wieder das Heil bei 
den alten Methoden gesucht, und das Schick-
sal des „freiheitlichen Sozialismus" in Un-
garn 1956 und der Tschechoslowakei 1968 ist 
ja wohl zur Genüge bekannt.

Ich stimme mit Heimann darin überein,, daß 
die militärischen Interventionen in Ungarn 
und der Tschechoslowakei in erster Linie 
deshalb erfolgten, „weil dieser vom Volk un-
terstützte Sozialismus mit menschlichem Ge-
sicht eine ernsthafte Gefahr für die privilegier-
te und demokratisch nicht legitimierte und 
kontrollierte Schicht der im Osten politisch 
herrschenden Bürokratie... wurde." (S. 19).

Wieso aber die Vertreter dieser bürokrati-
schen Herrschaft in Osteuropa die Interven-
tion auch deshalb forderten, weil durch den 
demokratischen Sozialismus die Schicht „der 
im Westen ökonomisch herrschenden Kapi-
taleigner" gefährdet wurde, ist mir schlecht- 
terdings unverständlich — ganz abgesehen 
davon, daß die „ökonomische Herrschaft der 
Kapitaleigner" im Westen doch etwas we-
sentlich anderes, sich innerhalb wesentlich 
engerer Grenzen Auswirkendes, mit wesent-
lich mehr Gegenmächten (denken wir allein 
an die Gewerkschaften!) Konfrontiertes ist 
als die Herrschaft der Machtelite in den kom-
munistisch regierten Ländern Ost- und Süd-
osteuropas. Die Machtelite mit „Bürokratie" 
gleichzusetzen, scheint mir im übrigen viel 
zu undifferenziert; Männer wie Chrusch-
tschow, Breschnew, Tito oder Ceausescu sind 
doch gewiss keine „Bürokraten" (womit nicht 
bestritten werden soll, daß in der Tat die 
Rolle der Partei- und Staatsbürokratie in der

Verfassungswirklichkeit dieser Länder recht 
bedeutsam ist).

Heimann fordert im Interesse der west-östli-
chen Konvergenz Vorleistungen des Westens 
„durch systemüberwindende innere Refor-
men ..., ohne daß dabei die liberalen und 
demokratischen Rechte eingeschränkt oder 
aufgegeben werden." Zwei schicksalsschwere 
Fragen stellen sich dabei. Erstens: ist über-
haupt ein Sozialismus möglich, bei dem die 
liberalen und demokratischen Rechte nicht 
eingeschränkt werden? Die Beantwortung 
dieser Frage wird freilich durch die Unschär-
fe des Heimannschen Sozialismusbegriffs er-
schwert. Wenn man aber Sozialismus mit Sy-
stemveränderung gleichsetzt, dann gehört 
dazu doch offenbar die „Vergesellschaftung" 
eines grossen Teils der Produktionsmittel und 
die weitgehende Ausserkraftsetzung des 
Marktmechanismus durch eine Form der zen-
tralen Planung57 ). Beides bedeutet ipso facto 
zweierlei: eine ungeheure Verstärkung der 
St

58
aatsmacht, da der Staat als Eigentümer des 

grössten Teils der Produktionsmittel ) für 
die Masse der Bevölkerung Arbeitgeber, außer-
dem aber auch Arbeitsgesetzgeber ist und 
als Träger der Planung die Ziele festsetzt, auf 
die das Wirtschaften ausgerichtet werden 
soll. Für das Individuum sowohl in seiner Ei-
genschaft als arbeitender Mensch wie auch 
als Konsument bedeutet diese Machtkonzen-
tration beim Staat zwangsläufig eine be-
trächtliche Einschränkung seiner Freiheits-
sphäre. Bedenkt man ferner, wie schwierig 
heute bereits die demokratische Kontrolle al-
lein des Staatshaushalts in einem hochent-
wickelten Industrielande geworden ist, so 
kann es kaum als zweifelhaft erscheinen, 
dass die demokratische Kontrolle eines noch 
viel umfassenderen Volkswirtschaftsplanes 
schlechterdings unmöglich wird.

57) Letzteres wird zwar von Heimann nicht aus-
drücklich erwähnt, ergibt sich aber zwangsläufig 
aus seinen Vorstellungen über die „Überwindung" 
der heutigen westlichen Wirtschaftssysteme, auch 
aus seiner Formulierung einer „gesellschaftlich 
geleiteten und kontrollierten Wirtschaftsordnung", 
in der „neue Kriterien für ökonomische Entschei-
dungen und Prioritäten erforderlich sind." (S. 22)
58) Das ist allerdings beim jugoslawischen System
der Arbeiterselbstverwaltung der Betriebe anders. 
Doch hat dieses wieder seine spezifischen Pro-
bleme und Schwierigkeiten, wie oben (Anm. 51) 
kurz angedeutet wurde.

Die zweite, mindestens ebenso schwer wie-
gende Frage ist: wer kann auch nur ein Min-
destmaß von Sicherheit dafür geben, daß 
Vorleistungen der Bundesrepublik an „system-
überwindenden Reformen" auf der Seite der 
DDR ebenfalls Reformen in Richtung auf einen 



freiheitlich-demokratischen Sozialismus auslö-
sen werden? Allein diese können ja doch eine 
wirkliche Konvergenz bewirken. Bei den ge-
genwärtigen Machtverhältnissen und bei den 
Auffassungen der Machtelite der SED erscheint 
mir das als blanke Utopie. Gerade in dem Zeit-
punkt, in dem dieser Aufsatz abgeschlossen 
wurde, brachte das „Neue Deutschland" 59)  
einen Bericht über die Rede, die Albert Nor-
den, Mitglied des Politbüros der SED, also der 
höchsten Machtspitze in der DDR (es zählt 
gegenwärtig 16 Mitglieder und 7 Kandidaten), 
über die „ideologische Offensive gegen den 
Imperialismus" gehalten hat. Es heißt darin:

„Ausführlich setzte sich Albert Norden mit 
der von imperialistischen Kreisen propa-
gierten These des .freien Austausches von 
Ideen' auseinander. ,Die Prediger der Frei-
zügigkeit sagen Austausch von Ideen und 
meinen — sie gestehen es ganz offen — 
Raum für ihre reaktionäre Ideologie, Raum 
für geistige Konterbande zur Unterwühlung 
des Sozialismus. Natürlich gibt es gerade 
und besonders auf dem Gebiet der gegen-
sätzlichen Ideologien weder Konvergenz 
noch Austausch oder Annäherung, sondern 
Divergenz, Abgrenzung und entschiedene 
weltanschauliche Auseinandersetzung; denn 
der Imperialismus hat sein Wesen in keiner 
Hinsicht geändert'."

Wenn auch die Bundesrepublik Deutschland 
dabei nicht ausdrücklich genannt wird, so 
kann es wohl kaum zweifelhaft sein, daß 
auch die heutige, von der sozialliberalen 
Koalition regierte Bundesrepublik von Albert 
Norden zu dem „Inperialismus, der sein We-

sen in keiner Hinsicht geändert hat", gerech-
net wird.

*
Für die heutige SED-Führung kann es also 
keine Konvergenz in dem Sinne geben, daß 
auch sie sich wandelt — geschweige denn, 
daß sie bereit wäre, auch bei sich selbst „sy-
stemüberwindende Reformen" durchzuführen. 
Eine Neuvereinigung Deutschlands wäre nach 
ihren Vorstellungen nur dann möglich, wenn 
die Bundesrepublik bereit wäre, ihr eigenes 
politisches, wirtschaftliches und gesellschaftli-
ches System völlig dem der DDR anzuglei-
chen.

Dann aber wären wir weit von dem entfernt, 
was Heimann als Synthese von Sozialismus, 
Demokratie und Freiheit anstrebt. Von Frei-
heit und Demokratie könnte nur noch sehr 
wenig die Rede sein; und die dann in ganz 
Deutschland realisierte Form des Sozialismus 
wäre sicherlich sehr verschieden von dem, 
was die Mehrheit der westdeutschen Sozia-
listen als bessere und gerechtere Form der 
Ordnung menschlichen Zusammenlebens er-
hofft.

Auch Heimann will ein in solcher Form und 
unter solchen Vorzeichen wiedervereinigtes 
Deutschland sicherlich nicht; aber unter den 
heute gegebenen Voraussetzungen würde das 
die Wirklichkeit sein und nicht der freiheit-
lich-demokratische Sozialismus.

Heimann wirft dem Denken, das der geschei-
terten früheren Wiedervereinigungspolitik 
zugrunde lag, vor, es sei irrational und emo-
tional gewesen60 ). Für seine eigene Vision, 
so fürchte ich, gilt das ebenfalls.

60) Heimann, a. a. O., S. 8.59) Vom 23. 2. 1973.



Horst Heimann

Überwindung der Spaltung Europas und Deutschlands 
durch demokratischen Sozialismus

Anworten auf die Kritik an den 
„Anregungen zu einer konkreten Utopie"

Eine öffentlich und schriftlich geführte Dis-
kussion hat zunächst im Vergleich zu einer 
mündlichen Kontroverse den Nachteil, daß es 
dabei in der Regel bei einem einmaligen Aus-
tausch von Argumenten und Gegenargumen-
ten bleibt. Dagegen ist nur in einem mündli-
chen Dialog, zum Beispiel auch bei einer Po-
diums- und Forumsdiskussion, durch wieder-
holtes Eingehen auf Argumente und Gegenar-
gumente zu prüfen, ob diese Argumente 
überzeugend wirken und ob eine Annäherung 
der Standpunkte möglich ist. Dennoch kann 
auch eine schriftliche Kontroverse insofern 
eine wichtige Rolle für die politische Bildung 
spielen, als sie aus folgenden Gründen bei 
den Lesern die Fähigkeit zum selbständigen 
Urteilen zu stärken vermag: Während bei der 
Beschäftigung mit einem Problem, das nur 
von einem Standpunkt aus dargestellt ist, der 
Leser eher der „Autorität" eines Autors und 
der manipulativen Kraft des Geschriebenen 
ausgeliefert ist, wird durch die kontroverse 
Darstellung eines Problems jede „Autorität" 
in Frage gestellt. Das schließt keineswegs 
aus, daß sich der Leser einem der kontrover-
sen Standpunkte anschließt. Aber dabei wird 
sich die Entscheidung für einen der kontro-
versen Standpunkte viel stärker auf das eige-
ne Urteilsvermögen gründen als nach der 
Lektüre eines Beitrages, der ein Thema nur 
von einem Standpunkt aus darstellt.

In dieser in der Zeitschrift ,Aus Politik und 
Zeitgeschichte' veröffentlichten Kontroverse 
lehnen alle drei Kritiker meine „Anregungen 
zu einer konkreten Utopie" nicht nur in einzel-
nen Punkten ab, sondern sie verwerfen diese 
Konzeption als Ganzes und verfolgen mit ih-
rer Kritik das Ziel, sie zu widerlegen. Das ist 
natürlich ein anderer Ausgangspunkt für eine 
Kontroverse als eine Situation, in der die 
Kritiker grundsätzlich mit den Zielen einer 
diskutierten Konzeption übereinstimmen und 
mit ihrer Detailkritik an einzelnen Punkten 
nur die Absicht verfolgen, die Gesamtkonzep-
tion zu verbessern.

Aber wenn auch die Kritik gegen meine Kon-
zeption von einem grundsätzlich ablehnenden 
Standpunkt aus vorgetragen wird, so enthält 
sie doch zahlreiche Argumente und Fragen, 
die auch von Befürwortern des demokrati-
schen Sozialismus zu beachten sind und da-
her ähnlich konstruktiv verarbeitet werden 
können wie eine Detailkritik, die von einem 
grundsätzlich zustimmenden Standpunkt aus 
formuliert wird. Dieser ausdrückliche Hin-
weis scheint mir deshalb angebracht zu sein, 
weil infolge vielfältiger Polarisierungen diese 
Möglichkeit in den politischen Auseinander-
setzungen nicht mehr anerkannt wird. Auch 
aus diesem Grunde wird die Rationalität kon-
troverser Auseinandersetzungen und der 
Meinungs- und Willensbildungsprozesse oft 
zugunsten emotionaler Polemik und rational 
unzureichend fundierter Entscheidungen be-
einträchtigt. Dieser Sachverhalt kann sich bei 
politischen Konflikten nie zugunsten progres-
siver Tendenzen auswirken. Denn größere 
Rationalität der Auseinandersetzungen und 
der Meinungs- und Willensbildungsprozesse 
ist nicht ein fernes Endziel des demokrati-
schen Sozialismus, sondern auch ein unver-
zichtbares Mittel zu seiner Verwirklichung. 
Die Bereitschaft zum Dialog auch gegenüber 
konträren Standpunkten darf allerdings nicht 
dazu führen, daß die Kontroverse zu einem 
unverbindlichen Geplauder verflacht und fun-
damentale Meinungsverschiedenheiten zugun-
sten einer allgemeinen Verbrüderung ver-
tuscht werden. Wenn ich zahlreiche Gegenar-
gumente ernst nehme, so heißt das auch kei-
neswegs, daß ich die Idee des demokrati-
schen Sozialismus als Weg zur Überwindung 
des Ost-West-Konfliktes und zur Neuvereini-
gung Deutschlands aufgebe. Vielmehr will 
ich anhand dieser Gegenargumente versu-
chen, meine Gedanken zu ergänzen, zu präzi-
sieren, verständliche Mißverständnisse auszu-
räumen und dabei auch zusätzliche Argumen-
te zu finden, um weitere Teilnehmer an die-
ser Kontroverse von meinen Auffassungen zu 
überzeugen.



Nicht nur um die mir besonders wichtigen 
Probleme ausführlicher behandeln zu können, 
sondern auch aus folgendem Grunde halte 
ich es aber für gerechtfertigt, nicht auf alle 
Einwände und Fragen einzugehen: Da die 
hier veröffentlichten Beiträge nur als Teil der 
öffentlichen Auseinandersetzung über die 

Perspektiven der Deutschland- und Ostpolitik 
anzusehen sind, sind die von meinen Kriti-
kern vorgetragenen Fragen, Argumente und 
Einwände nicht nur an mich gerichtet, son-
dern an alle, die an den hier diskutierten 
Fragen interessiert sind.

Der Glaube an den Zusammenbruch der östlichen Systeme 
ist bis zur Bedeutungslosigkeit herabgesunken

Obwohl alle drei Kritiker meiner Konzeption 
in ihrer grundsätzlich ablehnenden Haltung 
miteinander übereinstimmen, besteht doch 
unter mehreren Gesichtspunkten ein funda-
mentaler Unterschied zwischen den Ausfüh-
rungen von Matthias Walden einerseits und 
der Kritik von K. M. Kreis und K. C. Thalheim 
andererseits. Kennzeichnend für Kreis und 
Thalheim ist es, daß sie sich auf eine kriti-
sche Auseinandersetzung mit den Gedanken 
beschränken, die über den gegenwärtigen 
Stand der Deutschland- und Ostpolitik der 
sozialliberalen Regierung hinausreichen. Sie 
versuchen auch nicht, meinen Anregungen zu 
einer konkreten Utopie eine eigene Konzep-
tion als Alternative entgegenzusetzen. Mat-
thias Walden hat zwar auch keine eigene 
Konzeption als Alternative explizit und zu-
sammenhängend dargestellt, aber durch all 
seine Äußerungen gegen die neue Deutsch-
land- und Ostpolitik schimmert seine eigene 
konstruktive Alternative hindurch, eine alt-
bekannte Gegenposition zur sozialliberalen 
Politik der siebziger Jahre, nämlich die Wie- 
dervereinigungs- und Befreiungspolitik der 
CDU/CSU der fünfziger Jahre.

Diese Gegenposition wird sichtbar, wenn 
Walden auf seine Art der DDR weiterhin die 
„Anerkennung" verweigert, indem es für ihn 
die Bezeichnung DDR ohne Anführungszei-
chen auch heute noch nicht gibt, sondern nur 
die alten Formeln wie „kommunistisches Sy-
stem", „Gegenseite", „östliches Gegenüber", 
„die Landsleute im anderen Teil Deutsch-
lands". Und für die gewiß notwendige Kritik 
der politischen und gesellschaftlichen Reali-
tät der DDR stehen ihm immer noch nur emo-
tionale Leerformeln zur Verfügung wie z. B. 
„die Unzumutbarkeit des kommunistischen 
Systems und seiner Gewaltausübung", „die 
Unrechtsqualität des östlichen Gegenübers", 
„unzumutbare Gewaltherrschaft auf deut-
schem Boden". Doch mit diesen Begriffen ist 
eine kritisch-rationale Analyse nicht zu lei-
sten und sind vor allem keine Erkenntnisse 

für eine Politik zu gewinnen, die auf eine po-
sitive Veränderung dieser Realität zeigt. Daß 
die sich in der Sprache Waldens ausdrücken-
de Nichtanerkennung der DDR weiterhin mit 
dem Ziel der Befreiung von kommunistischer 
Herrschaft verbunden bleibt, wird deutlich, 
wenn er als negative Folge der Entspan-
nungspolitik verweist auf das „Risiko einer 
depressiven Auswirkung auf die freiheitsbe-
gehrenden Kreise des innersowjetischen Wi-
derstandes." (M. Walden a. a. O. S. 20)

Eine intensive Auseinandersetzung mit einem 
politischen Denken, das Lösungen vom Zu-
sammenbruch des östlichen Systems oder 
vom Sieg des innersowjetischen Widerstan-
des erwartet, ist wegen des ständig zurückge-
henden Einflusses dieser Gedanken unter po-
litischen Gesichtspunkten kaum noch erfor-
derlich. K. C. Thalheim erwähnt mit folgen-
dem Urteil in seinem Aufsatz die „Auffassun-
gen, die lange Zeit hindurch an den unaus-
bleiblichen Zusammenbruch der ,östlichen' 
sozialistischen Systeme glaubten. Solche Er-
wartungen waren sicherlich viele Jahre hin-
durch sowohl ideologisch als auch politisch 
relevant; sie sind aber im Westen inzwischen 
zur Bedeutungslosigkeit herabgesunken." 
(K. C. Thalheim a. a. O. S. 5)

Von aktueller Bedeutung ist Waldens Ein-
wand, daß sich die Entspannungspolitik nega-
tiv auf den innersowjetischen Widerstand 
auswirken kann, nur insofern, als er mit der 
Kritik übereinstimmt, die in simplifizierender 
Form von den gewalttätigen maoistischen 
Studentenparteien vorgebracht wird, in diffe-
renzierender Form von Herbert M

1
arcuse und 

Peter Brückner ). Gewiß ist der von Walden

1) Vergl. Herbert Marcuse, Konterrevolution und 
Revolte, Frankfurt 1972; Peter Brückner, Freiheit, 
Gleichheit, Sicherheit, Frankfurt 1971.
Für das Denken Marcuses wäre der Begriff einer 
„negativen" Konvergenztheorie zutreffend; denn 
anders als in der „positiven" Konvergenztheorie 
meint Marcuse, daß die Angleichung beider 
Systeme dadurch erfolgt, daß auf beiden Seiten 
gerade die positiven Elemente eliminiert werden. 



gewünschte Erfolg des inneren Widerstandes 
nicht inhaltlich identisch mit den Erwartun-
gen, die Maoisten und Neue Linke an einen 
revolutionären Umsturz des autoritär-büro-
kratischen Sozialismus knüpfen. Aber beide 
teilen übereinstimmend die Illusion, daß sich 
ihre Vorstellungen nur durch einen revolutio-
nären Umsturz des bestehenden Systems 
durchsetzen lassen, nicht aber durch einen 
evolutionären Wandlungsprozeß systemüber-
windender Reformen. Und beide fürchten, daß 
die Entspannungspolitik die Chancen für die-
sen inneren Umsturz verringern könne.

Aus dieser Übereinstimmung zwischen Wal-
den, . Maoisten und Neuen Linken folgt nicht, 
daß rechts gleich links ist, daraus folgt nur, 
daß politischer Irrationalismus gleich politi-
scher Irrationalismus ist. Die Gegner der Ent-
spannungspolitik haben offensichtlich überse-
hen, daß der Kalte Krieg, der lange genug ge-
dauert hat, weder im Osten noch im Westen 
den progressiven Kräften genützt hat oder 
gar eine befreiende Revolution auszulösen 
vermochte.

Obwohl hier keine sprachkritische Analyse 
der Ausführungen Waldens vorgenommen 
werden soll, sei doch auf folgendes Beispiel 
verwiesen: Sein Betrag enthält als zentrale 
These die Aussage, die SPD habe die alte 
Deutschland- und Ostpolitik nicht etwa des-
halb geändert, weil sie die Ziele dieser Poli-
tik für unerreichbar hielt, sondern weil sie 
ein neues Ziel entdeckt habe, das sie für er-
strebenswerter halte als die Ziele der alten 
Politik. Interessant sind vor allem die fol-
genden Formulierungen, in die er seine Aus-
sage verkleidet: „Wurde diese Wendung 
vollzogen, weil Zermürbung, Entmutigung 
und Hoffnungslosigkeit im Sinne der zuvor 
beschworenen Ziele die Führung der deut-
schen Sozialdemokratie dafür ,reif' gemacht 
hatten? Das würden die Verantwortlichen ge-
wiß energisch bestreiten." (Walden a. a. O. 
S. 19). Gewiß würden die Verantwortlichen 
energisch bestreiten, daß sie durch Zermür-
bung, Entmutigung und Hoffnungslosigkeit für 
die neue Politik ,reif' gemacht wurden. Sie 
würden wohl aber auch bestreiten, daß es not-
wendig ist, dem Inhalt dieser Aussage zu wi-
dersprechen. Für micht schmeichelhaft an der 
zentralen These Waldens ist es, daß die Bun-
desregierung wegen der von mir befürworte-
ten „Konvergenz zwischen beiden Teilen 
Deutschlands, ja, wahrscheinlich zwischen 
Ost- und Westeuropa" (Walden S. 19) die alte 
Politik aufgegeben hat und daß ich die bisher 
vor dem Volk geheimgehaltenen wahren Mo-
tive und Ziele der neuen Deutschland- und 
Ostpolitik enthüllt habe.

Charakteristisch für ein politisches Denken, 
das Lösungen von einem revolutionären Um-
sturz der bestehenden Systeme in Ost und 
West erwartet, ist die Unfähigkeit, zwischen 
empirischen Analysen und emotional-norma-
tiven Werturteilen bzw. geschichtsphilosophi-
schen Beurteilungen zu unterscheiden. Die 
emotional-normativen Begriffe Waldens und 
die geschichtsphilosophischen Begriffe bei 
Teilen der Neuen Linken begründen, warum 
das bestehende System schlecht ist und um-
gestürzt werden muß. Von diesen Begriffen 
geht auf das Denken ein so starker emotiona-
ler Druck aus, daß jeder Versuch, anhand ei-
ner empirischen Analyse des verurteilten Sy-
stems zu prüfen, ob der revolutionäre Um-
sturz eine reale Chance hat, unbewußt als 
Verrat an den Werturteilen oder dem ge-
schichtsphilosophischen Glauben empfunden 
und daher unterlassen wird. Wer eine dog-
matisch-idealistische Geschichtsphilosophie 
vertritt, besitzt darüber hinaus noch die Ga-
rantie, daß seine abstrakt begründete Zielvor-
stellung auf Grund einer objektiven Ge-
schichtsnotwendigkeit erfüllt werden muß. 
Das einzig Problematische daran ist nur, daß 
diese Garantie nur für das gilt, was sich 
dank dieser geschichtsphilosophischen Begrif-
fe in den Köpfen ereignet, aber nicht für die 
empirische Geschichte.

Eine empirische Analyse des Systems unter 
dem Gesichtspunkt seiner Veränderungschan-
cen wäre in der Tat eine Abwendung von 
den Werturteilen, weil sie insofern „wertfrei" 
wäre, als sowohl Befürworter wie Gegner des 
Systems zu dem gleichen Ergebnis kommen 
können, daß die innere Struktur einer hoch-
entwickelten Industriegesellschaft nur Mög-
lichkeiten für evolutionäre Veränderungen 
enthält, nicht aber für einen revolutionären 
Umsturz. Die Werthaltung gegenüber einem 
Gesellschaftssystem kann zwar einen Einfluß 
darauf ausüben, ob man die Frage nach den 
Veränderungsmöglichkeiten überhaupt stellt, 
sie kann aber der Inhalt der Antwort auf die-
se Frage nicht beeinflussen.

Äußerlich erkennbar ist der politische Irratio-
nalismus 2) daran, daß emotional normative 
Begriffe, die nur für Werturteile adäquat 
sind, auch für Aussagen über empirische 
Sachverhalte gebraucht werden. Mit solchen 
normativen Begriffen oder mit den oben zi-

2) Vergl. zum Begriff des politischen Irrationalismus 
Horst Heimann, Demokratischer Sozialismus in Ost 
und West, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Bei-
lage zur Wochenzeitung Das Parlament, 2. Septem-
ber 1972, B 36—37/72, vor allem S. 7—10 und 
S. 23—24; im Folgenden Verweise auf diesen Auf-
satz im Text in Klammern (Dem. Soz. S. ).



tierten Begriffen wie „Zermürbung", „Entmu-
tigung", „Hoffnungslosigkeit", die nur Ge-
mütszustände beschreiben, sind keine für 
zweckrationales Handeln erforderlichen Ein-

sichten in die Wirklichkeit zu vermitteln, ist 
die Wirklichkeit nicht zielstrebig zu beein-
flussen, damit sind höchstens Gemütszustän-
de zu beeinflussen.

Abstrakte Utopie und Germanozentrismus?

Sowohl K. M. Kreis als auch K. C. Thalheim 
stellen meinen Anspruch, Anregungen zu ei-
ner konkreten Utopie zu geben, in Frage. 
(K. M. Kreis a. a. O. S. 3 ff.; K. C. Thalheim 
a. a. O. S. 5) Kreis erläutert seinen Vorwurf, 
meine Überlegungen gingen so weit über ak-
tuelle Probleme hinaus, daß sie zur abstrak-
ten Utopie werden, mit dem Hinweis auf den 
von Alfred Grosser gebrauchten Begriff „Ger-
manozentrismus". Kreis meint, daß die ger-
manozentrische Betrachtungsweise der Welt-
politik, die sich früher vom Druck der deut-
schen Teilung herleitete, inzwischen aber 
nicht mehr angemessen ist, auch für meine 
Überlegungen über die Neuvereinigung 
Deutschlands charakteristisch sei. Der Vor-
wurf, daß ich alle anderen politischen Ge-
sichtspunkte und Fragen im Sinne einer ger-
manozentrischen Betrachtungsweise dem ab-
soluten Ziel der Neuvereinigung unterordne, 
wird im letzten Abschnitt noch einmal wie-
derholt, wenn Kreis den Eindruck zu erwek- 
ken versucht, ich würde die Gestaltung der 
inneren Reformpolitik dem außenpolitischen 
Ziel der deutschen Einheit unterordnen und 
im Interesse dieses Zieles sogar die innere 
Anpassung der BRD an die DDR empfehlen. 
(Kreis a. a. O. S. 12) Das Mißverständnis, daß 
ich innenpolitische Fragen außenpolitischen 
Zielen unterordne, klingt auch bei K. C. Thal-
heim an, wenn er meint, bei meiner Forde-
rung nach systemüberwindenden inneren Re-
formen handle es sich um Vorleistungen des 
Westens im Interesse der west-östlichen Kon-
vergenz. Auch in einer Kritik von Ernst Ma- 
jonica lautet ein zentraler Einwand, daß für 
meine Überlegungen ein Grundprinzip kon-
servativen politischen Denkens kennzeich-
nend sei, nämlich ein Primat der Außenpoli-
tik gegenüber der Innenpolitik 3).

Es wäre gewiß zu einfach, diese Vorwürfe 
nur als ungerechtfertigte Fehlinterpretationen 
zurückzuweisen. Meines Erachtens sind diese 
Mißverständnisse und Fehldeutungen auch 
deshalb entstanden, weil sich meine politi-
schen Anschauungen und Zielvorstellungen

3) Ernst Majonica, Neuvereinigung durch Sozialis-
mus? in: Die Politische Meinung, 17. Jg. H. 145, 
Nov./Dez. 1972.

nicht nur inhaltlich von denen meiner Kriti-
ker unterscheiden, sondern weil ich von ganz 
anderen Voraussetzungen ausgehe, die ich 
aber offenbar noch nicht deutlich genug her-
ausgearbeitet habe.
Ich stimme allen Argumenten zu, mit denen 
K. M. Kreis eine germanozentrische Betrach-
tungsweise ablehnt, vor allem der Einsicht, 
daß die Bundesrepublik kein Provisorium auf 
dem Wege zur deutschen Einheit ist, daß so-
wohl die BRD als auch die DDR auf absehba-
re Zeit in den gegenwärtigen Grenzen beste-
hende Staaten sind und daß die westdeutsche 
Außenpolitik nach den gleichen Kategorien 
zu betreiben ist wie die anderer Staaten. Es 
ist sogar ein durchaus annehmbarer Stand-
punkt, sich mit der Teilung Deutschlands ab-
zufinden und „sich mit den Ergebnissen der 
neuen Deutschland- und Ostpolitik zu begnü-
gen und auf das für die politische Praxis 
mehr deklamatorische Bekenntnis zur deut-
schen Einheit zu verzichten." (Dem. Soz. S. 13) 
Solange sich aber Regierung und Opposition 
zum Ziel der deutschen Einheit bekennen, ist 
es keineswegs Ausdruck einer germanozen-
trischen Betrachtungweise, sich über gangba-
re Wege zur Neuvereinigung Gedanken zu 
machen. Die „Anregungen zu einer konkreten 
Utopie" sollen in diesem Zusammenhang nur 
auf eine Richtung hinweisen, in der langfri-
stig eine Lösung der deutschen Frage denk-
bar ist, aber sie sind nicht als Aktionspro-
gramm zu verstehen, das konkrete Schritte 
zur Verwirklichung dieses Zieles in den 
nächsten Jahren angeben will. Im Interesse 
oder unter Berufung auf das Ziel der Neuver-
einigung, daß in den nächsten Jahren gewiß 
nicht zu erreichen ist, soll auch keineswegs 
— wie in der traditionellen Wiedervereini-
gungspolitik — auf eine aktive Politik für 
andere, erreichbare Ziele verzichtet werden. 
In der traditionellen germanozentrischen 
Wiedervereinigungsideologie der fünfziger 
und sechziger Jahre bestand insofern in der 
Tat ein negatives Junktim zwischen dem Ziel 
der deutschen Einheit und anderen politi-
schen Problemen, als unter Berufung auf das 
nationale Ziel außenpolitische Entscheidun-
gen, die unter internationalen Gesichtspunk-
ten notwendig waren, unterlassen wurden 



und auch von notwendigen innenpolitischen 
Reformen abgelenkt wurde. Dagegen besteht 
in meiner Konzeption eine positive und kon-
struktive Verbindung zwischen dem Ziel der 
Neuvereinigung und anderen Problemen: Ge-
rade im langfristigen Interesse dieses natio-
nalen Zieles der Neuvereinigung ist es erfor-
derlich, die auch unter internationalen Ge-
sichtspunkten notwendige Entspannungspoli-
tik konsequent weiterzuführen und die unter 
innenpolitischen Gesichtspunkten schon über-
fällige Reformpolitik zu beginnen.

Die Innen- und Außenpolitik, die ich befür-
worte, ist zu begründen auch ohne Berück-
sichtigung der Frage, welche Bedeutung sie 
für die Neuvereinigung hat. Daher habe ich 
auch ausdrücklich festgestellt, daß system-
überwindende Reformen in der Bundesrepublik 
nicht als Preis für ein außenpolitisches Ar-
rangement mit dem Osten über die deutsche 
Einheit anzusehen sind, sondern auch unab-
hängig von ihren Auswirkungen auf die Ost- 
West-Beziehungen, unter rein innenpoliti-
schen Gesichtspunkten zur Lösung der inne-
ren Probleme in unserer Gesellschaft notwen-
dig sind. (Dem. Soz. S. 20 ff.) Und es ist doch 
gewiß auch keine germanozentrische Betrach-
tungsweise, wenn ich das Ziel der deutschen 
Einheit unter Hinweis auf die der gesamten 
Menschheit drohenden Gefahren wie folgt re-
lativiere: „Angesichts dieser die Existenz-
grundlagen der Menschheit bedrohenden Ge-
fahren wird die Frage der staatlichen Einheit 
oder Teilung Deutschlands zu einem relativ 
nebensächlichen Problem." (Dem. Soz. S. 22) 
Da die aus dem Wirtschafts- und Gesell-
schaftssystem erwachsenden Gefahren die 
Menschheit am ernsthaftesten bedrohen, darf 
eine Lösung dieser Probleme auf keinen Fall 
dem wirklich nebensächlichen Problem der 
deutschen Einheit untergeordnet werden. Der 
zentrale Gedanke meiner „Anregungen zu ei-
ner konkreten Utopie" liegt in der These, daß 
gerade eine konsequente Gesellschaftspolitik 
zur Lösung der inneren Probleme und zur 
Abwehr der drohenden Gefahren eine Chance 
enthält, auch dem nebensächlichen Ziel der 
deutschen Einheit näher zu kommen.

Wenn dennoch der Eindruck entstehen konn-
te, daß ich der Außenpolitik ein Primat ge-
genüber der Innenpolitik zubillige und die 
Lösung innenpolitischer Fragen dem höher-
rangigen und germanozentrischen Ziel der 
deutschen Einheit unterordne, so liegt das 
auch daran, daß die Frage der Wiedervereini-
gung immer als außenpolitisches Problem an-
gesehen und mit außenpolitischen Kategorien 
analysiert wurde. Auch diejenigen, die in der 
DDR nur einen von fremden Truppen besetz-

ten Teil der Bundesrepublik sahen, erörterten 
das Problem der Wiedervereinigung immer 
mit außenpolitischen Kategorien, erwarteten 
die Verwirklichung dieses Zieles von einem 
internationalen Abkommen, überlegten, durch 
welche außenpolitischen Initiativen und 
durch welche Konstellation der internationa-
len Beziehungen die Spaltung überwunden 
werden könnte. Daher begründet K. M. Kreis 
seinen Vorwurf, es handle sich bei meinen 
Überlegungen um eine abstrakte Utopie und 
eine germanozentrische Betrachtungsweise, 
auch mit zahlreichen außenpolitischen Argu-
menten und mit einem ganzen Katalog außen-
politischer Probleme, Fragen und Thesen, die 
ich hätte berücksichtigen müssen bei der Su-
che nach einer konkreten Utopie zur Neuver-
einigung.

Seine mit außenpolitischen Kategorien be-
gründete Kritik läßt den Eindruck entstehen, 
daß K. M. Kreis zu den von ihm erwähnten 
außenpolitischen Fragen ganz andere Auffas-
sungen und Einsichten vertritt als ich. Doch 
gerade an diesen Beispielen ist zu zeigen, 
daß die Differenzen zwischen uns nicht vor-
wiegend in einer unterschiedlichen Einschät-
zung konkreter außenpolitischer Konstella-
tionen liegen, sondern vielmehr im methodi-
schen Ansatz und in Prämissen des politi-
schen Denkens. Denn ich teile fast vollstän-
dig die im Abschnitt „Das Denken in Blöcken 
— eine verkürzte Sicht der Wirklichkeit" 
überzeugend dargestellte Einschätzung des 
Spannungsverhältnisses zwischen den Inter-
essen des Gesamtblocks und dem Interesse 
an der „Freiheit der Eigenentwicklung" der 
Einzelstaaten. Auch ich weiß selbstverständ-
lich, daß es keine monolithisch einheitlichen 
Blöcke gibt, daß die schwächeren Partner 
nicht immer das gleiche wollen wie die Füh-
rungsmacht, daß das Verhalten der Staaten 
auch durch nationale Sonderinteressen be-
stimmt wird, daß die Beziehungen zwischen 
den Staaten Europas vielfältiger Natur sind, 
daß die Außenpolitik der Bundesregierung 
gegenüber der Sowjetunion andere Inhalte 
hat und andere Probleme lösen muß als z. B. 
gegenüber Ungarn oder Polen. Diese Diffe-
renzierungen zwischen den einzelnen Ländern 
des Ostblocks sind für viele Fragen der prak-
tischen Außenpolitik gewiß von großer Be-
deutung. Und damit die außenpolitischen 
Möglichkeiten der Bundesrepublik optimal 
genutzt werden können, ist in der Tat „west-
deutsche Außenpolitik in Praxis und Theorie 
grundsätzlich nach den gleichen Kategorien 
(zu) betreiben und (zu) untersuchen wie die 
anderer europäischer Staaten." (Kreis a. a. O.
S. 4)



Wenn man die deutsche Teilung als Problem 
der internationalen Beziehungen versteht, in 
einem Aufsatz zu diesem Thema die oben er-
wähnten Gesichtspunkte der internationalen 
Politik aber nicht behandelt werden, dafür im 
Zusammenhang mit dem Ziel der Neuvereini-
gung von innenpolitischen Reformen die 
Rede ist, dann kann man gewiß den Eindruck 
gewinnen, es handle sich um eine Position, 
die die Lösung innenpolitischer Fragen dem 
außenpolitischen Ziel der Neuvereinigung 
unterordnet, und darüber hinaus um eine ab-
strakte Utopie, weil die für diese Frage rele-
vanten außenpolitischen Probleme gar nicht 
untersucht wurden.

Es ist richtig, daß die westdeutsche Außenpo-
litik nach den gleichen Kategorien wie die 
anderer Länder zu untersuchen und zu betrei-
ben ist und die spezifischen Differenzen in-
nerhalb des Ostblocks zu berücksichtigen 
hat. Aber mit diesen außenpolitischen Kate-
gorien ist nicht die Frage zu untersuchen, auf 
welchem Wege die deutsche Teilung zu über-
winden ist. Es wäre realitätsferner Utopis-
mus, bei der Suche nach einer Politik für die 
deutsche Einheit anzusetzen bei den Sonder-
interessen und Nebenrollen der einzelnen 
Staaten des Ostblocks. Wer das Problem der 
deutschen Teilung mit außenpolitischen Kate-
gorien analysiert — und zwar seit Anerken-
nung der DDR im Jahre 1955 als Bestandteil 
des sozialistischen Weltsystems — kann nur 
zu dem Ergebnis gelangen, daß keine außen-
politische Konstellation denkbar ist, in der 
die Teilung zu überwinden ist und daher alle 
Überlegungen zu dieser Frage nur abstrakte 
Utopie bleiben können. Eine konkrete Utopie 
wäre nur zu entwickeln, wenn unter ver-
schiedenen realen Entwicklungstendenzen 
eine Tendenz erkennbar wäre, die zu einer 
die deutsche Einheit ermöglichenden außen-
politischen Konstellation führen könnte, und 
wenn gleichzeitig anzugeben wäre, durch 
welche praktische Außenpolitik diese Kon-
stellation herbeigeführt werden könnte. Da 
aber die Ursache und der spezifische Charak-
ter der deutschen Teilung primär im Gegen-
satz zwischen zwei konkurrierenden Gesell-
schaftssystemen liegen, ist sie überhaupt 
nicht durch neue außenpolitische Konstella-
tion zu überwinden.
Unter diesem Gesichtspunkt ist nicht die au-
ßenpolitische Staatsräson einzelner Staaten 
für die Neuvereinigung relevant, sondern die 
für alle Staaten verbindliche Gesellschaftsrä-
son beider Blöcke. Die Frage nach gangbaren 
Wegen zur Einheit ist daher mit gesell-
schaftspolitischen Kategorien zu untersuchen, 
und Politik für die Neuvereinigung kann da-

her nicht Außenpolitik, sondern nur Gesell-
schaftspolitik sein, die den gesellschaftspoli-
tischen Gegensatz zwischen den beiden Blök- 
ken überwindet. Aus diesem Grunde muß 
eine zentrale Fragestellung lauten, welche 
politischen Lösungen mit den Minimalinteres-
sen des östlichen und des westlichen Gesell-
schaftssystems so weit zu vereinbaren, daß 
sie nicht zu einem revolutionären Umsturz 
des einen Systems zugunsten des konkurrie-
renden Systems führen. (Vergl. dazu 
Dem. Soz. S. 27)

Während ich im bisherigen Teil meiner Ent-
gegnung die Einwände von K. M. Kreis durch 
den Hinweis auf meinen grundsätzlich ande-
ren Zugang zum Problem offensichtlich unter-
laufen oder umgehen konnte, bietet vor allem 
der Abschnitt „Vom außenpolitischen zum in-
nenpolitischen Dualismus" eine Möglichkeit, 
seine Argumente in stärkerem Maße zur Klä-
rung des Selbstverständnisses von sozialisti-
scher Theorie zu verarbeiten. Allerdings wird 
hierbei auch ein Nachteil der schriftlichen 
Kontroverse sichtbar, daß es nämlich nicht 
wie im mündlichen Dialog möglich ist, even-
tuelle Unklarheiten oder Mißverständnisse 
sofort durch eine Zwischenfrage zu beseiti-
gen. Zu seinen Ausführungen gegen das 
Freund-Feind-Schema, denen ich voll zustim-
me, wäre die Zwischenfrage zu stellen, ob 
K. M. Kreis mit seiner überzeugenden Kritik 
am simplifizierenden Freund-Feind-Denken 

a) meine Konzeption als konkretes Beispiel 
für dieses Denken ablehnen will oder

b) seine Übereinstimmung mit meinen Aus-
führungen gegen das Freund-Feind-Denken 
besonders hervorheben möchte.

Sein kritischer Hinweis auf „die Kategorie 
des totalen Gegners, des Feindes, der letzten 
Endes sogar zu vernichten ist" (K. M. Kreis 
a. a. O. S. 7) kann sich nur auf die Stellen 
meines Aufsatzes beziehen, in denen ich be-
stehende Konzeptionen dieses Freund-Feind- 
Denkens referiert habe (Dem. Soz. S. 9 f. und 
S. 14 f.) und zwar um zu zeigen, daß das 
Freund-Feind-Schema die bestehenden Pro-
bleme nicht angemessen zu erklären vermag 
und auch keinen Ansatz zu ihrer Lösung bie-
tet. Obwohl dieses Freund-Feind-Schema im 
Vergleich zur Zeit des kalten Krieges gegen-
wärtig nicht mehr so wirksam ist, dient es 
doch noch immer dazu, die Unterordnung der 
kleineren Mächte unter den Willen der Füh-
rungsmächte zu rechtfertigen und innenpoliti-
sche Kritiker zu diffamieren.

Wenn ich aber trotz aller Lockerungstenden-
zen davon ausgehe, daß die bipolare Struktur 



der internationalen Beziehungen im nordat-
lantisch-europäischen Raum noch weiter be-
steht, so ist das eine Tatsachenaussage, die 
natürlich mit dem emotional wertenden 
Freund-Feind-Schema nichts zü tun hat. Da 
ich aber den noch immer bipolar strukturier-
ten Gegensatz zwischen Ost und West nicht 
wie John Foster Dulles und Konrad Adenauer 
als Kampf zwischen dem Guten und dem Bö-
sen interpretiere, sehe ich auch die von Kreis 
erwähnten Differenzierungen und Probleme, 
meine allerdings, daß sie keinen Ansatz für 
eine Politik der Neuvereinigung bieten.

Wenn ich die Entstehung der Interpreta-
tion des Ost-West-Konfliktes im Sinne des 
Freund-Feind-Denkens aus dem Bemühen 
innenpolitischer Gruppen erklärt habe, von 
innenpolitischen Gegensätzen, Problemen, 
Ungerechtigkeiten mit Hilfe eines äußeren 
Feindbildes abzulenken, so habe ich damit 
keineswegs gesagt, daß es innenpolitisch 
den echten und klaren Trennungsstrich zwi-
schen den „Guten“ und den „Bösen" gibt, 
daß die „Bösen" in jedem Gesellschaftssy-
stem bewußt das äußere Feindbild entworfen 
hätten, um von ihrer eigenen „Bösartigkeit" 
abzulenken und den unausbleiblichen End-
sieg der „Guten" zu verzögern. (Vergl. dazu 
Dem. Soz. S. 7 ff.) Daher ist auch die Idee, 
den außenpolitischen Konflikt zwischen Ost 
und West durch gesellschaftspolitische Ver-
änderungen in beiden Systemen schrittweise 
zu überwinden, nicht mit der naiven Vorstel-
lung zu verwechseln, daß dieser von den in-
nenpolitisch „Bösen" künstlich erzeugte Kon-
flikt dadurch beendet wird, daß im tatsäch-
lich vorhandenen inneren Freund-Feind-Ge-
gensatz die „Guten" endlich die „Bösen“ be-
siegen und vernichten.

Wenn ich mit diesen überspitzten Formulie-
rungen eine Übertragung des Freund-Feind- 
Schemas aus dem Bereich der Außenpolitik 
auf die Innenpolitik selbst ad absurdum füh-
ren will, so nicht nur deshalb, um mich ge-
gen die Vermutung von Kreis zu verteidigen, 
mein „Grundfehler" sei „die Annahme eines 
extrem einfachen, ja simplen Erklärungssche-
mas für die internationale Politik in Europa" 
(Kreis a. a. O. S. 11) und ich wäre der Mei-
nung, daß „die äußeren Spannungen nur 
aus einer inneren .Grundspannung' hervor-
gehen" und „die Außenpolitik von dem Be-
dürfnis beherrscht und definiert wird, ein 
Feindbild bereitzustellen". (Kreis a. a. O. S. 7) 
Darauf ausführlicher einzugehen scheint mir 
auch deshalb notwendig, weil es in der sozia-

listischen Theorie tatsächlich Tendenzen gibt, 
nur innen- und gesellschaftspolitische Proble-
me zu sehen und alle außenpolitischen Kon-
flikte monokausal aus dem angeblich einzig 
realen Widerspruch abzuleiten, nämlich aus 
dem Grundwiderspruch zwischen Lohnarbeit 
und Kapital, der für alle Nebenwidersprüche 
die richtige Erklärung liefert. Dieser simplifi-
zierenden Sicht ist auch von einem sozialisti-
schen Standpunkt zu widersprechen. Denn für 
den Sozialismus weit schädlicher als die 
Schwächen und Fehler, die man seinen An-
hängern unterstellt, sind die, die sie tatsäch-
lich haben.

Unbeholfen gegenüber außenpolitischen Pro-
blemen sind vor allem jene Denker, denen es 
infolge einer zweifelhaften Rezeption der 
11. Feuerbach-These von Marx4) darauf an-
kommt, den Marxismus verschieden zu inter-
pretieren, statt die Welt zu verändern. Diese 
Denker sind deshalb in einer besonders 
schwierigen Lage, weil Karl Marx über die 
internationale Politik nicht, wie beabsichtigt, 
ein so umfangreiches Werk verfaßte wie 
über ,Das Kapital'. Daher haben sie bei ihren 
außenpolitischen Reflexionen wenig zu inter-
pretieren und müssen vor allem aus anderen 
Analysen von Marx extrapolieren, was er 
wohl über die internationale Politik hätte 
denken können.

4) Die 11. These von Marx über Feuerbach lautet: 
Die Philosophen haben die Welt nur verschieden 
interpretiert, es kommt aber darauf an, sie zu ver-
ändern.

Gegen die in der Tat simplifizierenden Erklä-
rungsversuche stimme ich einem sozialisti-
schen Theoretiker zu, der den dogmatischen 
Ansatz, der alles aus dem inneren Grundwi-
derspruch und ökonomisch erklärt, mit fol-
genden Beispielen ad absurdum führt: „Es 
wird sich aber kaum ohne Pedanterie be-
haupten lassen, daß unter den vielen Klein-
staaten Norddeutschlands gerade Branden-
burg durch ökonomische Notwendigkeit und 
nicht auch durch andere Momente (vor allem 
seine Verwicklung, durch den Besitz von 
Preußen, mit Polen und dadurch mit interna-
tionalen politischen Verhältnissen — die ja 
auch bei der Bildung der österreichischen 
Hausmacht entscheidend sind) dazu bestimmt 
war, die Großmacht zu werden, in der sich 
der ökonomische, sprachliche und seit der 
Reformation auch religiöse Unterschied des 
Nordens vom Süden verkörperte. Es wird 



schwerlich gelingen, die Existenz jedes deut-
schen Kleinstaates der Vergangenheit und 
Gegenwart oder den Ursprung der hochdeut-
schen Lautverschiebung . . . ökonomisch zu 
erklären, ohne sich läc 5herlich zu machen." ) 
Das schrieb Friedrich Engels schon 1890, als 
er das Werk von Karl Marx gegen simplifi-
zierende Deutungen verteidigte und sich da-
gegen verwahrte, daß der historische Mate-
rialismus zu einer Phrase wurde, die „nur zu 
vielen jüngeren Deutschen nur dazu (dient), 
ihre eignen relativ dürftigen historischen 
Kenntnisse . . . Schleunigst systematisch zu-
rechtzukonstruieren und sich „dann sehr ge-
waltig vorzukommen'1 6).

5) Friedrich Engels in einem Brief an J. Bloch 
vom 21./22. Sept. 1890, in: Marx-Engels I, Studien-
ausgabe — Philosophie, hersg. von I. Fetscher, 
Frankfurt 1966, S. 226 f.
6) Friedrich Engels in einem Brief an C. Schmidt 
vom 5. Aug. 1890. Ebd. S. 225.

Daher ist es gewiß unzulässig, die äußeren 
Spannungen nur aus den inneren Grundspan-
nungen abzuleiten und anzunehmen, die 
Struktur des internationalen Beziehungssy-
stems werde einseitig und unvermittelt durch 
die inneren Strukturen der Gesellschaftssy-
steme bestimmt. Außenpolitische Spannungen 
müssen nicht unbedingt von interessierten in-
nenpolitischen Gruppierungen bewußt für in-
nenpolitische Zwecke erzeugt werden, sie 
können vielmehr auch in relativer Unabhän-
gigkeit von innenpolitischen Faktoren durch 
andere Faktoren bedingt und ausgelöst wer-
den. Diese Struktur der internationalen Bezie-
hungen kann dann auch auf die innenpoliti-
schen Auseinandersetzungen zurückwirken 
und innenpolitische Entscheidungen beein-
flussen. Ebenso ist es möglich, daß innenpoli-
tische Gruppen sich mit Hilfe des Freund- 
Feind-Schemas des außenpolitischen Konflik-
tes zür Durchsetzung innenpolitischer Ziele 
bedienen und ihn auch aus diesem Motiv 
weiter schüren.

Außenpolitische Faktoren und unterschiedli-
che Verhältnisse zwischen Staaten wie 
„Bündnis, Konkurrenz, Gewaltandrohung, Ge-
waltverzicht, partielle Zusammenarbeit bei 
gleichzeitiger partieller Rivalität usw." (Kreis 
a. a. O. S. 7) besitzen in der Tat eine relati-
ve Selbständigkeit gegenüber innenpoliti-
schen Faktoren. Das bedeutet natürlich auch, 
daß nicht etwa die Außenpolitik eines Staa-
tes grundsätzlich und ausschließlich die in-
nenpolitische Funktion hat, die Unterprivile-
gierten weiter zu unterdrücken ünd den so-
zialen Fortschritt zu hemmen. Daher treten 
auch „innerhalb und zwischen den .Blöcken' 5

nuancierte Beziehungs- und Verhaltensmuster 
auf, die eben nicht einfach aus der Position 
der Herrschenden gegenüber den Beherrsch-
ten abgeleitet werden können". (Kreis a. a. O. 
S. 7) So gehe ich auch von der Annahme 
aus, daß die Selbstbehauptung eines Staates 
und eines Gesellschaftssystems gegen die äu-
ßere Konkurrenz und Bedrohung auch im In-
teresse der progressiven innenpolitischen 
Kräfte liegt; auch die Anhänger eines demo-
kratischen Sozialismus haben kein Interesse 
daran, daß die westliche Machtelite durch 
eine östlich orientierte Machtelite abgelöst 
wird. Ebenso liegt die Selbstbehauptung der 
östlichen Staaten und ihres Gesellschaftssy-
stems gegen die westliche Konkurrenz auch 
im Interesse derjenigen innenpolitischen 
Kräfte, die das autoritär-bürokratische Sy-
stem schrittweise überwinden wollen.

Dagegen gibt es durchaus innenpolitisch be-
dingte Interessenunterschiede über die spezi-
fischen Formen dieser Selbstbehauptung, die 
grundsätzlich im Interesse aller liegt. Freund- 
Feind-Denken, kalter Krieg und Rüstungs-
wettlauf sind aber spezifische Formen dieser 
Selbstbehauptung, die den Interessen der pro-
gressiven innenpolitischen Kräfte zuwiderlau-
fen. Außenpolitische Entspannung und Bemü-
hungen um Rüstungsbeschränkungen liegen 
daher im Interesse der innenpolitischen Re-
former, obwohl die internationale Entspan-
nung keineswegs automatisch und naturnot-
wendig innenpolitische Reformen vorantreibt. 
So wie die außenpolitische Entspannung 
nicht nur abhängig ist von einer vorangehen-
den gesellschaftspolitischen Konvergenz, so 
ist auch die Entspannung keineswegs eine 
Garantie für eine darauf folgende innere An-
gleichung der Systeme. Ich unterstelle also 
nicht, wie Kreis meint, „daß das Verhältnis 
zwischen Staaten sich nur nach dem Grad ih-
rer .inneren Verwandtschaft' bemißt". (Kreis 
a. a. O. S. 10)
Aus diesen Gründen wird eine Politik für die 
Neuvereinigung auch die von Kreis ange-
sprochenen außenpolitischen Probleme analy-
sieren und lösen müssen. Ich habe diese Fra-
gen deshalb nicht untersucht, weil ich kein 
politisches Aktionsprogramm für die kurz be-
vorstehende Wiedervereinigung vorgelegt 
habe, sondern weil ich als Anregung für die 
Diskussion über gangbare Wege zu diesem 
Ziel vor allem auf den gesellschaftspoliti-
schen Aspekt hinweisen wollte, in dem die 
Hauptursache der Teilung und daher auch 
der Ansatzpunkt für ihre Überwindung zu se-
hen ist. Wenn ich dagegen all die von Kreis 
angesprochenen außenpolitischen Probleme 
analysiert und zu lösen versucht hätte, so 



wäre das gerade kein Beitrag zur Diskussion 
über einen gangbaren Weg zur Neuvereini-
gung gewesen. Denn diese Fragen sind erst 
zu analysieren und zu lösen, wenn ein realer 
Prozeß der gesellschaftspolitischen Konver-
genz das Haupthindernis einer Neuvereini-
gung zu überwinden beginnt. Bis zu diesem 
Zeitpunkt wird sich aber das internationale 
Beziehungsgefüge von der heutigen Situation 
unterscheiden, so daß heute nur Spekulatio-
nen über die dann auftretenden außenpoliti-
schen Probleme möglich sind. Allerdings bin 
ich auch schon heute der Auffassung, daß 
eventuelle außenpolitische Hindernisse we-
sentlich leichter zu überwinden sein werden 
als das Haupthindernis, nämlich der gesell-
schaftspolitische Gegensatz zwischen Ost und 
West. Für vereinbar mit der Staats- und Ge-
sellschaftsräson unserer westlichen und östli-
chen Nachbarn in einer gesellschaftspolitisch 
veränderten Situation halte ich eine Neuver-
einigung Deutschlands deshalb, weil sie — 
selbst wenn nicht für alle wünschenswert — 
für keinen in dem Maße unzumutbar sein 
wird wie eine Wiedervereinigung in Form ei-
nes Anschlusses ganz Deutschlands an einen 
der konkurrierenden Blöcke.

Der Einwand von Kreis, daß ich die Neuver-
einigung als Herauslösung beider deutscher 
Staaten aus ihren Blöcken verstehe (Kreis 
a. a. O. S. 10) und daß dabei der Westen 
mehr aufgeben müßte (Kreis a. a. O. S. 10) ist 
insofern zu entkräften, als zwar die Gesell-
schaftspolitik für dieses Ziel schon beginnen 
müßte, während die Blöcke noch bestehen, 
die Neuvereinigung aber erst zu vollziehen 
wäre nach Überwindung des gesellschaftspo-
litischen Gegensatzes zwischen Ost und 
West. Eine Synthese beider Systeme würde 
aber keinesfalls zu einem monolithischen Ge-
sellschaftssystem in allen Ländern führen. 
Die Überwindung des antagonistischen Ost- 
West-Gegensatzes kann im Gegenteil die 
Chancen für eigene Wege zum Sozialismus 
erhöhen und die bipolare durch eine pluralis-
tische Struktur der politischen Beziehungen 
in Europa ersetzen.
Auf den wiederholt vorgetragenen Vorwurf 
von Kreis, daß mehr Fragen aufgeworfen als 
beantwortet werden, der Phantasie keine 
Grenzen gesetzt sind und der Leser ratlos 
bleibt, möchte ich im Zusammenhang mit fol-
genden Feststellungen von K. C. Thalheim 
eingehen: Da ich die Konvergenz nicht aus 
den objektiven Sachzwängen der Industriege-
sellschaft ableite, also nicht an ihre Zwangs-
läufigkeit glaube, sondern von menschlichen 
Entscheidungen abhängig mache, bekomme 
„die Beantwortung der Frage, ob es zur Kon-

vergenz kommt oder nicht, . .. einen erhebli-
chen Unsicherheitsgrad" und „bewegt er sich 
mit seinen Thesen auf einem schwankenden 
Boden". (K. C. Thalheim a. a. O. S. 6)

Dieser „Unsicherheitsgrad", der „schwanken-
de Boden" meiner Thesen, das Entstehen neu-
er Fragen, so daß die Leser ratlos bleiben — 
all das hängt damit zusammen, daß ich kein 
simples Erklärungsschema anerkenne, mit 
dessen Hilfe alle Fragen der Vergangenheit, 
Gegenwart und Zukunft als beantwortet an-
zusehen sind. Meine Thesen über eine mögli-
che und wünschenswerte Konvergenz bewe-
gen sich deshalb auf schwankendem Boden 
und werfen mehr Fragen auf als sie beant-
worten, weil sich die ganze Menschheit mit 
ihrer Geschichte auf einem schwankenden 
Boden bewegt. Sicherheit und Gewißheit über 
den künftigen Gang der Geschichte und über 
die objektiv richtige Lösung aller Probleme 
kann es zwar in den Köpfen der Menschen 
geben-, aber das ist dann eine durch intellek-
tuellen Selbstbetrug entstandene Sicherheit 
und Gewißheit, die eine optimale Lösung der 
Probleme in der Wirklichkeit nicht erleich-
tert, sondern erschwert und die den schwan-
kenden Boden nur noch gefährlicher macht. 
Diese Klarstellung scheint mir auch notwen-
dig, um dem Mißverständnis Thalheims zu 
widersprechen, ich hätte als „Verkünder die-
ser nahezu chiliastischen Hoffnung" „das Bild 
einer heilen Zukunftswelt gezeichnet" 
(K. C. Thalheim a. a. O. S. 6) und mir 
erscheine der „Sozialismus als nahezu pro-
blemlose heile Welt der Zukunft". (K. C. 
Thalheim a. a. O. S. 16) Obwohl ich die-
se Vorstellungen nicht vertreten habe, ist 
doch eine Kritik an ihnen deshalb notwendig, 
weil sie zum Schaden der sozialistischen Be-
wegung wieder an Einfluß gewinnen. Gegen 
diese irrationale Tendenz im sozialistischen 
Denken ist darauf hinzuweisen, daß das Prin-
zip Hoffnung, ohne das es keine sozialisti-
sche Bewegung geben kann, nichts zu tun hat 
mit einer chiliastischen Hoffnung. Denn Ziel 
des Sozialismus ist es nicht, daß die Men-
schen einen problemlosen Endzustand und 
Abschluß der Geschichte erreichen, sondern 
daß sie beginnen, Geschichte nicht mehr nur 
zu erleiden, sondern bewußt zu machen, den 
Gang der gesellschaftlichen Entwicklung in 
Übereinstimmung mit ihren Bedürfnissen und 
Zielvorstellungen bewußt zu beeinflussen.

Die folgenden Antworten auf Thalheims Ar-
gumente für die bestehende Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung und gegen eine sozia-
listische Alternative werden und sollen die 
Probleme nicht endgültig lösen, sondern vor 
allem Schwerpunkte für die weitere Diskus-



sion anzeigen und auch neue Fragen aufwer-
fen.

Einleitend verweist Thalheim auf ein wichti-
ges Merkmal früherer Kapitalismuskritik: sie 
kritisierte nicht nur den Kapitalismus, son-
dern sagte ihm immer wieder den sicheren 
Untergang voraus. Da aber der Kapitalismus 
— statt an seinen inneren Widersprüchen zu-
sammenzubrechen — einen Wandlungsprozeß 
durchmachte, allen Prognosen zum Trotz eine 
ungebrochene Vitalität und ökonomische Lei-
stungsfähigkeit zeigt und auch wichtige so-
ziale Probleme gelöst hat, hält Thalheim die 
auf Überwindung dieses Systems zielende 
Kritik nicht mehr für überzeugend. Mit die-
sen Argumenten hat er aber nur gezeigt, daß 
eine Kritik am gegenwärtigen Kapitalismus 
nicht mehr von der Annahme ausgehen kann, 
er werde an seinen inneren Widersprüchen 
naturnotwendig zusammenbrechen und eine 
sozialistische Alternative sei auch notwendig, 
um das durch den Kapitalismus gehemmte 
quantitative Wachstum der Produktion wie-
der zu beschleunigen. Unter diesem Gesichts-
punkt kommt Richard Löwenthal in einer 
Analyse der Chancen des Sozialismus zu dem 
Ergebnis, daß sich das Problem einer soziali-
stischen Umgestaltung von Industriegesell-
schaften gegenwärtig völlig anders stellt als 
im 19. und noch in der ersten Hälfte des 
20. Jahrhunderts: „Was wirklich geschehen ist, 
ist jedoch, daß unter dem Antrieb des Profit-
strebens die Destruktivkräfte parallel mit den 
Produktivkräften zugenommen haben — nicht 
nur in dem bekannten Sinn der zunehmenden 
Destruktivkraft moderner Waffen, sondern in 
dem neuen Sinn der zunehmend destruktiven 
Auswirkung der modernen industriellen 
Technik auf die Umwelt und die Naturschät-
ze — bis zu dem Punkt, wo sie nun drohen, 
die Produktivkräfte zu überholen. Es scheint, 
als tendiere die Beschleunigung des techni-
schen Fortschritts unter dem Profitsystem zur 
Zerstörung der eigenen materiellen Grundla-
gen. Der Ruf nach .Sozialismus' verwandelt 
sich so aus einer Forderung, die Produktiv-
kräfte von den Fesseln des kapitalistischen 
Eigentums zu befreien, in eine Forderung, das 
vom Profitantrieb hervorgerufene, unkontrol-
lierte Anwachsen dieser Produktivkräfte zu 
zügeln, um ihre destruktiven Wirkungen un-
ter Kontrolle zu 7bringen." ) Die gesellschaft-
liche Kontrolle der Produktivkräfte, die Lö-
wenthal „nur in einer Demokratie vom frei-
heitlich-pluralistischen Typus" für möglich 
hält, ist also nicht aus ideologischen oder 

weltanschaulichen Gründen anzustreben, son-
dern um das überleben der Menschheit 
zu sichern: „Ein politischer Erfolg des Sozia-
lismus in diesem Sinne könnte offenbar nur 
gegen gewaltige Widerstände durchgesetzt 
werden, und er bliebe weit davon entfernt, 
ein utopisches Paradies einzuläuten. Er wür-
de ,nur' das überleben sichern — für eine 
von Selbstzerstörung bedrohte Menschheit, 
für unsere Form der Demokratie und für un-
sere Zi 8vilisation." )

Auch die Argumente, die den Widerspruch 
zwischen demokratischen Prinzipien und pri-
vater Verfügungsgewalt über die Produk-
tionsmittel hervorheben, hält Thalheim für 
entkräftet, indem er unter Hinweis auf die 
Unterschiede zwischen dem gegenwärtigen 
Wirtschaftssystem und dem Kapitalismus des 
19. Jahrhunderts meint, dadurch „ist sowohl 
die ökonomische als auch die politische 
Machtstellung der Kapitaleigner so erheblich 
eingeschränkt worden, ..." (Thalheim a. a. O. 
S. 12) Dieser Einschätzung ist entgegenzuhal-
ten, daß infolge der für alle hochentwickelten 
kapitalistischen Länder kennzeichnenden 
Konzentration und der internationalen Ver-
flechtung der Produktionsmittel das gegen-
wärtige System noch weit undemokratischer 
geworden ist als der liberale Konkurrenz-Ka-
pitalismus des 19. Jahrhunderts. Denn einge-
schränkt wurde nur die absolute und relative 
Zahl derjenigen, die dank des Privateigen-
tums noch wirkliche ökonomische Disposi-
tionsfreiheit besitzen und noch unternehmeri-
sche Initiative entfalten können. Dagegen 
wurde die politische und ökonomische Macht 
dieser zahlenmäßig kleiner gewordenen 
Gruppe noch größer. Dieser sich noch ständig 
verstärkende Konzentrationsprozeß entwertet 
aber auch die Argumente, mit denen Thal-
heim die Bedeutung der „unternehmerischen 
Initiative" und der „unternehmerischen 
Marktwirtschaft" für die wirtschaftliche Dy-
namik und das weiterhin notwendige wirt-
schaftliche Wachstum hervorhebt. (Thalheim 
a. a. O. S. 14) Denn durch marktbeherrschen-
de Unternehmen und vielfältige Abhängigkei-
ten sind die Spielräume für unternehmerische 
Initiativen weitgehend eingeschränkt. Daher 
kann der heutige Kapitalismus mit den auf 
den liberalen Konkurrenz-Kapitalismus bezo-
genen Argumenten weder kritisiert noch ver-
teidigt werden.

In diesem Zusammenhang ist noch auf einige 
Argumente und Begriffe einzugehen, mit de-
nen Thalheim und auch andere nachzuweisen 

7) Richard Löwenthal, Mit dem Sozialismus über-
leben, in: Die Zeit, Nr. 16, 13. April 1973, S. 5. 8) Ebd. S. 5.



versuchen, daß die sozialistische Alternative 
schlechter sei als das bestehende kapitalisti-
sche System, und zwar deshalb, weil „Refor-
men, die zum Sozialismus hinführen, also 
doch mindestens für große Teile der Ordnun-
gen menschlichen Zusammenlebens Kollekti-
vierung bedeuten". (Thalheim a. a. O. S. 7) 
Indem dem negativen Begriff einer kollekti-
vistischen Ordnung positive Begriffe wie 
„nichtkollektivistische Ordnung", „individu-
elle Initiative", „unternehmerische Initiative" 
entgegengestellt werden, kann der Eindruck 
erweckt werden, die als „kollektivistisch" 
qualifizierte sozialistische Ordnung wäre ge-
kennzeichnet durch weniger Freiheit der In-
dividuen, durch weniger Möglichkeiten, die 
eigene Individualität frei zu entfalten, durch 
mehr Unterordnung und Gehorsam als die 
freiheitliche kapitalistische Ordnung.

Wenigstens in einigen Stichworten sei der 
Befürchtung widersprochen, daß alle Men-
schen ihre Freiheit, ihr persönliches Interesse 
an der Arbeit und die Möglichkeiten zur 
schöpferischen Selbstverwirklichung verlie-
ren, wenn wenige Kapitaleigner die alleinige 
Verfügungsgewalt über die Produktionsmittel 
verlieren. Abgesehen von der zunehmenden 
Einschränkung der Marktwirtschaft durch die 
Konzentration der Produktionsmittel ist die 
unternehmerische Freiheit nur zu realisieren, 
wenn dem einen freien Unternehmer eine 
größere Gruppe von Lohnabhängigen zur 
Verfügung steht, die keine unternehmerische 
Initiative entfalten kann, sondern in einem 
„kollektivistischen" Unterordnungsverhältnis 
zum freien Unternehmer steht. Daher ist die 
gegenwärtige individualistische kapitalisti-
sche Wirtschaftsordnung für die große Meh- 
heit der Bevölkerung eine „kollektivistische 
Ordnung". Das Grundmotiv für einen demo-
kratischen Sozialismus ist es nun nicht, den 
wenigen freien Unternehmern die Möglich-
keit zur Selbstbestimmung und freien Ent-
scheidung im Arbeitsprozeß auch noch zu 
entziehen. Ziel ist es vielmehr, mehr Men-
schen bessere Möglichkeiten der Mitbestim-
mung und Selbstverwirklichung im Arbeits-
prozeß zu geben.

Daß die Mitbestimmung der Arbeiter nicht zu 
einem Rückgang, sondern im Gegenteil zu ei-
ner Steigerung der Produktivität führen kann, 
sei an folgendem Beispiel gezeigt, über das 
Michael Jungblut in der Wochenze

9

itung „Die 
Zeit" berichtete: „Der Erfolg des Experiments 
ist verblüffend. Seit die Belegschaft an der 
Gestaltung des Arbeitsablaufs mitwirkt, fiel 
der Ausschußanteil an der Gesamtproduktion 
von 29 auf  Prozent. Die Produktivität dage-

gen stieg allein in den letzten drei Monaten 
des vergangenen Jahres um mehr als 32 Pro-
zent — angesichts der geringen zusätzlichen 
Kosten und im Vergleich zu den mageren 
vier Prozent, die die gesamte US-Industrie 
1972 verbuchte, ein beachtliches Ergeb-
nis." 9)

9) Michael Jungblut, Rebellion gegen die Lange-
weile, in: Die ZEIT Nr. 14, 30. März 1973, S. 42.

Meine bisherigen Äußerungen zum Sozialis-
mus konnten und sollten den mehrmals von 
Thalheim vorgebrachten Einwand nicht ent-
kräften, ich hätte den Sozialismus nur unzu-
reichend definiert und kein genaues Bild von 
dieser künftigen Ordnung entworfen. Diesen 
Einwand will ich auch nicht entkräften, weil 
meines Erachtens überhaupt nichts gewonnen 
wäre, wenn ein Theoretiker eine Definition 
des demokratischen Sozialismus liefert und 
ein detailliertes Gemälde einer besseren oder 
idealen Ordnung ausmalt. Dagegen ist es not-
wendig, Mindestanforderungen an einen de-
mokratischen Sozialismus zu stellen, wie 
Freiheit, Rechtsstaatlichkeit, Demokratie, Plu-
ralismus, gesellschaftliche Kontrolle der 
Wirtschaft, Mitbestimmung.

Wenn ich also kein detailliertes Modell einer 
sozialistischen Ordnung entworfen habe, 
dann kann sich allerdings ein anderer Vor-
wurf Thalheims nicht auf mich beziehen, 
nämlich sein Hinweis auf „eine wissenschaft-
lich unhaltbare Methode", „eine konkret exi-
stierende Ordnung, Z. B. eine existierende un-
ternehmerische Marktwirtschaft, einem ideal-
typischen Modell, z. B. einer Synthese von 
Sozialismus, Demokratie und Freiheit gegen-
überzustellen". (Thalheim a. a. O. S, 16) Der 
real existierende Kapitalismus ist in der Tat 
nicht darum begründet abzulehnen, weil in 
der Theorie ein besseres idealtypisches Mo-
dell als Alternative gefunden wurde; es ist 
vielmehr umgekehrt: die bei einer Analyse 
des real existierenden Kapitalismus erkenn-
baren Mängel dieses Systems begründen die 
Notwendigkeit, nach einer zu realisierenden 
Alternative zu suchen.

Alle drei Kritiker bezweifeln nicht nur, daß 
ein demokratischer Sozialismus auf Osteuro-
pa übergreifen könnte, sie äußern sogar über-
einstimmend die Befürchtung, daß eine Poli-
tik des demokratischen Sozialismus umge-
kehrt zur Anpassung der Bundesrepublik an 
die inneren Verhältnisse der DDR führen 
würde. Wichtiger als die Aufzählung weite-
rer Argumente für die These, daß ein Uber- 
greifen des demokratischen Sozialismus auf 
Osteuropa wahrscheinlich wäre, eine Anpas-



sung der Bundesrepublik an die gegenwärtige 
innere Ordnung der DDR aber ausgeschlossen 
zu sein scheint, ist für mich folgender Hin-
weis: Auch die Kritiker der DDR halten es 
für unmöglich, daß eine Gesellschaftsordnung 
entstehen könnte, die sich sowohl von der 
westlichen als auch von der östlichen Ord-
nung grundsätzlich unterscheidet. Gegen die 
Konzeption des demokratischen Sozialismus 
erheben sie den Vorwurf, sie verfolge das 
Ziel, in der DDR die bestehende sozialistische 
Ordnung zu beseitigen und durch die im We-
sten existierende kapitalistische Ordnung zu 
ersetzen.

Wenn sowohl die westlichen als auch die 
östlichen Kritiker den Gedanken einer pro-
gressiven Konvergenz, bei der etwas Neues 
entsteht, übereinstimmend ablehnen, so 
scheint mir das trotz ihrer unterschiedlichen 
politischen Auffassungen auf eine gemeinsa-

me Denkhaltung zurückzuführen zu sein. 
Nämlich auf ein Denken, das nur die schon 
real existierende Wirklichkeit widerzuspie-
geln vermag und daher annimmt, der Mensch 
könne nur zwischen schon real existierenden 
Alternativen wählen. Wenn konservative 
Denker davon ausgehen, der Mensch habe 
immer nur die Freiheit der Wahl zwischen 
schon existierenden Ordnungen, dann ist das 
nicht überraschend. Dagegen enthält soziali-
stisches Denken immer ein utopisches und an-
tizipierendes Element, zeichnet es sich durch 
die Fähigkeit aus, etwas zu denken, was 
noch nicht real existiert. Wenn auch für Karl 
Marx die Fähigkeit, etwas zu denken, was 
noch nicht existiert und diesen geistigen Ent-
wurf in die Wirklichkeit umzusetzen, zum 
schöpferischen Wesen des Menschen gehört, 
so schließt das offensichtlich aber nicht aus, 
daß manchen Marxisten diese Fähigkeit noch 
fehlt.

Dokumentarischer Anhang

„Stimme der DDR"
Sendereihe:

„Wissenschaftliche Weltanschauung"
31. 1. 1973

Dr. Werner Rossade

Friedliche Koexistenz — Antwort auf einige Fragen

Meine Hörerinnen und Hörer!

Auf unsere vorangegangenen Sendungen zum The-
ma „Friedliche Koexistenz" hat die Redaktion au-
ßerordentlich viele Zuschriften erhalten. Heute 
sollen 2 Fragen im Mittelpunkt stehen, die eine 
Reihe von Hörern besonders interessieren.

Erstens: Warum sind maßgebliche Vertreter des 
Imperialismus genötigt, auf die Politik der friedli-
chen Koexistenz einzugehen?

Zweitens: Wie versuchen diese Kräfte unter Be-
dingungen, da sich die Leninschen Prinzipien der 
friedlichen Koexistenz zwischen Staaten unter-
schiedlicher Gesellschaftsordnung immer stärker 
durchsetzen, ihre eigenen Klassenziele zur Gel-
tung zu bringen?

Zur ersten Frage. Grundsätzliche Ausführungen 
dazu enthielten bereits die vorausgegangenen Bei-
träge in dieser Sendereihe — die Manuskripte lie-
gen vor, sie können bei der Redaktion Wissen-
schaft angefordert werden. Wiederholt sei folgen-
des:
Die entscheidende Voraussetzung für die Durch-
setzung einer Politik der friedlichen Koexistenz 
ist die gewachsene Stärke des Sozialismus. Damit 
hat auch der Kampf um die Gestaltung der Bezie-
hungen zwischen Staaten unterschiedlicher und 
gegensätzlicher Gesellschaftsordnung eine neue 
Qualität erreicht.
Das Leninsche Prinzip der friedlichen Koexistenz 
— das wurde bereits dargelegt — hat die Außen-
politik der sozialistischen Sowjetunion gegenüber 
kapitalistischen Staaten vom ersten Tag der Ok-



toberrevolution an bestimmt. Das Entstehen und 
die Festigung des sozialistischen Weltsystems im 
Laufe der letzten drei Jahrzehnte brachten natur-
gemäß unvergleichlich größere Möglichkeiten für 
seine Durchsetzung in der internationalen Politik. 
Auch der Aufschwung der antiimperialistischen 
Bewegung in einer Reihe kapitalistischer Länder, 
der Zusammenbruch des alten Kolonialsystems, 
das Entstehen junger Nationalstaaten schufen 
günstige Voraussetzungen dafür, den Machtbe-
reich des kapitalistischen Weltsystems einzu-
schränken und die Politik der friedlichen Koexi-
stenz als Grundlage zwischenstaatlicher Beziehun-
gen zur Geltung zu bripgen.

Es wäre allerdings falsch, wollte man aus den un-
leugbaren Fortschritten bei der Durchsetzung die-
ser Politik etwa schließen, das internationale Mo-
nopolkapital, seine Politiker und Ideologen hätten 
auf ihre reaktionären Klassenziele ganz oder auch 
nur teilweise verzichtet! Das ist keineswegs der 
Fall, und deshalb — auch das sollte man im Auge 
haben — ist es notwendig, daß das sozialistische 
Lager bis zum Erreichen entscheidender Schritte 
in der internationalen Abrüstung auch militärisch 
stark ist. Der Imperialismus mußte sich ja gerade 
deshalb zu einem Eingehen auf die Friedenspolitik 
der sozialistischen Staaten bequemen, weil das Ri-
siko einer weltweiten militärischen Auseinander-
setzung mit dem Sozialismus für ihn selbst zu 
groß geworden ist, weil eine solche Auseinander-
setzung mit seiner endgültigen Vernichtung enden 
würde. Dabei spielt eben die militärische Stärke 
des Sozialismus, die auf seiner zunehmenden öko-
nomischen Macht und auf seiner politischen Ge-
schlossenheit basiert, eine ausschlaggebende Rolle. 
Das Ziel der internationalen Reaktion besteht 
nach wie vor in der Vernichtung des Sozialismus, 
in der Ausschaltung aller revolutionären und de-
mokratischen Bewegungen im eigenen Lager, in 
der Erhaltung der Abhängigkeit unterentwickelter 
Länder und ganzer Kontinente und der erneuten 
Versklavung der Völker, die ihre politische Unab-
hängigkeit errungen haben. Was sich geändert 
hat, sind nicht Wesen und Ziele des Imperialis-
mus, sondern die Bedingungen, unter denen er 
diese Ziele durchzusetzen strebt.

Damit kommen wir auf unsere eingangs gestellte 
zweite Frage zurück: Wie versuchen imperialisti-
sche Kräfte unter den Bedingungen friedlicher 
Koexistenz, ihre unveränderten konterrevolutionä-
ren Absichten durchzusetzen?

Es entspricht dem Wesen des Imperialismus, daß 
seine Wortführer sich über ihre eigene histori-
sche Lage und die Perspektiven ihres Kampfes 
gegen den Sozialismus Illusionen machen. Sie ge-
hen von der falschen Voraussetzung aus, durch 
entsprechende gezielte Einwirkung könnte ein 
„Wandel" des Sozialismus in der Richtung herbei-
geführt werden, daß sich der Antagonismus der 
beiden entgegengesetzten Gesellschaftsordnungen 
zugunsten des Kapitalismus auflöst. Nach den 
Vorstellungen der imperialistischen Reaktion soll 
Inhalt der friedlichen Koexistenz sein, daß sich 
der reale Sozialismus immer mehr in eine der ka-
pitalistischen Gesellschaft ähnliche und schließ-
lich ganz analoge Ordnung verwandelt. Um das 

zu erreichen, müßten „lediglich" zwei „Haupthin 
dernisse" im Sozialismus beseitigt werden: die po
litische Macht der Arbeiterklasse — damit aucl 
die führende Rolle der marxistisch-leninistische! 
Partei — und der Marxismus—Leninismus al 
herrschende Ideologie. Diese „Aufweichungstak 
tik" wird in mancherlei Varianten vorgetragen 
So erschien kürzlich in der BRD ein ausführliche 
Grundsatzbeitrag eines sozialdemokratischen Poli 
tikwissenschaftlers namens Horst Heimann, de 
die wesentlichen Momente des gegenwärtige:
Konzepts des „demokratischen Sozialismus" fü 
die Auseinandersetzung der beiden entgegenge 
setzten Gesellschaftsordnungen konzentriert zun 
Ausdruck bringt. Dieses Konzept läuft, ii 
einem Satz gesagt, darauf hinaus, daß sowoh 
der Kapitalismus als auch der Sozialismus im Sin 
ne des „demokratischen Sozialismus" reformier 
werden müßten, wenn man zu Frieden, Sicherhei 
und letztlich zu der ungeteilten „einen Welt" ge 
langen wolle und daß eine aktive Politik in diese 
Richtung der friedlichen Koexistenz den eigentli 
chen Inhalt geben müßte.

Heimann kritisiert die „Wiedervereinigungs"-Kon 
zeption der früheren, von der CDU/CSU geführter 
Bundesregierungen, und zwar mit der bezeichnen-
den Begründung, sie habe „die Liberalisierung dei 
DDR" erschwert und damit „den Lebensinteressen
der Deutschen im Osten" geschadet. Mit dem De-
nunzieren der sozialen und politischen Ordnung
der DDR schlechthin — im Sinne der alten „Roll- 
back"-Strategie —, dann mit Programm und Tak-
tik der Herstellung einer Kluft zwischen Partei 
der Arbeiterklasse und Bevölkerung habe sie das
Gegenteil der angestrebten Ziele erreicht, nämlich 
— mit unseren Worten -— eine Festigung der po-
litisch-moralischen Einheit des Volkes und der so-
zialistischen Ordnung statt ihrer beabsichtigten 
Zersetzung. Ein Wandel des Sozialismus sei je-
doch nur zu bewerkstelligen mit der gesamten 
Bevölkerung „einschließlich der Funktionäre", 
schreibt Heimann. Und weiter: „Nur wer die DDR 
grundsätzlich akzeptiert, kann sie im Detail ver-
ändern." In diesen Grundsätzen spricht sich die 
aktuelle strategische Orientierung des Antikom-
munismus deutlich aus. Ihre Eigenart gegenüber 
früheren Varianten besteht darin, daß die Bestre-
bungen zu einer „Transformation" des Sozialismus 
im Sinne des Imperialismus jetzt auf die Gesamt-
heit der sozialistischen Gesellschaftsordnung zie-
len.

Selbstverständlich ist das konterrevolutionäre An-
liegen, die Partei der Arbeiterklasse von den 
werktätigen Massen zu trennen, nicht aufgegeben 
worden. Es bildet im Gegenteil einen zentralen 
Bestandteil der „Evolutions-Konzeption" imperia-
listischer Globalstrategie, für die die Beseitigung 
der führenden Rolle der marxistisch-leninistischen 
Partei eine erstrangige Voraussetzung der sogen 
„Liberalisierung" der sozialistischen Verhältnisse 
d. h. ihrer allmählichen Rückführung in eine kapi-
talistische Ordnung darstellt.

Der Idealfall für den Imperialismus wäre natür-
lich, wenn sich die Partei gewissermaßen selbsl 
aus einem Instrument der Diktatur des Proleta-
riats in eine politische Organisation zur Wieder-



herstellung des Kapitalismus verwandeln würde. 
Das wurde bereits 1968 in der CSSR zu praktizie-
ren versucht. Die damaligen Ereignisse gelten den 
imperialistischen Ideologen nach wie vor als Mo-
dellfall der Konterrevolution unter den gegenwär-
tigen Bedingungen. Daher auch die großen Hoff-
nungen, welche die Strategie und Taktik des so-
gen. „Brückenschlages" und der „tödlichen Umar-
mung" auf den rechten Revisionismus setzt; sie 
sieht in ihm die entscheidende potentielle Reser-
ve, den wichtigsten Bundesgenossen ihrer Bestre-
bungen. Und hier setzt auch die ideologisch-poli-
tische Funktion des „demokratischen Sozialismus" 
an.
Die für den Imperialismus wünschenswerteste Va-
riante der Auseinandersetzung mit dem Sozialis-
mus, die unter den gegebenen Kräfteverhältnissen 
scheinbar risikoärmste für ihn wäre die, dem So-
zialismus seine Selbstzerstörung zu suggerieren. 
Das aber ist offenkundig in erster Linie ein ideo-
logisches Problem. Die allmähliche, schrittweise 
Zersetzung der sozialistischen Ordnung, wie sie 
dem gegenwärtigen Konzept der antikommunisti-
schen Strategie entspricht, setzt an erster Stelle 
die faktische Beseitigung des Marxismus-Leninis-
mus als herrschendes gesellschaftliches Bewußt-
sein in den sozialistischen Staaten voraus. Dies 
aber — so rechnen antikommunistische Ideologen 

und Politiker — erfordert heute nicht vorrangig 
den Kampf mit offenem Visier; denn eine unver-
hüllt imperialistische Ideologie hat von vornher-
ein keine Chance, in der sozialistischen Gesell-
schaft, insbesondere auch in der — bevorzugt 
vom Klassengegner angesprochenen — Jugend 
oder gar in der Partei der Arbeiterklasse selbst 
Einfluß zu gewinnen. Das wissen diese Leute 
recht gut, und deshalb tun sie in ihrer Propagan-
da so, als sei ihnen lediglich daran gelegen, den 
real existierenden Sozialismus von ihm angeblich 
oder tatsächlich noch anhaftenden Mängeln zu 
„reinigen" und so den Menschen, die in der sozia-
listischen Gesellschaft leben, zu ihrem wahren 
Glück zu verhelfen.
Aber auch ein solcher „verfeinerter" Antikommu-
nismus ist zum Scheitern verurteilt. Denn — und 
hier sei Erich Honecker von der 8. Plenartagung 
des ZK der SED zitiert — „so wenig die objekti-
ven sozialökonomischen und politischen Interes-
sen der Arbeiterklasse mit denen des Rates der 
Götter der kapitalistischen Monopole zu vereinba-
ren sind, so wenig sich die objektiven, sozialöko-
nomischen Gegensätze zwischen sozialistischer 
und kapitalistischer Gesellschaftsordnung über-
brücken lassen, so wenig lassen sich auch die 
ideologischen Gegensätze zwischen Sozialismus 
und Imperialismus aus der Welt schaffen."

Aus: IPW-Berichte, Nr. 2, 1973

Kurt Zeisler

Neue Spekulationen zur Konvergenz auf dem alten „dritten Weg"

Untauglicher sozialdemokratischer Versuch zur Effektivierung der Konvergenz-
theorie • Unter dem Deckmantel scharfer Kapitalismus-Kritik: Angriff auf die 
Macht und Ideologie der Arbeiterklasse

Wohl keine bürgerliche ideologische Konzeption 
hat im vergangenen Jahrzehnt in den kapitalisti-
schen Ländern derart verbreitete Debatten und 
Kontroversen ausgelöst wie die unter der Be-
zeichnung Konvergenztheorie bekanntgewordene. 
Die Literatur hierzu ist kaum mehr überschaubar 
und wächst weiter an.
Mit ihr glaubte man einen Ersatz für die unglaub-
würdig gewordenen Doktrinen des traditionellen 
Antikommunismus gefunden zu haben, die den 
Sozialismus ohne Umschweife als glatte Unmög-
lichkeit, als Irrweg der Menscheit oder als Ausge-
burt des Bösen schlechthin zu denunzieren such-
ten.
Die Konvergenzspekulation dient mit flexibleren 
Mitteln als die diskreditierten Doktrinen dem 
gleichen antikommunistischen Ziel: der Verleum-
dung des Sozialismus und der Glorifizierung des 
staatsmonopolistischen Kapitalismus. Dies macht 
offenkundig, daß die Konvergenzauffassung das 
Scheitern der imperialistischen Strategie des 
„Roll-back" und die Ratlosigkeit der Strategie-

theoretiker des Imperialismus reflektiert, wie sich 
unter einem beträchtlich zugunsten des Sozialis-
mus veränderten internationalen Kräfteverhältnis 
das unveränderte Ziel, die Beseitigung des Sozia-
lismus, verwirklichen lasse. Unter diesen Bedin-
gungen konnte die Imperialismus-Apologetik sich 
offenbar zu keiner größeren „theoretischen" Lei-
stung aufschwingen als zu der eigentlich nicht 
neuen Spekulation, daß der welthistorische Geg-
ner schon auf irgendeine Weise verenden werde. 
Aber in dem Maße, in dem die imperialistischen 
Politiker und Strategietheoretiker einsehen müß-
ten, daß die Hoffnung auf ein automatisches Ende 
des Sozialismus reine Illusion war, daß die Ge-
sellschaft der Zukunft im Gegenteil sichtbar er-
starkte und ihre Vorzüge gegenüber dem Kapita-
lismus entfaltete, verlor die „naive Konvergenz-
these" 1) an Wirkung und ideologischem Einfluß. 
Konfrontiert mit der sozialistischen Realität, erlitt

1) Ch. Graf v. Krockow, Der Wettkampf der Systeme. Be-
trachtungen über eine mögliche Konvergenz, in: Geist und Tat, 
Frankfurt (Main), 3/1971, S. 148 



sie das unausweichliche Schicksal aller antikom- 
munistischen Doktrinen: Sie unterlag einem ver-
zehrenden Verschleiß.

Von der automatischen Konvergenz zur Diver-
sion

Unter einigem Aufwand an bürgerlichen soziolo-
gischen Konstruktionen und absichtsvollen Fehlin-
terpretationen und Fälschungen der realen sozia-
len Prozesse in der sozialistischen Gesellschaft 
entwickelten imperialistische „Kommunismusfor-
scher" und Strategietheoretiker die Konvergenz-
spekulation daraufhin allmählich zur ideologisch-
theoretischen Grundlage einer strategischen Kon-
zeption imperialistischen Kampfes weiter, die die 
bankrotten Strategien des „Eindämmens" und 
„Zurückrollens" des Sozialismus ablöste. Durch 
aktive imperialistische Einwirkung sollte erreicht 
werden, was sich spontan ganz offensichtlich 
nicht vollzog.

Zu'einem erstrangigen, bewußt angewandten Mit-
tel der veränderten imperialistischen Strategie 
wurde die ideologische Diversion, wurde der Ver-
such, vor allem unter Nutzung der modernen 
technischen Möglichkeiten bürgerliche Ideologie 
aller Schattierungen massenhaft in die sozialisti-
schen Staaten zu exportieren. Die Auffassung, 
„nach der Politik überflüssig ist", wurde durch 
eine Konzeption ersetzt, nach der das imperialisti-
sche Ziel „nicht mehr fatalistisch von den objek-
tiven Gesetzmäßigkeiten der Industriegesellschaft 
erwartet werden 

2
muß, sondern zum bewußten Ziel 

politischen Handelns gemacht werden kann" ). 
Dieser strategischen Konzeption liegt die für im-
perialistische Ideologen und Strategietheoretiker 
gewiß unbequeme Einsicht zugrunde, daß es „kei-
nen Sachzwang zur Konvergenz (gibt), der ziel-
strebiges polit

3
isches Handeln überflüssig 

macht" ).

Das war der bestimmende Ausgangspunkt für die 
Umforschung der Konvergenzspekulation, die nun 
zur ideologisch-theoretischen Begründung der im-
perialistischen Strategie der Zersetzung und Un-
terwanderung des Sozialismus wurde. Diese Stra-
tegie bringt einerseits die Defensivposition des 
Imperialismus, andererseits seine grundsätzlich 
unveränderte antikommunistische Zielsetzung zum 
Ausdruck und ist als Evolutionskonzeption be-
kann 4tgeworden. )
Auch gegenwärtig, da der Imperialismus unter 
dem Eindruck der Stärke und Autorität des Sozia-
lismus und einer wachen friedliebenden Weltöf-
fentlichkeit die Politik der friedlichen Koexistenz 
akzeptieren muß, hält er an dieser strategischen 
Konzeption fest. Es ist nicht zu übersehen, daß 
imperialistische Politiker auf Vereinbarungen ent-
sprechend den Prinzipien der friedlichen Koexi-
stenz auch mit der Absicht eingehen, „sie nach 
Möglichkeit für das Eindringen der bourgeoisen

2) H. Heimann, Demokratischer Sozialismus in Ost und West. 
Die Deutschland- und Ostpolitik: Anregungen zu einer konkre-
ten Utopie, in: Das Parlament, Bonn, 2. 9. 1972, Beilage, S. 24
3) Ebenda, S. 17
4) K. Zeisler, Die Evolutionskonzeption imperialistischer Kom- 
munismusforschung, in: IPW-Berichte, Berlin, 4/1972, S. 34 ff. 

Gedankenwelt in die sozialistischen Länder zu 
mißbrauchen" 5). Sie möchten „die sich entwik- 
kelnden neuen Möglichkeiten internationaler und 
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zwischenstaatlicher Zusammenarbeit ... für die 
beabsichtigte ideologische Unterwanderung der 
sozialistischen Staaten ... nutzen" ). Gerade das 
ist der Sinn ihrer Losung vom Austausch von 
Menschen, Meinungen und Informationen, die von 
Politikern, Ideologen und den Massenmedien ka-
pitalistischer Länder, darunter der BRD, gegen-
wärtig und nicht zuletzt im Zusammenhang mit 
der Vorbereitung der europäischen Sicherheits-
konferenz so auffallend stark propagiert wird.
Aber bereits Wilhelm G. Grewe, der sich neben 
seiner langjährigen diplomatischen Tätigkeit im 
Dienste des Imperialismus der BRD auch als Ver-
fasser von Büchern über die Theorie und Praxis 
der internationalen Beziehungen betätigt, hat vor 
drei Jahren die Aussichten der gegenwärtigen an-
tisozialistischen Strategie als „ungewisse Chance" 
bezeichnet. Immerhin, fügte er hinzu, sei sie „bes-
ser als die völlige Resignation" 7).

5) A. Norden, Fragen des Kampfes gegen den Imperialismus, 
Ber.in 1972, S. 50
6) K. Hager, Zu Fragen der Kulturpolitik der SED. 6. Tagung 
des ZK der SED, 6./7. Juli 1972, Berlin 1972, S. 61
7) W. G. Grewe, Spiel der Kräfte in der Weltpolitik. Theorie 
und Praxis in internationalen Beziehungen, Düsseldorf—Wien 
1970, S. 614
8) W. Möller/F. Vilmar, Sozialistische Friedenspolitik für 
Europa. Kein Frieden ohne Gesellschaftsreform in Ost und 
West, Reinbek bei Hamburg 1972. — Angegebene Seitenzahlen 
beziehen sich auf dieses Buch

Wir wissen natürlich, daß der Imperialismus, so-
lange er existiert, die Hoffnung nicht aufgeben 
wird, den Sozialismus doch noch aus der Welt 
schaffen zu können. Sein Wesen hat sich ja kei-
neswegs verändert. Und da sich die Perspektivlo- 
sigkeit der gegenwärtigen Konzeption des anti-
kommunistischen Kampfes immer deutlicher ab-
zeichnet, ist zu erwarten, daß weitere strategische 
und ideologische Varianten entwickelt werden.

Konvergenz auf einem „dritten Weg“

Die ersten derartigen Versuche liegen bereits vor, , 
Kürzlich wurde aus der Feder Walter Möllers und 
Fritz Vilmars — ein Buch mit dem ebenso an-
spruchsvollen wie irreführenden Titel „Sozialisti-
sche Friedenspolitik für Europa" 8) veröffentlicht. 
In ihm werden Ansichten jener vielfältig schat-
tierten linken Kräfte in der SPD dargelegt, deren 
Kreisen die Parteiführung nicht zum ersten Male 
vordenkerische Arbeiten zur flexiblen Gestaltung 
der offiziellen sozialdemokratischen Politik ver-
dankt. Das Buch wird auch ausdrücklich als „Bei-
trag zur aktuellen Politik der SPD" bezeichnet 
(S.9).
über den heillosen Illusionismus der ursprüngli-
chen Konvergenzauffassung sind sich diese Kräf-
te, wie es scheint, durchaus im klaren. Die naive 
Konvergenzvorstellung unterschlage „das fakti-
sche wie theoretische Konfliktpotential zwischen 
den beiden Gesellschaftssystemen" (S. 91).
Auch die verbreiteten Hoffnungen imperialistischer 
Strategieplaner, Politiker und nicht zuletzt kapita-
listischer Großunternehmer, die sozialistische Ge-
sellschaft mit Hilfe ausgedehnter wirtschaftlicher 
und wissenschaftlich-technischer Beziehungen in



ihren ökonomischen Grundlagen allmählich zu un-
terminieren, halten sie für wenig begründet. Die 
ökonomische Unterwanderung könne die Beseiti-
gung der politischen Grundlagen des Sozialismus 
lediglich vorbereiten. Hierbei allerdings messen 
sie ihr große Bedeutung bei. Es wird den Mono-
polherren freilich geraten, ihre über das unmittel-
bare Profitinteresse hinausgehenden Motive tun-
lichst nicht so offen zu verkünden (S. 111-113). 
Auf der Suche nach Möglichkeiten, Einfluß auf 
die politischen Grundlagen der sozialistischen Ge-
sellschaft zu gewinnen, um sie zu verändern, spe-
kulieren sie, wie seit eh und je die ganz ordinä-
ren antikommunistischen Konterrevolutionäre, auf 
vermeintliche Hilfstruppen, gleichsam fünfte Ko-
lonnen der Konterrevolution. Diese — für manipu-
lierbar gehaltene Jugendliche, Studenten in erster 
Linie, Repräsentanten revisionistischer Bestrebun-
gen — stilisieren sie zu erstrangigen geschichts-
bildenden Kräften. Sie sollen die politische Macht 
der Arbeiterklasse und ihrer Partei beseitigen und 
an deren Stelle ihre eigene Macht setzen. Zwar 
sehen die Autoren des Buches keine Möglichkeit, 
ihren potentiellen konterrevolutionären Offizieren 
auch eine Armee in Aussicht zu stellen. Aber 
eine Fahne wenigstens wollen sie ihren erhofften 
Offizieren geben. Sie empfehlen ihnen, unter der 
Losung eines „demokratischen Sozialismus" ins 
Feld zu ziehen.

Das ist nicht neu; dergleichen war von prominen- 
ten sozialdemokratischen Politikern und Ideologen 
schon häufig zu hören, und unverhohlene Wort-
führer des Imperialismus stimmen darin mit ihnen 
völlig überein. Es handelt sich um eine Erschei-
nung, die geschichtliche Parallelen hat: Lenin hat-
te darauf hingewiesen, daß der theoretische Sieg 
des Marxismus dessen Gegner zwingt, sich als 
Marxisten zu verkleiden9). Heute zwingen die Er-
folge des Sozialismus dessen Gegner, sich als So-
zialisten auszugeben. Die Geschichte kennt auch 
bereits genügend gescheiterte Versuche, mit Hilfe 
dieser Mimikry konterrevolutionäre Ergebnisse zu 
erzielen.

9) W. I. Lenin, Die historischen Schicksale der Lehre von Karl 
Marx, in: Werke, Bd. 18, Berlin 1962, S. 578
10) M. Suslow, Die KPdSU — Partei des schöpferischen Marxis-
mus, in: Der XXIV. Parteitag der KPdSU und die Entwicklung 
der marxistisch-leninistischen Theorie, Berlin 1971, S. 8
11) H. Heimann, a. a. O., S. 20

Illusionäre Hoffnung auf Läuterung des Imperia-
lismus

Die Verfasser erkennen anscheinend klarer als 
andere Sozialdemokraten, daß es aussichtslos ist, 
sich als Wortführer des Sozialismus auszugeben, 
wenn man nicht zumindest auf die Absicht ver-
weisen kann, die kapitalistische Profitwirtschaft 
im eigenen Lande bekämpfen zu wollen. Daher 
finden sie durchaus kritische Worte zu deren 
Kennzeichnung, so, wenn sie als Mängel — frei-
lich sehr unvollständig — aufzählen: „... die aus 
den Milliardenbeiträgen privater Profitanhäufung 
erwachsende politische (parteipolitische, pressepo-
litische, wahlpolitische) Macht, die Abhängigkeit 
einer Regierung vom goodwill der ökonomischen 
Machtelite, ihrer Investitions- und Preispolitik; 
die katastrophale Vernachlässigung der öffentli-
chen Aufgaben bei gleichzeitiger organisierter 
Verschwendung infolge der Tendenz zur Überpro-
duktion aufgrund der Anhäufung unverwertbaren 
Kapitals in den Händen der Produktionsmittelbe-
sitzer; die Tendenz zu überhöhten staatlichen Rü-

stungsbestellungen als Form dieser organisierten 
Verschwendung . .." (S. 101).
Das Buch reflektiert auf seine Weise die erzwun-
gene Einsicht flexiblerer Antikommunisten, daß 
die Auseinandersetzung zwischen Sozialismus und 
Kapitalismus ein Kampf diametraler Gesellschafts-
ordnungen ist und daß der Kapitalismus in diesem 
Kampf mit der „entscheidenden geschichtlichen 
Herausforderung des Jahrhunderts — der Heraus-
forderung des Sozialismus" 10 ) konfrontiert ist.

Die Verfasser sprechen sich dafür aus, den Sozia-
lismus „endlich als eine ernst zu nehmende Her-
ausforderung" zu begreifen (S. 112).

Sie haben sich auch einen hinreichend klaren 
Blick bewahrt, um die prinzipielle Überlegenheit 
des gesellschaftlichen Eigentums an den Produk-
tionsmitteln gegenüber der kapitalischen Eigen-
tumsform anzuerkennen. So müssen sie zugeben, 
„daß Gesellschaften ohne profit- und absatzorien-
tierte Ökonomie, ohne irrationalen Vergeudungs-
konsum und private Kapitalakkumulation wesent-
lich besser in der Lage sind, menschenwürdige In-
frastrukturen zu schaffen" (S. 123). Derartige Ein-
sichten unterscheiden sie von anderen bürgerli-
chen und sozial-demokratischen Ideologen, die 
noch an der mystifizierenden Legende festhalten, 
daß die Form, des Eigentums an den Produktions-
mitteln keine Bedeutung für die soziale und poli-
tische Struktur der Gesellschaft habe oder die so-
gar den Kapitalismus als höchste und effektivste 
aller denkbaren Produktionsweisen ausgeben.

Das Buch ist Ausdruck der verbreiteten Bestre-
bungen in der internationalen Sozialdemokratie, 
die illusionären Positionen eines „dritten Weges" 
neu zu beleben und deutlicher zu profilieren. 
Auch diese Bestrebungen stellen offensichtlich ei-
nen ideologisch-politischen Reflex auf die wach-
sende Stärke des Sozialismus und die unüberseh-
bare tiefe Krise des Kapitalismus dar, und Möller/ 
Vilmar vertreten engagiert die Auffassung, daß 
die Sozialdemokratie nur dann ihre Funktion in 
der internationalen Klassenauseinandersetzung er-
füllen könne, wenn sie diese Position glaubhaft 
zu machen vermöge. Einer der Anhänger dieser 
Auffassung bringt ihre Zielsetzung auf die For-
mel: „Denn nur wenn sich die westlich-kapitalisti-
sche Gesellschaft zum demokratischen Sozialis-
mus entwickelt, können sich in Osteu

11

ropa die 
Anhänger eines demokratischen Sozialismus ... 
durchsetzen" ).

Den objektiven Klassencharakter und den Illusio-
nismus der Position eines „dritten Weges" hat die 
Geschichte, nicht zuletzt die der Weimarer Repu-
blik, wiederholt offenkundig gemacht. Auch die 
gegenwärtig von Sozialdemokraten regierten kapi-
talistischen Staaten liefern unwiderlegbare Bewei-
se. Nirgendwo sind Anzeichen für die Einschrän-
kung, geschweige für Bestrebungen zur Beseiti-
gung der kapitalischen Profitwirtschaft zu erken-
nen. Selbst konservative Interessenvertreter des 



Kapitalismus vermögen das bei allen taktischen 
Vorbehalten nicht ernsthaft zu behaupten. Cla-
queure des „dritten Wegs" hätten also in der 
BRD ein weites Betätigungsfeld, wollten sie hel-
fen, jene Übel des Kapitalismus zu bekämpfen, 
die sie so treffend brandmarken. Aber tatsächlich 
demonstrieren sie, daß sie aufgrund ihrer realen 
Klassenposition keine politisch praktikablen 
Schlußfolgerungen aus der realistischen Einsicht 
zu ziehen vermögen, daß das sozialistische Eigen-
tum an den Produktionsmitteln der kapitalisti-
schen Eigentumsform überlegen ist. Denn nie-
mand, der realistisch denkt, wird ihre Ansicht tei-
len, es genüge, auf die Bereitschaft der Monopol-
bourgeoisie zu hoffen, von der unproduktiven Rü-
stungspolitik abzugehen und Mittel für infrastruk-
turelle Stabilisierungsmaßnahmen bereitzustellen, 
um die Grundlagen der kapitalistischen Profitwirt-
schaft zu überwinden. Nicht minder utopisch ist 
die Auffassung, dieses Ziel könne mit „friedens-
pädagogischen" Mitteln, durch die geistige 
„Umorientierung" eines Teils der Kapitalbesitzer 
erreicht werden. Das aber sind die Rezepte, die 
allen Ernstes angeboten werden (S. 120).

Untaugliche« Rezept zur Sicherung des Kapitalis-
mus und zur Beseitigung des Sozialismus

So ordnet sich die mit einigem Aufwand propa-
gierte Konzeption ein in die bekannten sozialde-
mokratischen Reformvorstellungen, mit denen 
dem Kapitalismus in seiner unüberwindbaren Kri-
se das überleben gesichert und nicht zuletzt sei-
ne Funktionsfähigkeit in der Auseinandersetzung 
mit dem Sozialismus erhöht werden soll. Darin er-
schöpft sich die ambitionierte „kapitalismuskriti-
sche" und antikommunistische Konzeption dieser 
Sozialdemokraten.

Bleibt nach den fragwürdigen Prämissen ein Blick 
auf die nicht minder spekulativen Perspektiven zu 
werfen, die Möller/Vilmars Konzeption ausmalt. 
Nachdem einerseits ein als „demokratischer So-
zialismus" firmierter reformierter Kapitalismus 
herbeigeführt und andererseits die politische 
Macht der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch- 
leninistischen Partei in den sozialistischen Staaten 
beseitigt sei, sollen beide Gesellschaften intensiv 
voneinander lernen und auf diese Weise einander 
ähnlich werden. Da der Konvergenzbegriff den 
Verfassern offenbar zu diskreditiert ist, erfinden 
sie für diesen angestrebten Prozeß einen neuen: 
Kommulation. Sie definieren ihn als „Vorstellung 
und Forderung der Annäherung durch gemeinsa-
me Gesellschaftsreform" (S. 118). So unterscheidet 
sich der Inhalt des neuen Begriffs nicht von der 
als Evolutionskonzeption bekannten modifizierten 
Konvergenzauffassung: Konvergenz als Ergebnis 
der angestrebten Beseitigung der politischen 
Grundlagen der sozialistischen Gesellschaft, d. h. 
der politischen Macht der Arbeiterklasse und ih-
rer marxistisch-leninistischen Partei. Alter Wein 
in nicht einmal neuen Schläuchen.

Wer den Sozialismus, unter welcher Flagge.auch 
immer, beseitigen möchte, dem liegt naturgemäß 
daran, sozialistisches Bewußtsein durch bürgerli-
che Ideologie zu verdrängen. Er möchte das We-

sen des Kapitalismus und den Charakter der Aus-
einandersetzung zwischen der kapitalistischen und 
der sozialistischen Gesellschaft verschleiern. Die 
Anhänger der neuen Konvergenz-Variante ma-
chen da keine Ausnahme. Die Forderung nach 
ideologischer Koexistenz ist eine wesentliche 
Komponente ihrer Konzeption. Die Verfasser ge-
ben vor, die Gegensätze zwischen den beiden an-
tagonistischen Gesellschaften seien vornehmlich 
ideologische Gegensätze, und es komme daher 
darauf an, sie durch die Preisgabe der marxi-
stisch-leninistischen Ideologie aus dem Weg zu 
schaffen. So proklamieren sie die Losung „Abbau 
der offiziellen ... Ideologien" (S. 97). An die Stel-
le eines begründeten Klassenstandpunktes möch-
ten sie das irregeleitete Bewußtsein setzen, „daß 
der .Feind' innen sich befindet" (S. 98). Als Ge-
genleistung bieten sie den Abbau des ohnehin 
weitgehend diskreditierten groben Antikommunis-
mus und dessen Ersetzung durch jene Variante 
flexiblen Antikommunismus an, die sie demon-
strieren. Aber „sowenig die objektiven, sozialöko-
nomischen und politischen Interessen der Arbei-
terklasse mit denen des Rates der Götter der ka- 
pitalischen Monopole zu vereinbaren sind, sowe-
nig sich die objektiven, sozialökonomischen Ge-
gensätze zwischen sozialistischer und kapitalisti-
scher Gesellschaftsordnung überbrücken lassen, 
sowenig lassen sich auch die ideologischen Ge-
gensätze zwischen Sozialismus und Imperialismus 
aus der Welt schaffen" 12 ).

12) E. Honecker, Das Volk der DDR kann mit Zuversicht die 
Schwelle zum Jahr 1973 überschreiten, in: Neues Deutschland, 
Berlin, 8. 12. 1972

Der Antikommunismus und Illusionismus dieser 
Konzeption sind gleichermaßen offensichtlich.

Eine Bemerkung ist noch vonnöten: Die Anhänger 
dieser Konvergenz-Variante bekennen sich auch 
zur friedlichen Koexistenz. Die Prinzipien der 
friedlichen Koexistenz sind aber unteilbar. Zu ih-
nen gehört auch die Nichteinmischung in die in-
neren Angelegenheiten anderer Staaten. Die Ver-
fasser aber sprechen unverhohlen „von einem in-
tensiven Wettbewerb um Einfluß und Geltung in 
der dritten Welt wie auch im Gegensystem" 
(S. 116).

Die sozialistischen Staaten halten die friedliche 
Koexistenz nicht für eine Idylle. Sie bekennen 
sich zu ihr als einer Form des Klassenkampfes, 
der Auseinandersetzung zwischen Sozialismus und 
Kapitalismus und wissen insbesondere, daß es auf 
dem Felde der Ideologie niemals einen Waffen-
stillstand geben kann. Aber sie sind der Auffas-
sung, daß die Auseinandersetzung auf der Grund-
lage der Prinzipien der friedlichen Koexistenz zu 
führen ist. Dies bedeutet: Verzicht auf Mittel der 
Gewalt, insbesondere auf Waffengewalt, und Ver-
zicht auf Einmischung in innere Angelegenheiten 
anderer Staaten. Es bedeutet dagegen in keiner 
Weise irgendeinen Abstrich in der Unversöhnlich-
keit der sich antagonistisch gegenüberstehenden 
Gesellschaftssysteme. Folglich wird es keine Kon-
vergenz dieser Systeme geben. Auch künftige Va-
rianten der bürgerlichen Konvergenztheorie ver-
mögen daran nichts zu ändern.
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